
VERBRAUCHERINFORMATION 
zu Ihrem SLP-HAUSRATSCHUTZ

HR
-V
HB
-0
10
62
1

		               	 Seite(n)

1.	 Allgemeine Vertragsinformationen	 2	 –	 5	

	  
2. 	VHV-Home-Service / Wichtige Empfehlungen zum Schutz 	 7 
	 Ihres Eigentums / Einbruchsicherung	

3. 	Allgemeine Hausrat-Versicherungsbedingungen 	 8	 –	 24	  
	 (VHB 2010) – SLP

4. 	Besondere Bedingungen für die Versicherung 	 25	 –	 26	  
	 weiterer Elementarschäden (BWE 2008 – Privat)

5. 	Klauselbogen zur Hausratversicherung	 27	  

6. 	Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung 	 28	 –	 37	  
	 (AGIB 2008) (Privat)

7. 	Klauselbogen zur (Haushalts-)Glasversicherung 2008 – privat	 38

8. 	Allgemeine Bedingungen für die Versicherung von Reisegepäck	 39	 –	 46
	 (AVB Reisegepäck 1992) 	  

9. 	Tarifbestimmungen	 47	 –	 48

10.		 Datenschutzhinweise 	 49	 –	 57

Stand: 01.08.2024



2

Allgemeine Vertragsinformationen und Erklärungen des Antragstellers
gemäß §§ 7, 8 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) in Verbindung mit § 1 der Verordnung über Informationspflichten bei Versicherungsver-
trägen (VVG-InfoV)

1. Identität des Versicherers, der VHV Allgemeine Versicherung AG

Rechtsform 				    Aktiengesellschaft
Registergericht 				    Amtsgericht Hannover
Registernummer 				    HRB 57331
USt-IdNr. 				    DE 815 099 837
Versicherungsteuernummer 			   809/V90809002150
Postanschrift 				    30138 Hannover
Hausanschrift und Sitz der Gesellschaft 	 VHV-Platz 1, 30177 Hannover (ladungsfähige Anschrift)
Vorsitzender des Aufsichtsrates 		  Thomas Voigt
Vorstand 					    Dr. Sebastian Reddemann (Sprecher), Ulf Bretz, Dr. Thomas Diekmann,
					     Sina Rintelmann, Dr. Angelo O. Rohlfs

2. Identität der bestandsführenden, vertragsverwaltenden Stelle, der S.L.P. Vertriebsservice AG, Gesellschaft für Versicherungs-
vermittlung, Marketing und Vertriebslogistik

Rechtsform 				    Aktiengesellschaft
Registergericht 				    Amtsgericht Chemnitz
Registernummer 				    HRB 31176
USt-IdNr. 				    DE 202 030 144
Hausanschrift und Sitz der Gesellschaft 	 Erfenschlager Str. 17 - 19, 09125 Chemnitz (ladungsfähige Anschrift)
Vorstand 					    Sven Schleicher
Vorsitzender des Aufsichtsrates 		  Christian Sünderwald

3. Kundenbeziehung

Sie sind Kunde des Versicherungsmaklers oder -vertreters, der diesen Antrag vermittelt hat. Er ist Ihr erster Ansprechpartner in allen, das Ver-
sicherungsverhältnis betreffenden Fragen. Des Weiteren werden Sie Kunde der S.L.P. Vertriebsservice AG, die als vertragsführende Stelle die 
komplette Vertragsverwaltung und -durchführung, u. a. einschließlich des Beitragseinzuges, vornimmt und an die Sie sich ebenfalls wenden 
können. Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist der Versicherer, bei dem Sie versichert sind und der im Schadenfall die Leistung erbringt.

4. Bevollmächtigungen der S.L.P. Vertriebsservice AG

Die S.L.P. Vertriebsservice AG ist vom Risikoträger bzw. Versicherer, der VHV Allgemeine Versicherung AG, beauftragt und bevollmächtigt, 
für ihn Anträge auf Versicherung entgegenzunehmen, zu prüfen, die Annahme oder Ablehnung dessen im Namen des Versicherers zu 
erklären, ggf. die Annahme mit einem Versicherungsschein zu dokumentieren, die fälligen Versicherungsbeiträge einschließlich Versiche-
rungsteuer zu erheben und zu inkassieren, bei nicht fristgerechter Zahlung der Erst- oder Folgebeiträge das Mahnwesen gemäß § 37 und 
§ 38 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zu betreiben sowie das Versicherungsverhältnis im Namen des Versicherers zu kündigen. Bei der 
S.L.P. Vertriebsservice AG eingegangene Versicherungsbeiträge gelten mit befreiender Wirkung für den Versicherungsnehmer bzw. Bei-
tragszahler als dem Versicherer zugegangen.

Für den Fall der Beendigung der bisherigen Risikoträgerschaft erteilt der Antragsteller bzw. Versicherungsnehmer der S.L.P. Vertriebsservice AG 
den Auftrag und die Vollmacht, den Träger des Versicherungsschutzes zu wechseln. Hierüber muss sie den Versicherungsnehmer mindestens 
3 Monate vor dem Stichtag des beabsichtigten Risikoträgerwechsels schriftlich informieren. Der der S.L.P. Vertriebsservice AG erteilte Auftrag 
und die Bevollmächtigung zur Eingehung eines neuen Versicherungsverhältnisses kann vom Kunden widerrufen werden bis zum Abschluss des 
Tages, der dem vorausgeht, an dem der neue Risikoträger den Versicherungsschutz bietet. Der S.L.P. Vertriebsservice AG wird von dem Kunden 
bzw. Versicherungsnehmer die Mehrfachvertretung für die Zeichnung des Versicherungsschutzes bei dem neuen Risikoträger gestattet.

5. Zahlungsempfänger für Versicherungsbeiträge und Zahlungsempfänger Gebühren und Zuschläge

Versicherungsbeiträge (einschließlich Versicherungsteuer) werden stets namens und für Rechnung der VHV Allgemeine Versicherung AG 
erhoben. Gebühren und Zuschläge werden in eigenem Namen und für Rechnung der S.L.P. Vertriebsservice AG erhoben. 

Versicherungsbeiträge sind umsatzsteuerfrei. Etwaige erhobene Zuschläge und Gebühren unterliegen ebenfalls nicht der Umsatzsteuer, da 
sie als Entgelt für Nebenleistungen einer Vermittlungstätigkeit gelten bzw. nicht steuerbar sind.

Bei Fragen zum Umfang des Versicherungsschutzes oder zur Meldung von Schäden wenden Sie sich bitte an Ihren Vermittler oder 
an die S.L.P. Vertriebsservice AG, Erfenschlager Str. 17 - 19, 09125 Chemnitz, Telefon (0371) 3 82 80 487, Telefax (0371) 3 82 80 13, 
E-Mail: info@slp-kundencenter.de.

6. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers

Die VHV Allgemeine Versicherung AG betreibt das Versicherungsgeschäft in den folgenden Versicherungssparten:
– Kraftfahrtversicherung,
– Allgemeine Haftpflichtversicherung,
– Sachversicherung inkl. Technische Versicherung
– Unfallversicherung
– Kautionsversicherung.

Die S.L.P. Vertriebsservice AG ist vom Versicherer, der VHV Allgemeine Versicherung AG, beauftragt und bevollmächtigt, bezüglich der von 
ihr vermittelten Versicherungen Versicherungsdokumente auszufertigen bzw. solche an Sie weiterzuleiten, die vereinbarten Beiträge für den 
Versicherer, die VHV Allgemeine Versicherung AG, einzuziehen sowie Schadenmeldungen entgegenzunehmen.

7. Versicherungsbedingungen und Tarifbestimmungen

Für das Versicherungsverhältnis zwischen Ihnen und dem Versicherer gelten der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen und die Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen sowie die für die einzelnen Versicherungsarten geltenden Besonderen Bedingungen, Zusatzbedingungen, 
Tarifbestimmungen und Sondervereinbarungen.

8. Besonderheiten des SLP-online-Tarifs „E-Dok“

Wenn dem beantragten Versicherungsschutz der sogenannte SLP-online-Tarif „E-Dok“ zugrundeliegt, gilt folgendes:
 
Dieser Tarif sieht vor, dass der Versicherungsschein an Sie als Antragsteller ausschließlich per E-Mail übersandt wird und zwar an die 
E-Mail-Adresse, die Sie im Rahmen der Beantragung angegeben hat. Des Weiteren sieht der Tarif vor, dass auch alle sonstigen Dokumente 
und jede sonstige Korrespondenz ausschließlich per E-Mail erfolgt. Sie erklären sich damit ausdrücklich einverstanden. 
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Ebenso sind Sie ausdrücklich damit einverstanden, dass die E-Mail ohne besondere Verschlüsselung (Passwortschutz o. ä.) versandt wird.

Sie können zu jedem späteren Zeitpunkt die Übersendung von Dokumenten zu Ihrem Versicherungsvertrag bzw. die Führung der Kor-
respondenz dazu auf dem Postweg verlangen. Sie sind ausdrücklich damit einverstanden, dass dann zur nächsten Beitragsfälligkeit ein 
Wechsel in den dafür vorgesehenen Tarif erfolgt und ein erhöhter Versicherungsbeitrag fällig wird.

9. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung

Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistungen des Versicherers entnehmen Sie bitte dem Versicherungsantrag, dem Versi-
cherungsschein und den zugrunde liegenden Vertragsbestimmungen.

10. Gesamtpreis der Versicherung

Die Höhe der Einzelbeiträge, der zu entrichtende Gesamtbeitrag einschließlich der gesetzlichen Versicherungsteuer und der Zeitraum für 
den der Beitrag zu zahlen ist, sind im Antrag und im Versicherungsschein bzw. Beitragsrechnung ausgewiesen.

11. Zusätzliche Kosten

Bei Beitragsrückständen werden Mahnkosten berechnet; bei Rückläufern im Lastschriftverfahren werden die Bankgebühren, die uns von 
Ihrem Geldinstitut in Rechnung gestellt werden, Ihnen weiterberechnet.
Sofern eine Adress-Ermittlung durchgeführt werden muss, weil Sie uns die Änderung Ihrer Anschrift nicht bzw. nicht rechtzeitig mitgeteilt 
haben, werden die im Zusammenhang mit der Adress-Ermittlung entstandenen Kosten Ihnen in Rechnung gestellt.

Weitere Gebühren oder Kosten, z.B. für die Antragsbearbeitung werden nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Telekommunikationsge-
bühren anfallen, die über die normalen Telefonkosten hinausgehen, werden diese bei der jeweiligen Telefonnummer angegeben.

12. Beitragszahlung

Die Beiträge sind zum jeweiligen Fälligkeitstermin zu zahlen. Diese Termine, die Zahlungsart und die Zahlungsweise können Sie Ihrem 
Versicherungsschein entnehmen.

13. Gültigkeitsdauer des Angebots

Den Ihnen überreichten Angebots- und Antragsunterlagen liegen die Beiträge, Versicherungsleistungen, Versicherungsbedingungen und 
Verbraucherinformationen zugrunde, die zum Zeitpunkt der Aushändigung gelten.

14. Zustandekommen des Vertrages

Grundsätzlich kommt der Versicherungsvertrag durch Ihre und die seitens der S.L.P. Vertriebsservice AG, namens und im Auftrag des 
Versicherers inhaltlich übereinstimmende Vertragserklärung (Willenserklärungen) zustande, wenn Sie Ihre Vertragserklärung nicht innerhalb 
von 14 Tagen widerrufen. 

Im Fall von Abweichungen von Ihrem Antrag oder den getroffenen Vereinbarungen sind diese – einschließlich Belehrung und Hinweisen auf 
die damit verbundenen Rechtsfolgen – in Ihrem Versicherungsschein gesondert aufgeführt. 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Erstbeitrag unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins bezahlt worden ist. Für den Fall, dass Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
unverzüglich, sondern zu einem späteren Zeitpunkt zahlen, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, es sei denn, Sie haben 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten. Der Versicherungsschutz kann (weil z.B. noch Einzelheiten der Vertragsgestaltung zu klären sind) auch 
auf Grund einer vorläufigen Deckungszusage in Kraft treten. Diese ist zunächst ein eigenständiger Versicherungsvertrag, der insbesondere nach 
endgültigem Abschluss der Vertragsverhandlungen oder Vorlage des Versicherungsscheins über den endgültigen Versicherungsschutz endet.

Wichtiger Hinweis:
Sofern eine zeitgemäße Deckungslücke vom Ablauf des bisherigen Vertrages (24 Uhr bzw. 0.00 Uhr) und des Beginns dieses 
Versicherungsvertrages (12 Uhr mittags) besteht, gewährt der Versicherer für diesen Zeitraum den vertragsgemäßen Versiche-
rungsschutz.

15. Widerrufsbelehrung

Abschnitt 1 – Widerrufsrecht, Widerrufsfolgen und besondere Hinweise

Widerrufsrecht

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb einer Frist von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) wider-
rufen.
Die Widerrufsfrist beginnt, nachdem Ihnen
–	der Versicherungsschein,
–	die Vertragsbestimmungen, einschließlich der für das Vertragsverhältnis geltenden Allgemeinen Versicherungsbedingungen, diese wiede-

rum ein-schließlich der Tarifbestimmungen,
–	diese Belehrung,
–	das Informationsblatt zu Versicherungsprodukten, dies allerdings nur, wenn Sie Ihre Vertragserklärung als Verbraucher abgegeben haben,
–	und die weiteren in Abschnitt 2 aufgeführten Informationen 

jeweils in Textform zugegangen sind.

Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:

S.L.P. Vertriebsservice AG, Erfenschlager Straße 17 - 19, 09125 Chemnitz
Telefax (0371) 3 82 80 13, E-Mail: info@slp-kundencenter.de.

16. Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und der Versicherer erstattet Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil des Beitrages, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist be-
ginnt. Den Teil des Beitrages, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, darf der Versicherer in diesem Fall einbehalten; dabei 
handelt es sich um einen Betrag, der sich wie folgt berechnet:



4

Anzahl der Tage, 	 x	 1/30 des Monatsbeitrags bzw.
an denen Versicherungsschutz 		  1/90 des Vierteljahresbeitrags bzw.
bestanden hat		  1/180 des Halbjahresbeitrags bzw.

		   	 1/360 des Jahresbeitrags

Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und 
gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch vom Versicherer vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Abschnitt 2 – Auflistung der für den Fristbeginn erforderlichen weiteren Informationen

Hinsichtlich der in Abschnitt 1 Satz 2 genannten weiteren Informationen werden die Informationspflichten im Folgenden im Einzelnen auf-
geführt:

Informationspflichten bei allen Versicherungszweigen

Der Versicherer hat Ihnen folgende Informationen zur Verfügung zu stellen:

1. 	 die Identität des Versicherers und der etwaigen Niederlassung, über die der Vertrag abgeschlossen werden soll; anzugeben ist auch das 
Handelsregister, bei dem der Rechtsträger eingetragen ist, und die zugehörige Registernummer;

2. 	 die ladungsfähige Anschrift des Versicherers und jede andere Anschrift, die für die Geschäftsbeziehung zwischen dem Versicherer und 
Ihnen maßgeblich ist, bei juristischen Personen, Personenvereinigungen oder -gruppen auch den Namen eines Vertretungsberechtigten; 
soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen er-folgt, 
bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

3. 	 die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers;

4. 	 die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versi-
cherers;

5. 	 den Gesamtpreis der Versicherung einschließlich aller Steuern und sonstigen Preisbestandteile, wobei die Beiträge einzeln auszuweisen 
sind, wenn das Versicherungsverhältnis mehrere selbständige Versicherungsverträge umfassen soll, oder, wenn ein genauer Preis nicht 
angegeben werden kann, Angaben zu den Grundlagen seiner Berechnung, die Ihnen eine Überprüfung des Preises ermöglichen;

6.
a) 	 gegebenenfalls zusätzlich anfallende Kosten unter Angabe des insgesamt zu zahlenden Betrages sowie mögliche weitere Steuern, Ge-

bühren oder Kosten, die nicht über den Versicherer abgeführt oder von ihm in Rechnung gestellt werden;
b) 	 alle Kosten, die Ihnen für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln entstehen, wenn solche zusätzlichen Kosten in Rechnung 

gestellt werden;

7. 	 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und der Erfüllung, insbesondere zur Zahlungsweise der Beiträge;

8. 	 die Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen, beispielsweise die Gültigkeitsdauer befristeter Angebote, 
insbesondere hinsichtlich des Preises;

9. 	 Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt, insbesondere über den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes 
sowie die Dauer der Frist, während der der Antragsteller an den Antrag gebunden sein soll;

10. 	das Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts sowie die Bedingungen, Einzelheiten der Ausübung, insbesondere Namen und 
Anschrift derjenigen Person, gegenüber der der Widerruf zu er-klären ist, und die Rechtsfolgen des Widerrufs einschließlich Informa-
tionen über den Betrag, den Sie im Falle des Widerrufs gegebenenfalls zu zahlen haben; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgeho-
benen und deutlich gestalteten Form;

11.
a) 	 Angaben zur Laufzeit des Vertrages;
b) 	 Angaben zur Mindestlaufzeit des Vertrages;

12. 	Angaben zur Beendigung des Vertrages, insbesondere zu den vertraglichen Kündigungsbedingungen einschließlich etwaiger Vertrags-
strafen; soweit die Mitteilung durch Übermittlung der Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen 
erfolgt, bedürfen die Informationen einer hervorgehobenen und deutlich gestalteten Form;

13. 	das auf den Vertrag anwendbare Recht, eine Vertragsklausel über das auf den Vertrag anwendbare Recht oder über das zuständige 
Gericht;

14. 	die Sprachen, in denen die Vertragsbedingungen und die in diesem Abschnitt genannten Vorabinformationen mitgeteilt werden, sowie 
die Sprachen, in denen sich der Versicherer verpflichtet, mit Ihrer Zustimmung die Kommunikation während der Laufzeit dieses Vertrags 
zu führen;

15.	einen möglichen Zugang für Sie zu einem außergerichtlichen Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren und gegebenenfalls die Voraus-
setzungen für diesen Zugang; dabei ist ausdrücklich darauf hin-zuweisen, dass die Möglichkeit für Sie, den Rechts-weg zu beschreiten, 
hiervon unberührt bleibt;

16.	Name und Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde sowie die Möglichkeit einer Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde.

Ende der Widerrufsbelehrung
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17. Laufzeit des Vertrages

Die Versicherungsdauer beträgt in der Regel mindestens ein Jahr. Nach Ablauf des ersten Versicherungsjahrs verlängert sich der jeweilige 
Vertrag stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn er nicht fristgemäß gekündigt wird. Etwaige Besonderheiten ergeben sich aus dem Antrag oder 
dem Versicherungsschein.

18. Beendigung des Vertrages

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht Ihnen oder uns spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr und bei Verträgen, die von vornherein einen festen Endtermin vorsehen, endet der Vertrag, 
ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

Im Übrigen besteht ein Kündigungsrecht auch in folgenden Fällen:
– für den Versicherer und den Versicherungsnehmer nach dem Versicherungsfall,
– für den Versicherer bei Nichtzahlung des Folgebeitrages,
– für den Versicherungsnehmer bei Beitragserhöhung.

Einzelheiten können Sie den nachfolgend abgedruckten Allgemeinen Bedingungen entnehmen. Gesetzliche Kündigungsrechte bleiben hiervon 
unberührt.

19. Anzuwendendes Recht, zuständiges Gericht

Auf den Vertrag und die vorvertraglichen Beziehungen ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland anwendbar.

Der allgemeine Gerichtsstand für Klagen gegen den Versicherer ist Hannover. Als natürliche Person können Sie aber auch an dem Gericht 
klagen, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der Klageerhebung Ihren festen Wohnsitz haben oder, in Ermangelung eines solchen, Ihr gewöhnlicher 
Wohnsitz liegt. 

Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben oder Ihr Wohnsitz oder gewöhn-
licher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, bestimmt sich abweichend von vorgenannter Regelung die gerichtliche 
Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers.

20. Anzuwendende Sprache

Die Vertragsbedingungen und Informationen werden in deutscher Sprache mitgeteilt; während der Laufzeit dieses Vertrages wird mit Ihnen in 
deutscher Sprache kommuniziert.

21. Außergerichtliche Beschwerde- und Rechts-behelfsverfahren

Wenn es sich beim Versicherungsnehmer um einen Verbraucher oder um eine Person handelt, die sich in verbraucherähnlicher Lage befindet, 
gilt:

Bei Streitigkeiten in Versicherungsangelegenheiten können Sie sich an den Ombudsmann für Versicherungen wenden.

Die VHV Allgemeine Versicherung AG ist Mitglied im Verein Versicherungsombudsmann e.V.

Versicherungsombudsmann e.V.
Postfach 08 06 32, 10006 Berlin
Telefon 0800 3696000
E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de 
Internet: www.versicherungsombudsmann.de

Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Der Versicherer hat sich verpflichtet, 
an dem Schlichtungsverfahren teilzunehmen und erkennt die Entscheidungen des Ombudsmanns bis zu einem Streitwert von 10.000 EUR als 
verbindlich an. Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt davon unberührt.

Wenn Sie diesen Vertrag online (z. B. über eine Webseite oder per E-Mail) abgeschlossen haben, können sich mit ihrer Beschwerde auch online 
an die Plattform http://ec.europa.eu/consumers/odr/ wenden. Ihre Beschwerde wird dann über diese Plattform an den Versicherungsombuds-
mann weitergeleitet.

22. Aufsichtsbehörde

Wenn Sie als Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch den Versicherer nicht zufrieden sind oder Meinungsverschiedenheiten bei der 
Vertragsabwicklung auftreten, können Sie sich auch an die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Der Versicherer unterliegt 
der Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin)
Sektor Versicherungsaufsicht
Graurheindorfer Straße 108
53117 Bonn
Telefon: 0800 2 100 500
E-Mail: poststelle@bafin.de
Internet: www.bafin.de 

Bitte beachten Sie, dass die BaFin keine Schiedsstelle ist und einzelne Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) über die Folgen einer Verlet-
zung der gesetzlichen Anzeigepflicht
Sehr geehrte Versicherungsnehmerin, sehr geehrter Versicherungsnehmer,
damit der Versicherer Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen kann, ist es notwendig, dass Sie die gestellten Fragen wahrheits-
gemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. Angaben, 
die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der S.L.P. Vertriebs-
service AG, Erfenschlager Str. 17 - 19, 09125 Chemnitz in Auftrag des Versicherers, der VHV Allgemeine Versicherung AG, schriftlich nach-
zuholen. Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. 
Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen in Textform 
gefragt wurde, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Versicherers nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragt, sind Sie auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass 
weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht hat der Versicherer kein Rücktritts-
recht, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklärt der Versicherer bzw. die S.L.P. Vertriebsservice AG im Namen des Versi-
cherers den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleibt der Versicherer dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, 
dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand
– weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
– noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht
ursächlich war. Die Leistungspflicht des Versicherers entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. Bei einem Rücktritt 
steht dem Versicherer der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht.

2. Kündigung
Kann der Versicherer nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos 
verletzt haben, kann der Versicherer bzw. die S.L.P. Vertriebsservice AG im Namen des Versicherers den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.

3. Vertragsänderung
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers Vertragsbestandteil. 
Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzei-
gepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. Erhöht sich 
durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers über die Vertragsänderung 
fristlos kündigen. Auf dieses Recht wird Sie der Versicherer in seiner Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung der Rechte des Versicherers
Der Versicherer kann seine Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangt. Bei der Ausübung der Rechte des Versicherers hat er die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt. Zur Begründung können durch den Versicherer nachträglich weitere Umstände angeben werden, wenn für diese die Frist nach Satz 
1 nicht verstrichen ist. Der Versicherer kann sich auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, 
wenn er den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. Die Rechte des Versicherers zum Rücktritt, zur 
Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die 
vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der 
Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung der Rechte des Versicherers die Kenntnis und Arglist Ihres 
Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätz-
lich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 
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VHV – HOME – SERVICE 
Tel. 0511/907-2077
Schnelle Hilfe – wann immer Sie sie brauchen

Ob Sie bei dem Versicherer eine Hausratversicherung oder eine Wohngebäudeversicherung abgeschlossen haben, der VHV-Home- 
Service steht Ihnen jederzeit zur Verfügung. Er ist Bestandteil Ihrer Versicherung. Was auch immer passiert, über die telefoni-
sche VHV-Hotline bekommen Sie jede erdenkliche Hilfe, zum Beispiel bei Wasserrohrbruch, Brand durch Kurzschluß, Dachab-
deckung durch Sturm oder, oder, oder. Wenn etwas passiert, organisiert der Versicherer Ihnen zu jeder Tages- und Nachtzeit 
auch an Wochenenden und Feiertagen schnelle Hilfe.

Sie können im Schadenfall dem Mitarbeiter das Problem schildern. Er vermittelt Ihnen sofort den geeigneten Handwerker bzw.  
Dienstleister. Dieser meldet sich zur gewünschten Zeit bei Ihnen, um alles Weitere zu vereinbaren. So ersparen Sie sich 
zeit-raubende Telefonate und die Suche nach einem Handwerker. So wird Ihr Schaden aufs Schnellste aus der Welt geschaf-
fen – unkompliziert, zeitsparend, fachgerecht. Ob und in welcher Höhe die entstehenden Handwerker- und Dienstleisterkosten 
übernommen werden, kann erst nach der Einsendung der Schadenmeldung geprüft werden.
Der Versicherer ist immer für Sie da – auch wenn Sie keinen Schadenfall haben. Zum Beispiel weil Sie einen Haushüter während  
Ihres Urlaubs suchen oder einen Handwerker für Ihren Umzug benötigen. Einfach die VHV-Hotline anrufen. Hier wird Ihnen 
kompetent und schnell weitergeholfen.

Noch eine Bitte:

Wenn Sie den Home-Service einmal nutzen wollen, halten Sie bitte die Versicherungsscheinnummer bereit, wenn Sie anrufen.

Home-Service 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die Besorgung von Handwerkern und Dienstleistern. Das Leistungsspektrum 
umfasst die Empfehlung von: 

Handwerker 
–	 Dachdecker 
–	 Elektro 
–	 Gebäudereiniger 
–	 Glaser 
–	 Heizung / Sanitär 
–	 Maler 
–	 Maurer 
–	 Radio- / Fernsehtechniker 
–	 Raumausstatter 
–	 Tischler 

Ist der Ansprechpartner nicht erreichbar 
–	 nutzt der Kunde die 24-Stunden-Hotline 
–	 meldet dem Home-Service sein Problem 

Der Home-Service 
–	 besorgt einen Handwerker und Dienstleister 
–	 informiert die entsprechende Abteilung
–	 führt eine Qualitätskontrolle durch 

Hinweis: 

Die Kosten für die Handwerkerleistungen werden nur erstattet, soweit entsprechender Versicherungsschutz besteht. 

 
Wichtige Empfehlungen zum Schutz Ihres Eigentums / Einbruchsicherung
Die Kriminalpolizei rät zu folgenden Mindestsicherungen:

Wohnungsaußentüren sollten ein Zylinderschloß mit außen bündigem Türschild (von außen nicht abschraubbar) und massivem  
Schließblech mit Verankerung im Mauerwerk (soweit bauseits möglich) aufweisen. Terrassentüren, erreichbare Balkontüren 
und erreichbare Fenster sollten durch abschließbare Griffe und Zusatzsicherungen (Bolzenschlösser, abschließbare Riegel, 
Aufbruchsperren) gesichert sein.

Bitte prüfen Sie, ob diese Einbruchsicherungen auch für Sie sinnvoll sind, denn die Versicherungsleistung kann nicht den Verlust  
liebgewonnener und persönlicher Sachen ungeschehen machen.

	 Dienstleister 
–	 Brand- / Wasserreinigung 
–	 Experten für Alarmanlagen / Stahlschränke 
–	 Haushüter 
–	 Hotels 
–	 Möbelpacker 
–	 Reinigung / Reparatur von Orientteppichen / Gemälden / 

Antiquitäten 
–	 Sachverständige 
–	 Schlüsseldienste 
–	 Speditionen 
–	 Wach- / Sicherheitsdienste usw. 
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Präambel
Sie – als Versicherungsnehmer – und die VHV Allgemeine Versicherung AG, 

VHV-Platz 1, 30177 Hannover – als Versicherer –, sind Vertragspartner dieses Versicherungsvertrages.
Die vertraglich vereinbarten Leistungen für die versicherten Personen erbringt die VHV Allgemeine Versicherung 
AG. Die S.L.P. Vertriebsservice AG betreut die von ihr vermittelten Verträge und steht Ihnen für alle Fragen hin-

sichtlich des Versicherungsvertrages zur Seite.

Anzeigen und Willenserklärungen hinsichtlich Ihres Versicherungsvertrages richten Sie bitte ausschließlich an die
S.L.P. Vertriebsservice AG, Erfenschlager Straße 17 - 19, 09125 Chemnitz

Tel. (0371) 3 82 80 487 Telefax (0371) 3 82 80 13, E-Mail: info@slp-kundencenter.de

Allgemeine Hausrat-Versicherungsbedingungen (VHB 2010) SLP VHB 2010

Abschnitt A

§ 1 	 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungs-
fall), generelle Ausschlüsse

§ 2 	 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahr-
zeuge

§ 3 	 Einbruchdiebstahl

§ 4 	 Leitungswasser

§ 5 	 Sturm, Hagel

§ 6 	 Versicherte und nicht versicherte Sachen,  
Versicherungsort

§ 7 	 Außenversicherung

§ 8 	 Versicherte Kosten

§ 9 	 Versicherungswert, Versicherungssumme

§ 10	 Anpassung des Beitrags

§ 11	 Wohnungswechsel

§ 12	 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung

§ 13	 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, Wert-
schutzschränke

§ 14	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

§ 15 	Sachverständigenverfahren

§ 16 	Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des 
Versicherungsnehmers vor und nach dem Versi-
cherungsfall, Sicherheitsvorschrift

§ 17 	Besondere gefahrerhöhende Umstände

§ 18 	Wiederherbeigeschaffte Sachen

Abschnitt B

§ 1 	 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder  
seines Vertreters

§ 2 	 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit,  
Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des 
Einmal- oder Erstbeitrages

§ 3 	 Dauer und Ende des Vertrages, Risikowegfall

§ 4 	 Folgebeitrag

§ 5 	 Lastschriftverfahren

§ 6 	 Ratenzahlung

§ 7 	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

§ 8 	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

§ 9 	 Gefahrerhöhung

§ 10 	Überversicherung

§ 11 	Mehrere Versicherer

§ 12 	Versicherung für fremde Rechnung

§ 13 	Aufwendungsersatz

§ 14 	Übergang von Ersatzansprüchen

§ 15 	Kündigung nach dem Versicherungsfall

§ 16 	Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

§ 17 	Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriften- 
änderungen

§ 18 	Agentenvollmacht

§ 19 	Repräsentanten

§ 20 	Verjährung

§ 21 	Gerichtsstand

§ 22 	Anzuwendendes Recht

§ 23 	Bedingungsanpassung 

§ 24 	Embargobestimmungen 
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Abschnitt A

§ 1 	 Versicherte Gefahren und Schäden (Versicherungs-
fall), generelle Ausschlüsse

1. 	 Versicherungsfall

	 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch

a) Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges oder sonstigen Flugkör-
pers, seiner Teile oder seiner Ladung,

b)	Einbruchdiebstahl, Vandalismus nach einem Ein-
bruch sowie Raub oder den Versuch einer solchen 
Tat,

c) Leitungswasser,

d) Sturm, Hagel,

	 zerstört oder beschädigt werden oder infolgedessen 
abhanden kommen.

2. 	 Ausschluss Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

a) Ausschluss Krieg

	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion oder Aufstand.

b) Ausschluss Innere Unruhen

	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere 
Unruhen.

c) Ausschluss Kernenergie

	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kerne-
nergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 2 	 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Luftfahrzeuge

1. 	 Versicherte Gefahren und Schäden

	 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch

a) Brand, Nutzwärmeschäden,

b) Blitzschlag,

c) Explosion, Implosion,

d)	Anprall oder Absturz eines Luftfahrzeuges oder sons-
tigen Flugkörpers, seiner Teile oder seiner Ladung,

	 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kom-
men.

2. 	 Brand, Nutzwärmeschäden

	 Brand ist ein Feuer, das ohne einen bestimmungsgemä-
ßen Herd entstanden ist oder ihn verlassen hat und das 
sich aus eigener Kraft auszubreiten vermag. Nutzwär-
meschäden sind Brandschäden, die an versicherten 
Sachen dadurch entstehen, dass sie einem Nutzfeuer 
oder der Wärme zur Bearbeitung oder zu sonstigen 
Zwecken ausgesetzt werden.

3. 	 Blitzschlag

	 Blitzschlag ist der unmittelbare Übergang eines Blit-
zes auf Sachen. Überspannungs-, Überstrom- oder 
Kurzschlussschäden an elektrischen Einrichtungen und 
Geräten sind nur versichert, wenn an Sachen auf dem 
Grundstück, auf dem der Versicherungsort liegt, durch 
Blitzschlag Schäden anderer Art entstanden sind. Spu-
ren eines direkten Blitzschlags an anderen Sachen als 
an elektrischen Einrichtungen und Geräten oder an 
Antennen stehen Schäden anderer Art gleich.

4-1.	 Explosion

	 Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende 
Kraftäußerung. Eine Explosion eines Behälters (Kessel, 
Rohrleitung usw.) liegt nur vor, wenn seine Wandung 
in einem solchen Umfang zerrissen wird, dass ein 
plötzlicher Ausgleich des Druckunterschieds inner-
halb und außerhalb des Behälters stattfindet. Wird im 
Innern eines Behälters eine Explosion durch chemische 
Umsetzung hervorgerufen, so ist ein Zerreißen seiner 
Wandung nicht erforderlich.

	 Mitversichert sind Explosionsschäden durch Kampfmit-
tel aus beendeten Kriegen (Blindgänger).

4-2. 	 Implosion

	 Implosion ist ein plötzlicher, unvorhersehbarer Zusam- 
menfall eines Hohlkörpers durch äußeren Überdruck 
infolge eines inneren Unterdruckes.

5. 	 Nicht versicherte Schäden

	 Nicht versichert sind

a) ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen Schäden 
durch Erdbeben;

b) Sengschäden;

c) Schäden, die an Verbrennungskraftmaschinen durch 
die im Verbrennungsraum auftretenden Explosionen, 
so wie Schäden, die an Schaltorganen von elekt-
rischen Schaltern durch den in ihnen auftretenden 
Gasdruck entstehen;

d)	Brandschäden an Sachen, in denen oder durch die 
Nutzfeuer oder Wärme erzeugt, vermittelt oder wei-
tergeleitet wird.

	 Die Ausschlüsse gemäß Nr. 5 b) und 5 d) gelten nicht, 
soweit diese Schäden Folge eines versicherten Sach-
schadens gemäß Nr. 1 sind.

§ 3 	 Einbruchdiebstahl

1. 	 Versicherte Gefahren und Schäden

	 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch

a) Einbruchdiebstahl,

b) Vandalismus nach einem Einbruch,

c) Raub

	 oder durch den Versuch einer solchen Tat abhanden 
kommen, zerstört oder beschädigt werden.

2. 	 Einbruchdiebstahl

	 Einbruchdiebstahl liegt vor, wenn der Dieb

a)	in einen Raum eines Gebäudes einbricht, einsteigt 
oder mittels eines Schlüssels, dessen Anfertigung für 
das Schloss nicht von einer dazu berechtigten Person 
veranlasst oder gebilligt worden ist (falscher Schlüs-
sel) oder mittels anderer Werkzeuge eindringt; der 
Gebrauch eines falschen Schlüssels ist nicht schon 
dann bewiesen, wenn feststeht, dass versicherte 
Sachen abhanden gekommen sind;

b)	in einem Raum eines Gebäudes ein Behältnis auf-
bricht oder falsche Schlüssel (siehe a) oder andere 
Werkzeuge benutzt, um es zu öffnen; der Gebrauch 
eines falschen Schlüssels ist nicht schon dann bewie-
sen, wenn feststeht, dass versicherte Sachen abhan-
den gekommen sind;

c)	aus einem verschlossenen Raum eines Gebäudes 
Sachen entwendet, nachdem er sich in das Gebäude 
eingeschlichen oder dort verborgen gehalten hatte;

d)	in einem Raum eines Gebäudes bei einem Diebstahl 
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auf frischer Tat angetroffen wird und eines der Mittel 
gemäß Nr. 4 a) aa) oder 4 a) bb) anwendet, um sich 
den Besitz des gestohlenen Gutes zu erhalten;

e)	mittels richtiger Schlüssel, die er innerhalb oder 
außerhalb des Versicherungsortes durch Einbruch-
diebstahl oder durch Raub gemäß Nr. 4 an sich 
gebracht hatte, in einen Raum eines Gebäudes ein-
dringt oder dort ein Behältnis öffnet;

f)	 in einen Raum eines Gebäudes mittels richtigem 
Schlüssel eindringt, den er – innerhalb oder außer-
halb des Versicherungsortes – durch Diebstahl an 
sich gebracht hatte, vorausgesetzt, dass weder der 
Versicherungsnehmer noch der Gewahrsamsinhaber 
den Diebstahl des Schlüssels durch fahrlässiges Ver-
halten ermöglicht hatte.

3. 	 Vandalismus nach einem Einbruch

	 Vandalismus nach einem Einbruch liegt vor, wenn der 
Täter auf eine der in Nr. 2 a), 2 e) oder 2 f) bezeichneten 
Arten in den Versicherungsort eindringt und versicherte 
Sachen vorsätzlich zerstört oder beschädigt.

4. 	 Raub

a) Raub liegt vor, wenn

aa) gegen den Versicherungsnehmer Gewalt ange-
wendet wird, um dessen Widerstand gegen die 
Wegnahme versicherter Sachen auszuschalten. 
Gewalt liegt nicht vor, wenn versicherte Sachen 
ohne Überwindung eines bewussten Widerstan-
des entwendet werden (einfacher Diebstahl / Trick- 
diebstahl);

bb)	der Versicherungsnehmer versicherte Sachen her-
aus gibt oder sich wegnehmen lässt, weil eine 
Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben ange-
droht wird, die innerhalb des Versicherungsor-
tes – bei mehreren Versicherungsorten innerhalb 
desjenigen Versicherungsortes, an dem auch die 
Drohung ausgesprochen wird – verübt werden soll;

cc)	 dem Versicherungsnehmer versicherte Sachen 
weggenommen werden, weil sein körperlicher 
Zustand unmittelbar vor der Wegnahme infolge 
eines Unfalls oder infolge einer nicht verschul-
deten sonstigen Ursache wie beispielsweise 
Ohnmacht oder Herzinfarkt beeinträchtigt und 
dadurch seine Widerstandskraft ausgeschaltet 
ist.

b)	Dem Versicherungsnehmer stehen Personen gleich, 
die mit seiner Zustimmung in der Wohnung anwe-
send sind.

c)	Nicht versichert sind Sachen, die an den Ort der 
Herausgabe oder Wegnahme erst auf Verlangen 
des Täters herangeschafft werden, es sei denn, das 
Heranschaffen erfolgt nur innerhalb des Versiche-
rungsortes, an dem die Tathandlungen nach a) verübt 
wurden.

5. 	 Nicht versicherte Schäden

	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden, die verur-
sacht werden durch weitere Elementargefahren (Über-
schwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schnee-
druck, Lawinen, Vulkanausbruch).

§ 4 	 Leitungswasser

1. 	 Bruchschäden

	 Soweit Rohre bzw. Installationen gemäß a) und b) zum 
versicherten Hausrat gehören (siehe Abschnitt A § 6) 
leistet der Versicherer Entschädigung für innerhalb von 
Gebäuden eintretende

a)	frostbedingte und sonstige Bruchschäden an Rohren

aa)	 der Wasserversorgung (Zu- oder Ableitungen) 
oder den damit verbundenen Schläuchen,

bb)	der Warmwasser- oder Dampfheizung sowie Klima-, 
Wärmepumpen- oder Solarheizungsanlagen,

cc)	 von Wasserlösch- oder Berieselungsanlagen, 
sofern diese Rohre nicht Bestandteil von Heizkes-
seln, Boilern oder vergleichbaren Anlagen sind.

dd)	Rohren von sonstigen Anlagen der regenerativen 
Energieversorgung.

b)	frostbedingte Bruchschäden an nachfolgend genann-
ten Installationen:

aa)	 Badeeinrichtungen, Waschbecken, Spülklosetts, 
Armaturen (z.B. Wasser- und Absperrhähne, Ven-
tile, Geruchsverschlüsse, Wassermesser) sowie 
deren Anschlussschläuche,

bb)	Heizkörper, Heizkessel, Boiler oder vergleichba-
re Teile von Warmwasserheizungs-, Dampfhei-
zungs-, Klima-, Wärmepumpen- oder Solarhei-
zungsanlagen.

	 Als innerhalb des Gebäudes gilt der gesamte Baukör-
per, einschließlich der Bodenplatte.

	 Rohre von Solarheizungsanlagen auf dem Dach gelten 
als Rohre innerhalb des Gebäudes.

	 Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, sind Rohre 
und Installationen unterhalb der Bodenplatte (tragend 
oder nicht tragend) nicht versichert.

2.	 Nässeschäden

	 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch bestimmungswidrig austretendes 
Leitungswasser zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen.

	 Das Leitungswasser muss aus Rohren der Wasserver-
sorgung (Zu- und Ableitungen) oder damit verbundenen 
Schläuchen, den mit diesem Rohrsystem verbunde-
nen sonstigen Einrichtungen oder deren wasserfüh-
renden Teilen, aus Einrichtungen der Warmwasser- 
oder Dampfheizung, aus Klima-, Wärmepumpen-, oder 
Solarheizungsanlagen, aus Wasserlösch- und Berie-
selungsanlagen sowie aus Wasserbetten, Aquarien, 
Zimmerbrunnen oder Wassersäulen ausgetreten sein.

	 Sole, Öle, Kühl- und Kältemittel aus Klima-, Wärme-
pumpen- oder Solarheizungsanlagen sowie Wasser-
dampf stehen Leitungswasser gleich.

3. 	 Nicht versicherte Schäden

a)	Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch

aa)	 Plansch- oder Reinigungswasser,

bb)	Schwamm,

cc)	 Grundwasser, stehendes oder fließendes Gewäs-
ser, Überschwemmung oder Witterungsnieder-
schläge oder einen durch diese Ursachen hervor-
gerufenen Rückstau,

dd)	Erdbeben, Schneedruck, Lawinen, Vulkanaus-
bruch,

ee)	 Erdsenkung oder Erdrutsch, es sei denn, dass 
Leitungswasser nach Nr. 2 die Erdsenkung oder 
den Erdrutsch verursacht hat,

ff)	 Öffnen der Sprinkler oder Bedienen der Berie-
selungsdüsen wegen eines Brandes, durch 
Druck-proben oder durch Umbauten oder Repa-
raturarbeiten an dem versicherten Gebäude oder 
an der Sprinkler- oder Berieselungsanlage.

gg)	Leitungswasser aus Eimern, Gießkannen oder 
sonstigen mobilen Behältnissen.

b)	Der Versicherer leistet keine Entschädigung für Schäden
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aa)	 an Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 
bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden 
oder Gebäudeteilen befindlichen Sachen.

bb)	am Inhalt eines Aquariums, die als Folge dadurch 
entstehen, dass Wasser aus dem Aquarium aus-
getreten ist.

§ 5 	 Sturm, Hagel

1. 	 Versicherte Gefahren und Schäden

	 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die zerstört oder beschädigt werden oder 
abhanden kommen

a)	durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes oder 
Hagels auf versicherte Sachen oder auf Gebäude, in 
denen sich versicherte Sachen befinden;

b)	dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, 
Bäume oder andere Gegenstände auf versicherte 
Sachen oder auf Gebäude, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, wirft;

c)	als Folge eines Schadens nach a) oder b) an versi-
cherten Sachen;

d)	durch die unmittelbare Einwirkung des Sturmes 
oder Hagels auf Gebäude, die mit dem versicherten 
Gebäude oder Gebäuden, in denen sich versicherte 
Sachen befinden, baulich verbunden sind;

e)	dadurch, dass ein Sturm oder Hagel Gebäudeteile, 
Bäume oder andere Gegenstände auf Gebäude wirft, 
die mit dem versicherten Gebäude oder Gebäuden, 
in denen sich versicherte Sachen befinden, baulich 
verbunden sind.

2. 	 Sturm

	 Sturm ist eine wetterbedingte Luftbewegung von min-
destens Windstärke 8 nach Beaufort (Windgeschwin-
digkeit mindestens 63 km/Stunde).

	 Ist die Windstärke für den Schadenort nicht feststellbar, 
so wird Windstärke 8 unterstellt, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass

a)	die Luftbewegung in der Umgebung des Versiche-
rungsgrundstücks Schäden an Gebäuden in ein-
wandfreiem Zustand oder an ebenso widerstandsfä-
higen anderen Sachen angerichtet hat, oder dass

b)	der Schaden wegen des einwandfreien Zustandes 
des versicherten Gebäudes oder des Gebäudes, in 
dem sich die versicherten Sachen befunden haben, 
oder mit diesem Gebäude baulich verbundenen 
Gebäuden, nur durch Sturm entstanden sein kann.

3. 	 Hagel

	 Hagel ist ein fester Witterungsniederschlag in Form von 
Eiskörnern.

4. 	 Nicht versicherte Schäden

a)	Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf mitwirkende 
Ursachen Schäden durch

aa)	 Sturmflut;

bb)	Eindringen von Regen, Hagel, Schnee oder 
Schmutz durch nicht ordnungsgemäß geschlos-
sene Fenster, Außentüren oder andere Öffnun-
gen, es sei denn, dass diese Öffnungen durch 
Sturm oder Hagel entstanden sind und einen 
Gebäudeschaden darstellen;

cc)	 weitere Elementargefahren (Überschwemmung, 
Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, Schneedruck, Lawi-
nen, Vulkanausbruch).

b)	Nicht versichert sind Schäden an

aa)	 Gebäuden oder an Gebäudeteilen, die nicht 

bezugsfertig sind und an den in diesen Gebäuden 
befindlichen Sachen;

bb)	Sachen, die sich außerhalb von Gebäuden befin-
den. Nach Nr. 1 versichert sind jedoch auf dem 
gesamten Grundstück, auf dem sich die versi-
cherte Wohnung befindet, Antennenanlagen und 
Markisen, wenn sie ausschließlich vom Versiche-
rungsnehmer genutzt werden.

§ 6 	 Versicherte und nicht versicherte Sachen, Versiche-
rungsort

1. 	 Beschreibung des Versicherungsumfangs

	 Versichert ist der gesamte Hausrat in der im Ver-
sicher-ungsschein bezeichneten Wohnung (Versiche-
rungsort). Hausrat, der infolge eines eingetretenen oder 
unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfalles aus 
dem Versicherungsort entfernt und in zeitlichem und örtli-
chem Zusammenhang mit diesem Vorgang zerstört oder 
beschädigt wird oder abhanden kommt, ist versichert. 
Hausrat außerhalb der im Versicherungsschein bezeich-
neten Wohnung ist nur im Rahmen der Außenversiche-
rung (siehe Abschnitt A § 7) oder soweit dies gesondert 
im Versicherungsvertrag vereinbart ist, versichert.

2. 	 Definitionen

a)	Zum Hausrat gehören alle Sachen, die dem Haushalt 
des Versicherungsnehmers zur privaten Nutzung 
(Gebrauch bzw. Verbrauch) dienen.

b)	Wertsachen und Bargeld gehören ebenfalls zum 
Hausrat. Hierfür gelten besondere Voraussetzungen 
und Entschädigungsgrenzen (siehe Abschnitt A § 13)

c)	Ferner gehören zum Hausrat

aa)	 alle in das Gebäude eingefügte Sachen (z.B. Ein-
baumöbel und Einbauküchen), die der Versiche-
rungsnehmer als Mieter oder Wohnungseigentü-
mer auf seine Kosten beschafft oder übernommen 
hat und daher hierfür die Gefahr trägt. Eine ander-
weitige Vereinbarung über die Gefahrtragung ist 
vom Versicherungsnehmer nachzuweisen.

bb)	Anbaumöbel und Anbauküchen, die serienmäßig 
produziert und nicht individuell für das Gebäu-
de gefertigt, sondern lediglich mit einem gerin-
gen Einbauaufwand an die Gebäudeverhältnisse 
angepasst worden sind.

cc)	 privat genutzte Antennenanlagen und Markisen, 
die ausschließlich der versicherten Wohnung 
gemäß Nr. 1 dienen und sich auf dem Grundstück 
befinden, auf dem die versicherte Wohnung liegt.

dd)	im Haushalt des Versicherungsnehmers befindli-
ches fremdes Eigentum, soweit es sich nicht um 
das Eigentum von Mietern bzw. Untermietern des 
Versicherungsnehmers handelt (siehe Nr. 4 e).

ee)	 selbstfahrende Krankenfahrstühle, Rasenmäher, 
GoKarts und Spiel- bzw. Modellfahrzeuge, soweit 
diese nicht versicherungspflichtig sind.

ff)	 Kanus, Ruder-, Falt- und Schlauchboote ein-
schließlich ihrer Motoren sowie Surfgeräte.

gg)	Fall- und Gleitschirme sowie nicht motorisierte 
Flugdrachen.

hh)	Arbeitsgeräte und Einrichtungsgegenstände, die 
ausschließlich dem Beruf oder dem Gewerbe 
des Versicherungsnehmers oder einer mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebenden Person die-
nen; Handelswaren und Musterkollektionen sind 
hiervon ausgeschlossen.

ii)	 Tiere, die regelmäßig artgerecht in Wohnungen 
(siehe Nr. 3 a) und b)) gehalten werden, wie:
-	 zahme Haustiere (z.B. Katzen, Hunde, Fische, 

Kaninchen)
-	 gezähmte Kleintiere (z.B. Vögel, Hamster, 

Meerschweinchen)
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-	 exotische Wildtiere, sofern hierfür kein gesetz-
liches Haltungsverbot besteht (z.B. Spinnen, 
Schlangen, Echsen, Chamäleons)

3. 	 Versicherungsort

	 Versicherungsort ist die im Versicherungsschein 
bezeichnete Wohnung. Zur Wohnung gehören

a)	diejenigen Räume, die zu Wohnzwecken dienen 
und eine selbstständige Lebensführung ermöglichen. 
Dies sind die ausschließlich vom Versicherungsneh-
mer oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Person privat genutzten Flächen eines 
Gebäudes. Räume, die ausschließlich beruflich oder 
gewerblich genutzt werden, gehören nicht zur Woh-
nung, es sei denn, sie sind ausschließlich über die 
Wohnung zu betreten (sog. Arbeitszimmer in der 
Wohnung).

b)	Loggien, Balkone, an das Gebäude unmittelbar 
anschließende Terrassen sowie ausschließlich vom 
Versicherungsnehmer oder einer mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Person zu privaten Zwecken 
genutzte Räume in Nebengebäuden – einschließlich 
Garagen – des Grundstücks, auf dem sich die versi-
cherte Wohnung befindet.

c)	Gemeinschaftlich genutzte, verschließbare Räume, in 
dem Hausrat bestimmungsgemäß vorgehalten wird 
(z.B. ausgewiesene Stellflächen in Fluren, Fahrradkel-
ler, Waschkeller) des Grundstücks, auf dem sich die 
versicherte Wohnung befindet.

d)	Darüber hinaus werden auch privat genutzte Garagen 
der Wohnung zugerechnet, soweit sich diese zumin-
dest in der Nähe des Versicherungsortes befinden.

4. 	 Nicht versicherte Sachen

	 Nicht zum Hausrat gehören

a)	Gebäudebestandteile, es sei denn, sie sind in Nr. 2 c) 
aa) genannt.

b)	vom Gebäudeeigentümer eingebrachte Sachen, für 
die dieser die Gefahr trägt. Sofern die ursprünglich 
vom Gebäudeeigentümer eingebrachten oder in des-
sen Eigentum übergegangenen Sachen durch den 
Mieter ersetzt werden – auch höher oder geringer-
wertigere –, sind diese Sachen im Rahmen dieses 
Vertrages nicht versichert. Das Gleiche gilt für vom 
Wohnungseigentümer ersetzte Sachen.

c)	Kraftfahrzeuge aller Art und Anhänger, unabhängig 
von deren Versicherungspflicht, sowie Teile und 
Zubehör von Kraftfahrzeugen und Anhängern, soweit 
nicht unter Nr. 2 c) genannt.

d)	Luft- und Wasserfahrzeuge, unabhängig von deren 
Versicherungspflicht, einschließlich nicht eingebauter 
Teile, soweit nicht unter Nr. 2 c) genannt.

e)	Hausrat von Mietern und Untermietern in der Woh-
nung des Versicherungsnehmers, es sei denn, dieser 
wurde ihnen vom Versicherungsnehmer überlassen.

f)	 Sachen im Privatbesitz, die durch einen geson-
derten Versicherungsvertrag versichert sind (z.B. 
für Schmucksachen und Pelze, Kunstgegenstände, 
Musikinstrumente bzw. Jagd- und Sportwaffen).

g)	elektronisch gespeicherte Daten und Programme.

§ 7 	 Außenversicherung

1. 	 Begriff und Geltungsdauer der Außenversicherung

	 Versicherte Sachen, die Eigentum des Versicherungs-
nehmers oder einer mit ihm in häuslicher Gemeinschaft 
lebenden Person sind oder die deren Gebrauch dienen, 
sind weltweit auch versichert, solange sie sich vorüber-
gehend außerhalb des Versicherungsortes befinden. 
Zeiträume von mehr als drei Monaten gelten nicht als 
vorübergehend.

2. 	 Unselbstständiger Hausstand während Wehr- und 
Zivildienst oder Ausbildung

	 Hält sich der Versicherungsnehmer oder eine mit ihm in 
häuslicher Gemeinschaft lebende Person zur Ausbildung, 
um den Wehr- oder Zivildienst oder den Bundes- bzw. 
Jugendfreiwilligendienst abzuleisten außerhalb der Woh-
nung auf, so gilt dies so lange als vorübergehend im 
Sinne der Nr. 1, bis ein eigener Hausstand begründet 
wird.

3. 	 Einbruchdiebstahl

	 Für Schäden durch Einbruchdiebstahl müssen die in 
Abschnitt A § 3 Nr. 2 genannten Voraussetzungen erfüllt 
sein.

4. 	 Raub

	 Bei Raub besteht Außenversicherungsschutz; in den 
Fällen, in denen der Versicherungsnehmer versicherte 
Sachen herausgibt oder sich wegnehmen lässt, weil 
eine Gewalttat mit Gefahr für Leib oder Leben ange-
droht wird, die an Ort und Stelle verübt werden soll. 
Dies gilt auch, wenn der Raub an Personen begangen 
wird, die mit dem Versicherungsnehmer in häuslicher 
Gemeinschaft leben.

	 Der Außenversicherungsschutz erstreckt sich ohne 
Rücksicht auf mitwirkende Ursachen nicht auf Sachen, 
die erst auf Verlangen des Täters an den Ort der Weg-
nahme oder Herausgabe gebracht werden.

5. 	 Sturm und Hagel

	 Für Sturm- und Hagelschäden besteht Außenversiche-
rungsschutz nur innerhalb von Gebäuden.

6. 	 Entschädigungsgrenzen

a)	Die Entschädigung im Rahmen der Außenversiche-
rung ist auf die mit Ihnen vereinbarte Entschädi-
gungsgrenze begrenzt.

b)	Für Wertsachen (auch Bargeld) gelten zusätzlich Ent-
schädigungsgrenzen (siehe Abschnitt A § 13 Nr. 2).

§ 8 	 Versicherte Kosten

1. 	 Versicherte Kosten

	 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen

a)	Aufräumungskosten

	 für das Aufräumen versicherter Sachen sowie für das 
Wegräumen und den Abtransport von zerstörten und 
beschädigten versicherten Sachen zum nächsten 
Ablagerungsplatz und für das Ablagern und Vernich-
ten.

b)	Bewegungs- und Schutzkosten

	 die dadurch entstehen, dass zum Zweck der Wie-
derherstellung oder Wiederbeschaffung versicher-
ter Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder 
geschützt werden müssen.

c)	Hotelkosten

	 für Hotel- oder ähnliche Unterbringung ohne Neben-
kosten (z.B. Frühstück, Telefon), wenn die ansonsten 
ständig bewohnte Wohnung unbewohnbar wurde 
und dem Versicherungsnehmer auch die Beschrän-
kung auf einen bewohnbaren Teil nicht zumutbar ist. 
Die Kosten werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, in 
dem die Wohnung wieder bewohnbar ist, längstens 
für die vereinbarte Dauer. Die Entschädigung ist pro 
Tag auf den vereinbarten Betrag der Versicherungs-
summe begrenzt.

d)	Transport- und Lagerkosten

	 für Transport und Lagerung des versicherten Haus-
rats, wenn die Wohnung unbenutzbar wurde und dem 
Versicherungsnehmer auch die Lagerung in einem 
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benutzbaren Teil nicht zumutbar ist. Die Kosten für 
die Lagerung werden bis zu dem Zeitpunkt ersetzt, 
in dem die Wohnung wieder benutzbar oder eine La- 
gerung in einem benutzbaren Teil der Wohnung wie-
der zumutbar ist, längstens für die vereinbarte Dauer.

e)	Schlossänderungskosten

	 für Schlossänderungen der Wohnung, wenn Schlüs-
sel für Türen der Wohnung oder für dort befindliche 
Wertschutzschränke durch einen Versicherungsfall 
abhanden gekommen sind.

f)	 Bewachungskosten

	 für die Bewachung versicherter Sachen, wenn die 
Wohnung unbewohnbar wurde und Schließvorrich-
tungen und sonstige Sicherungen keinen ausreichen-
den Schutz bieten. Die Kosten werden bis zu dem 
Zeitpunkt ersetzt, in dem die Schließvorrichtungen 
oder sonstige Sicherungen wieder voll gebrauchsfä-
hig sind, längstens für die Dauer von 48 Stunden.

g)	Reparaturkosten für Gebäudeschäden

	 die im Bereich der Wohnung durch Einbruchdieb-
stahl, Raub oder den Versuch einer solchen Tat oder 
innerhalb der Wohnung durch Vandalismus nach 
einem Einbruch oder einer Beraubung entstanden 
sind.

h)	Reparaturkosten für Nässeschäden

	 an Bodenbelägen, Innenanstrichen oder Tapeten in 
gemieteten bzw. in Sondereigentum befindlichen 
Wohnungen oder gemieteten Einfamilienhaus (auch 
Reihenhaus, Doppelhaushälfte).

i)	 Kosten für provisorische Maßnahmen

	 Kosten für provisorische Maßnahmen zum Schutz 
versicherter Sachen.

§ 9	 Versicherungswert, Versicherungssumme

1. 	 Versicherungswert

	 Der Versicherungswert bildet die Grundlage der Ent-
schädigungsberechnung.

a)	Versicherungswert ist der Wiederbeschaffungswert 
von Sachen gleicher Art und Güte in neuwertigem 
Zustand (Neuwert).

b)	Für Kunstgegenstände (Abschnitt A § 13 Nr. 1 a) dd)) 
und Antiquitäten (Abschnitt A § 13 Nr. 1 a) ee)) ist der 
Versicherungswert der Wiederbeschaffungspreis von 
Sachen gleicher Art und Güte.

c)	Sind Sachen für ihren Zweck in dem versicherten 
Haushalt nicht mehr zu verwenden, so ist der Ver-
sicherungswert der für den Versicherungsnehmer 
erzielbare Verkaufspreis (gemeiner Wert).

d)	Soweit die Entschädigung für Wertsachen auf 
bestimmte Beträge begrenzt (Abschnitt A § 13 Nr. 2) 
ist, werden bei der Ermittlung des Versicherungswer-
tes höchstens diese Beträge berücksichtigt.

2. 	 Versicherungssumme

a)	Die Versicherungssumme soll dem Versicherungs-
wert entsprechen.

b)	Die Versicherungssumme erhöht sich um den verein-
barten Vorsorgebetrag.

3. 	 Anpassung von Versicherungssumme und Beitrag

a)	Die Versicherungssumme wird entsprechend der Ent-
wicklung des Preisindexes – siehe b) – angepasst.

b)	Die Versicherungssumme erhöht oder vermindert 
sich mit Beginn eines jeden Versicherungsjahres 
entsprechend dem Prozentsatz, um den sich der 
Preisindex für „Verbrauchs- und Gebrauchsgüter 

ohne Nahrungsmittel und ohne die normalerweise 
nicht in der Wohnung gelagerten Güter” – aus dem 
Verbraucherpreisindex für Deutschland (VPI) – im ver-
gangenen Kalenderjahr gegenüber dem davorliegen-
den Kalenderjahr verändert hat. Maßgebend ist der 
vom Statistischen Bundesamt jeweils für den Monat 
September veröffentlichte Index. Der Veränderungs-
prozentsatz wird nur bis zur ersten Stelle nach dem 
Komma berücksichtigt. Die neue Versicherungssum-
me wird auf den nächsten vollen Euro aufgerundet 
und dem Versicherungsnehmer bekanntgegeben.

c)	Der Beitrag wird aus der neuen Versicherungssumme 
berechnet.

d)	Innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
über die neue Versicherungssumme kann der Ver-
sicherungsnehmer der Anpassung durch Erklärung 
in Textform widersprechen. Zur Wahrung der Frist 
genügt die rechtzeitige Absendung. Damit wird die 
Anpassung nicht wirksam.

§ 10 	 Anpassung des Beitrags

1. 	 Grundsatz

	 Der Beitrag, auch soweit er für erweiterten Versiche-
rungsschutz vereinbart ist, kann zu Beginn eines jeden 
Versicherungsjahres nach Maßgabe der nachfolgenden 
Regelungen zur Anpassung des Beitragssatzes steigen 
oder sinken.

2. 	 Beitrag und Beitragsberechnung

a)	Der Beitrag für Versicherungsverträge in der Verbun-
denen Hausratversicherung richtet sich nach risiko-
relevanten Umständen. Hierzu zählen alle Umstände, 
zu denen der Versicherer ausdrücklich im Antrag 
fragt, es sei denn, die Angaben werden nur für sta-
tistische Erhebungen benötigt, worauf im Antrag 
besonders hingewiesen wird. Die risikorelevanten 
Umstände werden nach finanz- und versicherungs-
mathematischen Methoden kalkuliert und miteinan-
der verknüpft.

	 Der Mindestbeitrag beträgt 40 EUR zuzüglich Versi-
cherungsteuer.

b)	Risikorelevante Umstände sind zum Beispiel:
–	 Ort, an dem sich die Wohnung bzw. das Ein- oder 

Zweifamilienhaus, in welchem sich der zu versi-
chernde Hausrat befindet, gelegen ist

–	 Bauart des Gebäudes, in welchem sich der Hausrat 
befindet (vgl. Erläuterung im Anhang)

–	 Dauerndes Bewohntsein der Wohnung, in der sich 
der Hausrat befindet

–	 Vorhandensein spezieller Sicherungsmaßnahmen

c)	Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versi-
cherer bzw. der S.L.P. jede Änderung risikorelevanter 
Umstände unverzüglich anzuzeigen.

	 Ändern sich risikorelevante Umstände, wird der Bei-
trag ab dem Zeitpunkt neu berechnet, ab dem die 
Änderung eingetreten ist. Abschnitt A § 11 bleibt 
unberührt.

d)	Auf die Beachtung des Abschnitts A §§ 16 und 17 
und die daraus resultierenden Rechtsfolgen gemäß 
Abschnitt B §§ 8 und 9 wird ausdrücklich hingewie-
sen.

3. 	 Zahlungsweise

a)	Die Beiträge sind, soweit im Tarif nichts anderes 
bestimmt ist, Jahresbeiträge, die jährlich im Voraus 
zu entrichten sind.

b)	Bei halb- oder vierteljährlicher oder monatlicher 
Teilzahlung ist ein Zuschlag von 3, 5 oder 8 % des 
Versicherungsbeitrags zu entrichten. Die monatliche 
Zahlungsweise ist nur bei Vereinbarung des Last-
schrifteinzugsverfahrens möglich; der Mindestbeitrag 
bei monatlicher Zahlungsweise beträgt 5,01 EUR, 
inklusive Versicherungsteuer.
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4. 	 Versicherungsteuer

	 In den vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Bei-
trägen ist die Versicherungsteuer enthalten. Der Pro-
zentsatz der Versicherungsteuer richtet sich nach dem 
Versicherungsteuergesetz in der jeweils geltenden Fas-
sung. Er wird berechnet von dem vom Versicherungs-
nehmer zu zahlenden Beitrag zuzüglich der Nebenkos-
ten im Sinne von § 3 Abs. 1 Versicherungsteuergesetz

5. 	 Beitragsänderung

a)	Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich verein-
barten Beiträge für Versicherungsverträge mit glei-
chen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang 
anzupassen, wenn die Schadenaufwendungen und 
Kosten eines Geschäftsjahres die Beitragseinnahmen 
ohne Versicherungsteuer, jeweils bezogen auf diese 
Verträge, überschreiten. Die anerkannten Grundsät-
ze der Versicherungsmathematik und der Versiche-
rungstechnik sind anzuwenden.

b)	Die Anpassung darf 10 Prozent des vertraglichen 
Beitrages nicht überschreiten. Der geänderte Bei-
trag darf den im Zeitpunkt der Änderung geltenden 
Tarifbeitrag für neu abgeschlossene Versicherungs-
verträge mit gleichen Tarifmerkmalen und gleichem 
Deckungsumfang nicht übersteigen.

c)	Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn 
des nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Der Ver-
sicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Versicherers 
teilt dem Versicherungsnehmer die Anpassung der 
Beiträge spätestens einen Monat vor Fälligkeit des 
Beitrages schriftlich mit. In der Mitteilung sind der 
alte und neue Beitrag gegenüberzustellen und der 
Versicherungsnehmer über dessen Kündigungsrecht 
nach Abschnitt A § 10 Nr. 5 d) zu belehren.

d)	Erhöht der Versicherer die Beiträge, kann der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragserhö-
hung, den Versicherungsvertrag kündigen.

6. 	 Individuelle Risikomerkmale

a)	Der Versicherer kann Versicherungsnehmer zum 
Zwecke der risikogerechteren Tarifierung nach 
gleichartigen Merkmalen zu Gruppen von Risiken 
zusammenfassen, um ein ausgewogenes Verhältnis 
von Beitrag und Leistung zu erlangen. Zu Beginn 
jeder neuen Versicherungsperiode können für jede 
der nach gleichartigen Merkmalen gebildeten Grup-
pen gegenüber dem allgemeinen Tarifbeitrag Nach-
lässe eingeräumt oder Zuschläge erhoben werden, 
wenn eine nach den Grundsätzen der Versicherungs-
mathematik auf der Grundlage vorhandener Daten 
des Versicherers mittels spezieller EDV-technischer 
Verfahren durchgeführte Bewertung dies rechtfertigt.

	 Die Nachlässe oder Zuschläge gelten nur für die jeweils 
neue Versicherungsperiode zur versicherten Sache. 

b)	Risikogerechte Merkmale im Sinne von Nr. 1 sind  
z.B.: rechtzeitige Zahlung der Versicherungsbeiträge, 
Dauer und Umfang der bisherigen Vertragsbezieh-un-
gen sowie Merkmale zur versicherten Person oder zur 
versicherten Sache.

§ 11 	 Wohnungswechsel

1. 	 Umzug in eine neue Wohnung

	 Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht 
der Versicherungsschutz auf die neue Wohnung über. 
Während des Wohnungswechsels besteht in beiden 
Wohnungen Versicherungsschutz. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in dem erstmals versicherte Sachen 
dauerhaft in die neue Wohnung gebracht werden.

2. 	 Mehrere Wohnungen

	 Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisheri-

ge Wohnung, geht der Versicherungsschutz nicht über, 
wenn er die alte Wohnung weiterhin bewohnt (Doppel-
wohnsitz); für eine Übergangszeit von zwei Monaten 
besteht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen.

3. 	 Umzug ins Ausland

	 Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland, so geht der Versicherungsschutz 
nicht auf die neue Wohnung über. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn.

4. 	 Anzeige der neuen Wohnung

a)	Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei 
Beginn des Einzuges dem Versicherer bzw. der S.L.P. 
mit Angabe der neuen Wohnfläche in Quadratmetern 
anzuzeigen.

b)	Waren für die bisherige Wohnung besondere Siche-
rungen vereinbart, so ist dem Versicherer bzw. der 
S.L.P. in Textform mitzuteilen, ob entsprechende 
Sicherungen in der neuen Wohnung vorhanden sind 
(siehe Abschnitt B § 9).

c)	Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die 
Wohnfläche oder der Wert des Hausrates und wird 
der Versicherungsschutz nicht entsprechend ange-
passt, kann dies zur Unterversicherung führen.

5. 	 Festlegung des neuen Beitrags, Kündigungsrecht

a)	Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Woh-
nung gültigen Tarifbestimmungen des Versicherers.

b)	Bei einer Erhöhung des Beitrags aufgrund veränder-
ter Beitragssätze oder bei Erhöhung eines Selbstbe-
haltes kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
kündigen. Die Kündigung hat spätestens einen Monat 
nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung zu 
erfolgen. Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. 
Die Kündigung ist in Textform zu erklären.

c)	Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Ver-
sicherungsnehmer den Beitrag nur in der bisherigen 
Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der Kündigung 
beanspruchen.

6. 	 Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung

a)	Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versi-
cher-ungsnehmer aus der Ehewohnung aus und bleibt 
der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung zurück, 
so gelten als Versicherungsort (siehe Abschnitt A § 6 
Nr. 3) die neue Wohnung des Versicherungsnehmers 
und die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer 
Änderung des Versicherungsvertrages, längstens bis 
zum Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf 
den Auszug des Versicherungsnehmers folgenden 
Beitragsfälligkeit. Danach besteht Versicherungs-
schutz nur noch in der neuen Wohnung des Versi-
cherungsnehmers.

b)	Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und zieht 
bei einer Trennung von Ehegatten einer der Ehegat-
ten aus der Ehewohnung aus, so sind Versicherungs-
ort (Abschnitt A § 6 Nr. 3) die bisherige Ehewohnung 
und die neue Wohnung des ausziehenden Ehegatten. 
Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungsver-
trages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach der nächsten, auf den Auszug des Ehegatten 
folgenden Beitragsfälligkeit. Danach erlischt der Ver-
sicher-ungsschutz für die neue Wohnung.

c)	Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so 
gilt b) entsprechend. Nach Ablauf der Frist von drei 
Monaten nach der nächsten, auf den Auszug der 
Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der 
Versicher-ungsschutz für beide neuen Wohnungen.

7. 	 Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften

	 Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensge-
meinschaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide 
Partner am Versicherungsort gemeldet sind.
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§ 12 	 Entschädigungsberechnung, Unterversicherung

1. 	 Ersetzt werden im Versicherungsfall bei

a)	zerstörten oder abhanden gekommenen Sachen der 
Versicherungswert (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 1) bei 
Eintritt des Versicherungsfalles (siehe Abschnitt A § 1 
Nr. 1).

b)	beschädigten Sachen die notwendigen Reparatur-
kosten bei Eintritt des Versicherungsfalles zuzüglich 
einer durch die Reparatur nicht auszugleichenden 
Wertminderung, höchstens jedoch der Versiche-
rungswert (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 1) bei Eintritt des 
Versicherungsfalles (siehe Abschnitt A § 1 Nr. 1).

	 Wird durch den Schaden die Gebrauchsfähigkeit einer 
Sache nicht beeinträchtigt und ist dem Versicherungs-
nehmer die Nutzung ohne Reparatur zumutbar (soge-
nannter Schönheitsschaden), so ist die Beeinträchti-
gung durch Zahlung des Betrages auszugleichen, der 
dem Minderwert entspricht.

2. 	 Restwerte

	 Restwerte werden in den Fällen von Nr. 1 angerechnet.

3. 	 Mehrwertsteuer

	 Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist; das 
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer Mehrwert-
steuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

4. 	 Gesamtentschädigung, Kosten aufgrund Weisung

	 Die Entschädigung für versicherte Sachen einschließ-
lich versicherter Kosten ist je Versicherungsfall (siehe 
Abschnitt A § 1 Nr. 1) auf die vereinbarte Versicherungs-
summe (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 2 a)) einschließlich 
Vorsorgebetrag (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 2 b)) begrenzt. 
Schadenabwendungs- und Schadenminderungskosten 
(Abschnitt B § 13), die auf Weisung des Versicherers 
entstanden sind, werden unbegrenzt ersetzt. Wird die 
vereinbarte Versicherungssumme einschließlich Vor-
sorgebetrag für die Entschädigung versicherter Sachen 
bereits vollständig ausgeschöpft, so werden versicherte 
Kosten (siehe Abschnitt A § 8) darüber hinaus bis zu 10 
Prozent der Versicherungssumme (siehe Ab schnitt A § 
9 Nr. 2) ersetzt.

5. 	 Feststellung und Berechnung einer Unterversicherung

	 Ist die Versicherungssumme im Zeitpunkt des Versi-
cher-ungsfalls (siehe Abschnitt A § 1 Nr. 1) niedriger 
als der Versicherungswert (siehe Abschnitt A § 9 Nr. 
1) der versicherten Sachen (Unterversicherung) und ist 
kein Unterversicherungsverzicht vereinbart bzw. dieser 
nachträglich entfallen, wird die Entschädigung gemäß 
Nr. 1 in dem Verhältnis von Versicherungssumme zum 
Versicherungswert nach folgender Berechnungsformel 
gekürzt: Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert 
mit der Versicherungssumme dividiert durch den Versi-
cherungswert.

6. 	 Versicherte Kosten

	 Berechnungsgrundlage für die Entschädigung versicher-
ter Kosten (siehe Abschnitt „A“ § 8) ist der Nachweis tat-
sächlich angefallener Kosten unter Berücksichtigung der 
jeweils vereinbarten Entschädigungsgrenzen. Für die Ent-
schädigungsberechnung der versicherten Kosten (siehe 
Abschnitt „A“ § 8) sowie der Schadenabwendungs-, 
Schadenminderungs- und Schadenermittlungskosten 
(siehe Abschnitt „B“ § 13) gilt Nr. 5 entsprechend.

§ 13	 Entschädigungsgrenzen für Wertsachen, Wertschutz-
schränke

1. 	 Definitionen

a)	Versicherte Wertsachen (siehe Abschnitt A § 6 Nr. 2 
b) sind

aa)	 Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge  
(z.B. Chipkarte).

bb)	Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige 
Wertpapiere.

cc)	 Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, Briefmar-
ken, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen 
aus Gold und Platin.

dd)	Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins 
sowie Kunstgegenstände (z.B. Gemälde, Col-
lagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken) 
sowie nicht in cc) genannte Sachen aus Silber.

ee)	 Antiquitäten (Sachen, die über 100 Jahre alt sind), 
jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken.

b)	Wertschutzschränke im Sinne von Nr. 2 b) sind 
Sicherheitsbehältnisse, die

aa)	 durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder 
durch eine gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle 
anerkannt sind und

bb)	als freistehende Wertschutzschränke ein Min-
destgewicht von 200 kg aufweisen, oder bei 
geringerem Gewicht nach den Vorschriften des 
Herstellers fachmännisch verankert oder in der 
Wand oder im Fußboden bündig eingelassen sind 
(Einmauerschrank).

2. 	 Entschädigungsgrenzen

a)	Die Entschädigung für Wertsachen unterliegt einer 
besonderen Entschädigungsgrenze. Sie beträgt je 
Versicherungsfall die vereinbarte Höhe.

b)	Für Wertsachen, die sich zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles außerhalb eines anerkannten und 
verschlossenen Wertschutzschrankes (siehe Nr. 1 
b) befunden haben, ist die Entschädigung je Versi-
cher-ungsfall begrenzt auf

aa)	 insgesamt 1.000 EUR für Bargeld und auf Geld-
karten geladene Beträge mit Ausnahme von Mün-
zen, deren Versicherungswert den Nennbetrag 
übersteigt.

bb)	insgesamt 5.000 EUR für Urkunden einschließlich 
Sparbücher und sonstige Wertpapiere.

cc)	 insgesamt 20.000 EUR für Schmucksachen, 
Edelsteine, Perlen, Briefmarken, Münzen und 
Medaillen sowie alle Sachen aus Gold und Platin.

§ 14 	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung

1. 	 Fälligkeit der Entschädigung

	 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellun-
gen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind.

	 Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist.

2. 	 Verzinsung

	 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a)	Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.

b)	Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jewei-
ligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(§§ 288, 247 BGB).

c)	Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig.

3. 	 Hemmung

	 Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) ist 
der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in dem infolge 
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Verschuldens des Versicherungsnehmers die Entschä-
digung nicht ermittelt oder nicht gezahlt werden kann.

4. 	 Aufschiebung der Zahlung

	 Der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Versi-
chers kann die Zahlung aufschieben, solange

a)	Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versi-
cher-ungsnehmers bestehen,

b)	ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 
gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles 
noch läuft.

§ 15 	 Sachverständigenverfahren

1. 	 Feststellung der Schadenhöhe

	 Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles verlangen, dass die Höhe des Schadens 
in einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 
Ein solches Sachverständigenverfahren können Ver-
sicherer und Versicherungsnehmer auch gemeinsam 
vereinbaren.

2.	 Weitere Feststellungen

	 Das Sachverständigenverfahren kann durch Verein-
bar-ung auf weitere Feststellungen zum Versicherungs-
fall ausgedehnt werden.

3. 	 Verfahren vor Feststellung

	 Für das Sachverständigenverfahren gilt:

a)	Jede Partei hat in Textform einen Sachverständigen 
zu benennen. Eine Partei, die ihren Sachverständigen 
benannt hat, kann die andere unter Angabe des von 
ihr genannten Sachverständigen in Textform auffor-
dern, den zweiten Sachverständigen zu benennen. 
Wird der zweite Sachverständige nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang der Aufforderung 
benannt, so kann ihn die auffordernde Partei durch 
das für den Schadenort zuständige Amtsgericht 
ernennen lassen. In der Aufforderung durch den Ver-
sicherer ist der Versicherungsnehmer auf diese Folge 
hinzuweisen.

b)	Der Versicherer darf als Sachverständigen keine Per-
son benennen, die Mitbewerber des Versicherungs-
nehmers ist oder mit ihm in dauernder Geschäftsver-
bindung steht; ferner keine Person, die bei Mitbewer-
bern oder Geschäftspartnern angestellt ist oder mit 
ihnen in einem ähnlichen Verhältnis steht.

c)	Beide Sachverständige benennen in Textform vor 
Beginn ihrer Feststellungen einen dritten Sachver-
ständigen als Obmann. Die Regelung unter b) gilt 
entsprechend für die Benennung eines Obmannes 
durch die Sachverständigen. Einigen sich die Sach-
verständigen nicht, so wird der Obmann auf Antrag 
einer Partei durch das für den Schadenort zuständige 
Amtsgericht ernannt.

4. 	 Feststellung

	 Die Feststellungen der Sachverständigen müssen ent-
halten:

a)	ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, zerstör-
ten und beschädigten versicherten Sachen sowie 
deren nach dem Versicherungsvertrag in Frage kom-
menden Versicherungswerte zum Zeitpunkt des Ver-
sicherungsfalles,

b)	die Wiederherstellungs- und Wiederbeschaffungskosten,

c)	die Restwerte, der vom Schaden betroffenen Sachen,

d)	die nach dem Versicherungsvertrag versicherten Kosten,

e)	den Wert der nicht vom Schaden betroffenen versi-
cherten Sachen, wenn kein Unterversicherungsver-
zicht gegeben ist.

5. 	 Verfahren nach Feststellung

	 Der Sachverständige übermittelt seine Feststellungen 
beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Feststellungen 
der Sachverständigen voneinander ab, so übergibt der 
Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser ent-
scheidet über die streitig gebliebenen Punkte innerhalb 
der durch die Feststellungen der Sachverständigen 
gezogenen Grenzen und übermittelt seine Entscheidung 
beiden Parteien gleichzeitig.

	 Die Feststellungen der Sachverständigen oder des 
Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, 
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von 
der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. Aufgrund 
dieser verbindlichen Feststellungen berechnet der Ver-
sicherer die Entschädigung. Im Falle unverbindlicher 
Feststellungen erfolgen diese durch gerichtliche Ent-
scheidung. Dies gilt auch, wenn die Sachverständigen 
die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder 
sie verzögern.

6. 	 Kosten

	 Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede 
Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kosten 
des Obmannes tragen beide Parteien je zur Hälfte.

7. 	 Obliegenheiten

	 Durch das Sachverständigenverfahren werden die 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht 
berührt.

§ 16 	 Vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit des 
Versicherungsnehmers vor und nach dem Versiche-
rungsfall, Sicherheitsvorschrift

1. 	 Sicherheitsvorschrift

	 Als vertraglich vereinbarte, besondere Obliegenheit hat 
der Versicherungsnehmer in der kalten Jahreszeit die 
Wohnung (siehe Abschnitt A § 6 Nr. 3) zu beheizen und 
dies genügend häufig zu kontrollieren oder alle wasser-
führenden Anlagen und Einrichtungen abzusperren, zu 
entleeren und entleert zu halten.

2. 	 Folgen der Obliegenheitsverletzung

	 Verletzt der Versicherungsnehmer die in Nr. 1 genannte 
Obliegenheit, ist der Versicherer unter den in Abschnitt 
B § 8 Nr. 1 b) und Nr. 3 beschriebenen Voraussetzungen 
zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei.

3. 	 Rauchmelder / Rauchwarnmelder

	 Bei einem Verstoß gegen eine landesrechtliche Rauch-
warnmelderpflicht (Installation, Wartung und Betrieb) 
beruft sich der Versicherer nicht auf eine Obliegenheits-
verletzung.

§ 17 	 Besondere gefahrerhöhende Umstände

	 Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt 
B § 9 kann insbesondere dann vorliegen, wenn

a)	sich ein Umstand ändert, nach dem im Antrag gefragt 
worden ist.

b)	sich anlässlich eines Wohnungswechsels (siehe 
Abschnitt A § 11) ein Umstand ändert, nach dem im 
Antrag gefragt worden ist.

c)	die ansonsten ständig bewohnte Wohnung länger 
als die vereinbarte Frist hinaus unbewohnt bleibt und 
auch nicht beaufsichtigt wird; beaufsichtigt ist eine 
Wohnung nur dann, wenn sich während der Nacht 
eine dazu berechtigte volljährige Person darin aufhält.

d)	vereinbarte Sicherungen beseitigt, vermindert oder in 
nicht gebrauchsfähigem Zustand sind. Das gilt auch 
bei einem Wohnungswechsel (siehe Abschnitt A § 11).
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§ 18 	 Wiederherbeigeschaffte Sachen

1. 	 Anzeigepflicht

	 Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen ermit-
telt, hat der Versicherungsnehmer oder der Versicherer 
bzw. die S.L.P. dies nach Kenntniserlangung unverzüglich 
dem Vertragspartner in Textform anzuzeigen.

2. 	 Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädigung

	 Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, bevor die volle Ent-
schädigung für diese Sache gezahlt worden ist, so behält 
er den Anspruch auf die Entschädigung, falls er die Sache 
innerhalb von zwei Wochen dem Versicherer bzw. der 
S.L.P. zur Verfügung stellt. Andernfalls ist eine für diese 
Sache gewährte Entschädigung zurückzugeben.

3. 	 Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädigung

a)	Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhan-
den gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für 
diese Sache eine Entschädigung in voller Höhe ihres 
Versicherungswertes gezahlt worden ist, so hat der 
Versicherungsnehmer die Entschädigung zurückzuzah-
len oder die Sache dem Versicherer bzw. der S.L.P. zur 
Verfügung zu stellen.

	 Der Versicherungsnehmer hat dieses Wahlrecht inner-
halb von zwei Wochen nach Empfang einer schriftlichen 
Aufforderung des Versicherers bzw. der S.L.P. auszu-
üben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist geht das 
Wahlrecht auf den Versicherer bzw. der S.L.P. über.

b)	Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer abhanden 
gekommenen Sache zurückerlangt, nachdem für diese 
Sache eine Entschädigung gezahlt worden ist, die bedin-
gungsgemäß geringer als der Versicherungswert ist, so 
kann der Versicherungsnehmer die Sache behalten und 
muss sodann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt er 
sich hierzu innerhalb von zwei Wochen nach Empfang 
einer schriftlichen Aufforderung des Versicherers bzw. 
der S.L.P. nicht bereit, so hat der Versicherungsnehmer 
die Sache im Einvernehmen mit dem Versicherer bzw. 
der S.L.P. öffentlich meistbietend verkaufen zu lassen. 
Von dem Erlös abzüglich der Verkaufskosten erhält der 
Versicherer den Anteil, welcher der von ihm geleisteten 
bedingungsgemäßen Entschädigung entspricht.

4. 	 Beschädigte Sachen

	 Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, so 
kann der Versicherungsnehmer die bedingungsgemäße 
Entschädigung in Höhe der Reparaturkosten auch dann 
verlangen oder behalten, wenn die Sachen in den Fällen 
von Nr. 2 oder Nr. 3 bei ihm verbleiben.

5. 	 Gleichstellung

	 Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es gleich, 
wenn der Versicherungsnehmer die Möglichkeit hat, sich 
den Besitz wieder zu verschaffen. 

6.	 Übertragung der Rechte

	 Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer bzw. der 
S.L.P. zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, 
so hat er dem Versicherer bzw. der S.L.P. den Besitz, das 
Eigentum und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die 
ihm mit Bezug auf diese Sachen zustehen.

7. 	 Rückabwicklung bei kraftlos erklärten Wertpapieren

	 Ist ein Wertpapier in einem Aufgebotsverfahren für kraftlos 
erklärt worden, so hat der Versicherungsnehmer die glei-
chen Rechte und Pflichten, wie wenn er das Wertpapier 
zurückerlangt hätte. Jedoch kann der Versicherungs-
nehmer die Entschädigung behalten, soweit ihm durch 
Verzögerung fälliger Leistungen aus den Wertpapieren ein 
Zinsverlust entstanden ist.

Abschnitt B

§ 1 	 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder seines 
Vertreters

1. 	 Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von 
Gefahrumständen

	 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer bzw. der S.L.P. alle ihm 
bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der 
Versicherer in Textform gefragt hat und die für dessen 
Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbar-
ten Inhalt zu schließen.

	 Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt.

2. 	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

a) Vertragsänderung

	 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Gefahrumstände den Vertrag 
auch zu anderen Bedingungen geschlossen, so werden 
die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versi- 
cherers bzw. der S.L.P. im Namen des Versicherers 
rückwirkend Vertragsbestandteil. Bei einer vom Ver-
sicherungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung 
werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil.

	 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag 
um mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die 
Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung 
des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 
In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der Ver-
sicherer bzw. die S.L.P. den Versicherungsnehmer auf 
dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

b)	Rücktritt und Leistungsfreiheit

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Nr. 1, kann der Versicherer bzw. die S.L.P. im 
Namen des Versicherers vom Vertrag zurücktreten, es 
sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Anzeige-
pflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt.

	 Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers ist 
das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände zu gleichen oder anderen Bedingun-
gen abgeschlossen hätte.

	 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falles zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Ver-
sicherers ursächlich ist. Hat der Versicherungsnehmer 
die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet.

c)	Kündigung

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht 
nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, kann der 
Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Versichers 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen, es sei denn, der Versicherer hätte den 
Vertrag bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände 
zu gleichen oder anderen Bedingungen abgeschlossen.

d)	Ausschluss von Rechten des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (a), 
zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind jeweils 
ausgeschlossen, wenn der Versicherer den nicht ange-
zeigten Gefahrenumstand oder die unrichtige Anzeige 
kannte.
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e)	Anfechtung

	 Das Recht des Versicherers bzw. der S.L.P. im Namen 
des Versichers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt.

3. 	 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) 
oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer bzw. die 
S.L.P. im Namen des Versicherers innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen und dabei die Umstände 
angeben, auf die er seine Erklärung stützt; zur Begrün-
dung kann er nachträglich weitere Umstände innerhalb 
eines Monats nach deren Kenntniserlangung angeben. 
Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der 
Versicherer von der Verletzung der Anzeigepflicht und 
der Umstände Kenntnis erlangt, die das von ihm jeweils 
geltend gemachte Recht begründen.

4. 	 Rechtsfolgenhinweis

	 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 b) 
und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer bzw. der 
S.L.P. nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen der Ver-
letzung der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. 	 Vertreter des Versicherungsnehmers

	 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung von Nr. 
1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des Vertreters 
als auch die Kenntnis und die Arglist des Versicherungs-
nehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsnehmer 
kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder dem Vertreter noch dem Versicherungsnehmer 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

6. 	 Erlöschen der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a), 
zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) erlöschen mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt 
nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn Jahre, 
wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertreter die 
Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt hat.

§ 2 	 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Folgen 
verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Einmal- 
oder Erstbeitrages

1. 	 Beginn des Versicherungsschutzes

	 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regel-ungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt.

2. 	 Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags

	 Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich nach 
dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versicherungs-
schein angegebenen Versicherungsbeginns zu zahlen. 
Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige 
Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt 
ist. Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des  
Versicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. 
Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt die 
erste Rate als erster Beitrag.

3. 	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

	 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach Nr. 
2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so kann der 
Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Versicherers vom 
Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung nicht bewirkt ist. 
Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. 	 Leistungsfreiheit des Versicherers

	 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen 
vor Zahlung des Beitrags eingetretenen Versicherungs-
fall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versi-
cher-ungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche-
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des 
Beitrags aufmerksam gemacht hat. Die Leistungsfreiheit 
tritt jedoch nicht ein, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

§ 3 	 Dauer und Ende des Vertrages, Risikowegfall

1. 	 Dauer

	 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitraum abgeschlossen.

2. 	 Stillschweigende Verlängerung

	 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kün-
digung zugegangen ist.

3. 	 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

	 Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als drei 
Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf folgenden 
Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten vom 
Versicherungsnehmer gekündigt werden. Die Kündigung 
muss dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugehen.

4. 	 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

	 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet 
der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum 
vorgesehenen Zeitpunkt.

5. 	 Wegfall des versicherten Interesses

	 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versi-
cherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu dem 
der Versicherer bzw. die S.L.P. vom Wegfall des Risikos 
Kenntnis erlangt. 

a)	Als Wegfall des versicherten Interesses gilt die voll-
ständige und dauerhafte Auflösung des versicherten 
Hausrates, z.B.

aa)	 nach Aufnahme des Versicherungsnehmers in eine 
stationäre Pflegeeinrichtung,

bb)	nach Aufgabe einer Zweit- oder Ferienwohnung. 
Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versi-
cherten Interesses.

b)	Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Versiche-
rungsnehmers zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung des 
Versicherers über die vollständige und dauerhafte Haus-
haltsauflösung, spätestens jedoch zwei Monate nach 
dem Tod des Versicherungsnehmers, wenn nicht bis zu 
diesem Zeitpunkt ein Erbe die Wohnung in derselben 
Weise nutzt wie der verstorbene Versicherungsnehmer.

§ 4 	 Folgebeitrag

1. 	 Fälligkeit

a)	Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b)	Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb des 
im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. 	 Schadenersatz bei Verzug

	 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines Folge-
beitrags in Verzug, ist der Versicherer bzw. die S.L.P. im 
Namen des Versicherers berechtigt, Ersatz des ihm durch 
den Verzug entstandenen Schadens zu verlangen.
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3. 	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung

a)	Der Versicherer bzw. die S.L.P. kann den Versi-
cher-ungsnehmer bei nicht rechtzeitiger Zahlung eines 
Folgebeitrags auf dessen Kosten in Textform zur Zah-
lung auffordern und eine Zahlungsfrist von mindestens 
zwei Wochen ab Zugang der Zahlungsaufforderung 
bestimmen (Mahnung). Die Mahnung ist nur wirk-
sam, wenn der Versicherer bzw. die S.L.P. je Vertrag 
die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und außerdem auf die 
Rechtsfolgen – Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht 
– aufgrund der nicht fristgerechten Zahlung hinweist.

b)	Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zahlungs- 
frist ein Versicherungsfall ein und ist der Versicherungs-
nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles mit der 
Zahl-ung des Beitrags oder der Zinsen oder Kosten in 
Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei.

c)	Der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Versiche-
rers kann nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahl-ungsfrist den Vertrag ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist mit sofortiger Wirkung kündigen, sofern der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschulde-
ten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann mit der 
Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, 
dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versi-
cherungsnehmer zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung 
in Verzug ist. Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei 
der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen.

4. 	 Zahlung des Beitrages nach Kündigung

	 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungs-
nehmer innerhalb eines Monats nach der Kündigung oder, 
wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden 
ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die Zahlung 
leistet. Die Regelung über die Leistungsfreiheit des Versi-
cherers (Nr. 3 b) bleibt unberührt.

§ 5 	 Lastschriftverfahren

1. 	 Pflichten des Versicherungsnehmers

	 Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausreichende 
Deckung des Kontos zu sorgen.

2. 	 Änderung des Zahlungsweges

	 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass ein 
oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Versi-
cherer bzw. die S.L.P. berechtigt, das SEPA-Lastschrift-
mandat in Textform zu kündigen.

	 Der Versicherer bzw. die S.L.P. hat in der Kündigung 
darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer ver-
pflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünftigen 
Beitrag selbst zu übermitteln. Durch die Banken erhobene 
Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrif-
teinzug können dem Versicherungsnehmer in Rechnung 
gestellt werden.

§ 6 	 Ratenzahlung

	 Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Ver-
zug gerät. Ferner kann der Versicherer bzw. die S.L.P. für 
die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

§ 7 	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. 	 Allgemeiner Grundsatz

a)	Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnis-
ses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem 
Versicherer für diese Versicherungsperiode nur derjeni-
ge Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum entspricht, in 
dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

b)	Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag 

zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die Ver-
sicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem der Versicherer bzw. die S.L.P. vom 
Wegfall des Interesses Kenntnis erlangt hat.

2. 	 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

a)	Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wider-
rufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrags 
zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer 
in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer 
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt. Ist die Belehrung nach 
Satz 2 unterblieben, hat der Versicherer zusätzlich den 
für das erste Versicherungsjahr gezahlten Beitrag zu 
erstatten; dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
Leistungen aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch 
genommen hat.

b)	Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung zu. Wird das Ver-
sicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag nicht 
rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem Versicherer 
eine angemessene Geschäftsgebühr zu.

c)	Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung beendet, 
so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirksam-
werden der Anfechtungserklärung zu.

d)	Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei 
Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das 
Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges 
Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse 
genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann 
jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen 
rechtswidrigen  Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der 
Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem Fall der 
Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 8 	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. 	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a)	Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles zu 
erfüllen hat, sind:

aa)	 die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvorschrif-
ten (siehe Abschnitt A § 16),

bb)	die Einhaltung aller sonstigen vertraglich vereinbar-
ten Obliegenheiten.

b)	Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder grob 
fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt des Ver-
sicherungsfalles gegenüber dem Versicherer zu erfüllen 
hat, so kann der Versicherer innerhalb eines Monats, 
nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, 
den Vertrag fristlos kündigen. Das Kündigungsrecht 
des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicher-ungsnehmer beweist, dass er die Obliegenheit 
weder vorsätzlich noch grobfahrlässig verletzt hat.

2. 	 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls

a)	Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt des 
Versicherungsfalls

aa)	 nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-
rung des Schadens zu sorgen;
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bb)	dem Versicherer bzw. der S.L.P. den Schadenein-
tritt, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, 
unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch 
– anzuzeigen;

cc)	 Weisungen des Versicherers oder der S.L.P. zur 
Schadenabwendung/-minderung – ggf. auch 
mündlich oder telefonisch – einzuholen, wenn die 
Umstände dies gestatten;

dd)	Weisungen des Versicherers oder der S.L.P. zur 
Schadenabwendung/-minderung, soweit für ihn 
zumutbar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem 
Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer unter-
schiedliche Weisungen, hat der Versicherungsneh-
mer nach pflichtgemäßem Ermessen zu handeln;

ee)	 Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen;

ff)	 dem Versicherer bzw. der S.L.P. und der Polizei 
unverzüglich ein Verzeichnis der abhanden gekom-
menen Sachen einzureichen;

gg)	das Schadenbild so lange unverändert zu las-
sen, bis die Schadenstelle oder die beschädigten 
Sachen durch den Versicherer bzw. der S.L.P. frei-
gegeben worden sind. Sind Veränderungen unum-
gänglich, ist das Schadenbild nachvollziehbar zu 
dokumentieren (z.B. durch Fotos) und die beschä-
digten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer bzw. der S.L.P. aufzubewahren;

hh)	soweit möglich dem Versicherer bzw. der S.L.P. 
unverzüglich jede Auskunft – auf Verlangen in 
Schriftform – zu erteilen, die zur Feststellung des 
Versicherungsfalles oder des Umfanges der Leis-
tungspflicht des Versicherers erforderlich ist sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe des 
Schadens und über den Umfang der Entschädi-
gungspflicht zu gestatten;

ii)	 vom Versicherer bzw. der S.L.P. angeforderte 
Belege beizubringen, deren Beschaffung ihm billi-
gerweise zugemutet werden kann;

jj)	 für zerstörte oder abhanden gekommene Wert-
papiere oder sonstige aufgebotsfähige Urkunden 
unverzüglich das Aufgebotsverfahren einzuleiten 
und etwaige sonstige Rechte zu wahren, insbe-
sondere abhanden gekommene Sparbücher und 
andere sperrfähige Urkunden unverzüglich sperren 
zu lassen.

b)	Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des Ver-
sicherers einem Dritten zu, so hat dieser die Obliegen-
heiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen – soweit ihm 
dies nach den tatsächlichen und rechtlichen Umstän-
den möglich ist.

3. 	 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a)	Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob fahrlässiger 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entspricht. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
keit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen.

b)	Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverletzung 
ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflichtet, 
soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des 
Versicherers ursächlich ist.

c)	Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Eintritt 
des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- oder 
Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur dann 
vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 
Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

§ 9 	 Gefahrerhöhung

1. 	 Begriff der Gefahrerhöhung

a)	Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers die 
tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert wer-
den, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder eine 
Vergrößerung des Schadens oder die ungerechtfertigte 
Inanspruchnahme des Versicherers wahrscheinlicher 
wird.

b)	Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher 
Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor Ver-
tragsschluss gefragt hat (siehe Abschnitt A § 17).

c)	Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn sich 
die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als mitversichert gelten soll.

2. 	 Pflichten des Versicherungsnehmers

a)	Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers bzw. der S.L.P. keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten 
gestatten.

b)	Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers bzw. 
der S.L.P.  eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer bzw. 
der S.L.P. unverzüglich anzeigen.

c)	Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer bzw. 
der S.L.P. unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr 
Kenntnis erlangt hat.

3. 	 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer

a)	Kündigungsrecht des Versicherers

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung 
nach Nr. 2 a), kann der Versicherer bzw. die S.L.P. im 
Namen des Versicherers den Vertrag fristlos kündigen, 
wenn der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt hat. Das Nichtvorlie-
gen von Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit hat der Versi-
cherungsnehmer zu beweisen. Beruht die Verletzung auf 
einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer bzw. die 
S.L.P. im Namen des Versicherers unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen. Wird dem Versicherer 
bzw. der S.L.P. eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach 
Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter Ein-
haltung einer Frist von einem Monat kündigen.

b)	Vertragsänderung

	 Statt der Kündigung kann der Versicherer bzw. die 
S.L.P. im Namen des Versicherers ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung einen seiner Geschäftsgrundsät-
ze entsprechenden erhöhten Beitrag verlangen oder 
die Absicherung der erhöhten Gefahr ausschließen. 
Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhöhung 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versicherer 
die Absicher-ung der erhöhten Gefahr aus, so kann 
der Versicher-ungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
bzw. der S.L.P. ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 
In der Mitteilung hat der Versicherer bzw. die S.L.P. 
den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen.

4. 	 Erlöschen der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers bzw. der S.L.P. im Namen 
des Versicherers zur Kündigung oder Vertragsanpassung 
nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht innerhalb eines 
Monats ab Kenntnis des Versicherers bzw. der S.L.P. 
von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn der 
Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung 
bestanden hat.
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5. 	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a)	Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der Versi-
cherungsnehmer diese Pflichten grob fahrlässig, so ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in dem Ver-
hältnis zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen.

b)	Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) ist der 
Versicherer für einen Versicherungsfall, der später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müs-
sen, leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Anzeigepflicht vorsätzlich verletzt hat. Hat der Versi- 
cherungsnehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, 
so gilt a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungs-
pflicht des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die 
Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die 
Anzeige hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

c)	Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

aa)	 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt 
des Versicherungsfalles oder den Umfang der Leis-
tungspflicht war oder

bb)	wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles 
die Frist für die Kündigung des Versicherers abge-
laufen und eine Kündigung nicht erfolgt war oder

cc)	 wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung einen seiner 
Geschäftsgrundsätze entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangt.

§ 10 	 Überversicherung

1. 	 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des ver-
sicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Ver-
sicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, 
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versiche-
rungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird. 
Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für die Höhe 
des Beitrags der Betrag maßgebend, den der Versicherer 
berechnet haben würde, wenn der Vertrag von vornherein 
mit dem neuen Inhalt geschlossen worden wäre.

2. 	 Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der 
Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden Umstän-
den Kenntnis erlangt.

§ 11 	 Mehrere Versicherer

1. 	 Anzeigepflicht

	 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
bzw. der S.L.P. die andere Versicherung unverzüglich 
mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versicherer 
und die Versicherungssumme anzugeben.

2. 	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

	 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der Ver-
sicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Versicherers unter 
den in Abschnitt B § 1 beschriebenen Voraussetzungen 
zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder teilweise 
leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der 
Versicherer bzw. die S.L.P. vor Eintritt des Versicherungs-
falles Kenntnis von der anderen Versicherung erlangt hat.

3. 	 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

a)	Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen diesel-
be Gefahr versichert und übersteigen die Versicher-ungs-
summen zusammen den Versicherungswert oder über-
steigt aus anderen Gründen die Summe der Entschädi-

gungen, die von jedem Versicherer ohne Bestehen der 
anderen Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtscha-
den, liegt eine Mehrfachversicherung vor.

b)	Die Versicherer sind in der Weise als Gesamtschuldner 
verpflichtet, dass jeder für den Betrag aufzukommen 
hat, dessen Zahlung ihm nach seinem Vertrage obliegt; 
der Versicherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen Schadens 
verlangen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn die Verträge 
bei demselben Versicherer bestehen. Erlangt der Ver-
sicherungsnehmer oder der Versicherte aus anderen 
Versicherungsverträgen Entschädigung für denselben 
Schaden, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem vor-
liegenden Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung 
aus allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Beiträge errechnet wurden, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Ver-
einbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich 
der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen 
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, 
als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssummen 
in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden wäre.

c)	Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversiche-
rung in der Absicht geschlossen, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 
Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt 
zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

4. 	 Beseitigung der Mehrfachversicherung

a)	Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversiche-
rung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des 
Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. Die 
Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der 
Versicherungssumme und Anpassung des Beitrags 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklä-
rung dem Versicherer zugeht.

b)	Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn die 
Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, dass nach 
Abschluss von mehreren Versicherungsverträgen der Ver-
sicherungswert gesunken ist. Sind in diesem Fall mehrere 
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einvernehmen 
der Versicherer geschlossen worden, kann der Versiche-
rungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Beiträge verlangen.

§ 12 	 Versicherung für fremde Rechnung

1. 	 Rechte aus dem Vertrag

	 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer und 
nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der 
Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

2. 	 Zahlung der Entschädigung

	 Der Versicherer bzw. die S.L.P. kann vor Zahlung der Ent-
schädigung an den Versicherungsnehmer den Nachweis 
verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung dazu 
erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung der Entschä-
digung nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers 
verlangen.

3. 	 Kenntnis und Verhalten

a)	Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cher-ungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, 
sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch 
die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten zu 
berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen des 
Versicherungsnehmers und des Versicherten umfasst, 
muss sich der Versicherungsnehmer für sein Interesse 
das Verhalten und die Kenntnis des Versicherten nur 
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zurechnen lassen, wenn der Versicherte Repräsentant 
des Versicher-ungsnehmers ist.

b)	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichtigung 
des Versicherungsnehmers nicht möglich oder nicht 
zumutbar war.

c)	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat.

§ 13 	 Aufwendungsersatz

1. 	 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens

a)	Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfal-
les den Umständen nach zur Abwendung und Minde-
rung des Schadens für geboten halten durfte oder die 
er auf Weisung des Versicherers bzw. der S.L.P. macht.

b)	Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um 
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungsfall 
abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu mindern, 
geltend, so leistet der Versicherer Aufwendungsersatz 
nur, wenn diese Aufwendungen bei einer nachträgli-
chen objektiven Betrachtung der Umstände verhältnis-
mäßig und erfolgreich waren oder die Aufwendungen 
auf Weisung des Versicherers bzw. der S.L.P. erfolgten.

c)	Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) und b) 
entsprechend kürzen.

d)	Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter 
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

e)	Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß 
a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen.

f)	 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen der 
Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im öffentli-
chen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet sind, wenn 
diese Leistungen im öffentlichen Interesse erbracht 
werden.

2. 	 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

a)	Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe die 
Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines von ihm 
zu ersetzenden Schadens, sofern diese den Umständen 
nach geboten waren. Zieht der Versicherungsnehmer 
einen Sachverständigen oder Beistand hinzu, so wer-
den diese Kosten nur ersetzt, soweit er zur Zuziehung 
vertraglich verpflichtet ist oder vom Versicherer bzw. der 
S.L.P. aufgefordert wurde.

b)	Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, 
kann er auch den Kostenersatz nach a) entsprechend 
kürzen.

§ 14 	 Übergang von Ersatzansprüchen

1. 	 Übergang von Ersatzansprüchen

	 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des 
Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. Rich-
tet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers 
gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens 
in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat 
den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. 	 Einspruch gegen die Geltendmachung

a)	In Erweiterung von Nr. 1. nimmt der Versicherer im 

Falle eines nach Nr. 2. b) erfolgenden Einspruchs von 
der Geltendmachung übergehender Ersatzansprüche 
Abstand, soweit der Ersatzanspruch einen sonstigen 
Angehörigen oder einen Angestellten betrifft.

b)	Der Einspruch ist vom Versicherungsnehmer innerhalb 
eines Monats einzulegen, nachdem er davon Kenntnis 
erlangt hat, dass der Versicherer den Anspruch geltend 
machen will.

c)	Ein Einspruch ist nicht möglich, wenn der Angehörige 
oder Angestellte den Anspruch über seine Haftpflicht-
versicherung geltend machen kann. Neben vorsätzli-
cher Schadenverursachung ist bei Angestellten zudem 
auch bei grob fahrlässiger Handlungsweise kein Ein-
spruch möglich.

3. 	 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

	 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes 
Recht unter Beachtung der geltenden Form und Fristvor-
schriften zu wahren, und nach Übergang des Ersatzan-
spruchs auf den Versicherer bei dessen Durchsetzung 
durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht 
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem 
Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen 
Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben 
Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 

§ 15 	 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. 	 Kündigungsrecht

	 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündigen. 
Die Kündigung ist vom Versicherungsnehmer in Textform, 
vom Versicherer bzw. der S.L.P. in Namen des Versi-
cherers in Schriftform zu erklären. Sie muss der anderen 
Vertragspartei spätestens einen Monat nach Auszahlung 
oder Ablehnung der Entschädigung zugegangen sein.

2. 	 Kündigung durch Versicherungsnehmer

	 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer bzw. der 
S.L.P. wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeit-
punkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden Versi-
cherungsperiode, wirksam wird.

3. 	 Kündigung durch Versicherer

	 Eine Kündigung des Versicherers bzw. der S.L.P. in 
Namen des Versicherers wird einen Monat nach ihrem 
Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam.

§ 16 	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. 	 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalles

a)	Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall 
vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der Ent-
schädigungspflicht frei.

	 Ist die Herbeiführung des Schadens durch rechtskräfti-
ges Strafurteil wegen Vorsatzes in der Person des Ver-
sicherungsnehmers festgestellt, so gilt die vorsätzliche 
Herbeiführung des Schadens als bewiesen.

b)	Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen.

2. 	 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungs-
falles

	 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer bzw. die 
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S.L.P. arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder 
die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht 
oder zu täuschen versucht. Ist die Täuschung oder 
der Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil 
gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder 
Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Vorausset-
zungen des Satzes 1 als bewiesen. 

§ 17 	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

1. 	 Form

	 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und 
soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt 
ist, sind die für den Versicherer bestimmten Erklärungen 
und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen 
und die unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, 
in Textform abzugeben.

	 Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers bzw. der S.L.P. oder an die im Versi-
cher-ungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig 
bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen 
Regelungen über den Zugang von Erklärungen und Anzei-
gen bleiben unberührt.

2. 	 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung

	 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer bzw. der S.L.P. nicht mitgeteilt, 
genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungs-
nehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines 
eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer 
bzw. der S.L.P. bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt 
bei einer dem Versicherer bzw. der S.L.P. nicht angezeig-
ten Namensänderung. Die Erklärung gilt drei Tage nach 
der Absendung des Briefes als zugegangen.

3. 	 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder-
lassung

	 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter der 
Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, finden 
bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung die 
Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend Anwendung.

§ 18 	 Agentenvollmacht

1. 	 Erklärungen des Versicherungsnehmers

	 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend

a)	den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versicherungs-
vertrages,

b)	ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließlich 
dessen Beendigung,

c)	Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss des 
Vertrages und während des Versicherungsverhältnisses.

2. 	 Erklärungen des Versicherers

	 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherer bzw. der S.L.P. ausgefertigte Versicherungs-
scheine oder deren Nachträge dem Versicherungsnehmer 
zu übermitteln.

§ 19 	 Repräsentanten

	 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und 
das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 20 	 Verjährung

	 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren.

	 Die Verjährung beginnt mit dem Schluss des Jahres, in 
dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von 
den Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahr-
lässigkeit erlangen müsste.

	 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Fristberech-
nung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der 
in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers 
beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 21 	 Gerichtsstand

1. 	 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-
mittler

	 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsständen der 
Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. 	 Klagen gegen Versicherungsnehmer

	 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Ver-
sicherungsvermittlung gegen den Versicherungsnehmer 
ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageer-
hebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

§ 22 	 Anzuwendendes Recht

	 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 23 	 Bedingungsanpassung

1. 	 Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für bestehende 
Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder ersetzt werden,
– 	wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geändert 

wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf der diese 
beruhen,

– 	bei einer diese Bedingungen unmittelbar betreffenden 
neuen oder geänderten höchstrichterlichen Rechtspre-
chung,

– 	wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräftig 
für unwirksam erklärt oder

– 	wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt als mit 
geltendem Recht nicht vereinbar beanstandet und den 
Versicherer zur Abänderung auffordert und dadurch 
eine durch gesetzliche Bestimmungen nicht zu schlie-
ßende Vertragslücke entstanden ist und das Verhält-
nis Beitragsleistung und Versicherungsschutz in nicht 
unbedeutendem Maße gestört wird.

	 Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche 
betreffen:
– 	Umfang des Versicherungsschutzes;
– 	Deckungsausschlüsse und
– 	Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versicherten.

2. 	 Die geänderten Bedingungen dürfen den Versicherungs-
nehmer als einzelne Regelung und im Zusammenwirken 
mit anderen Bedingungen des Vertrages nicht schlechter 
stellen als die ursprüngliche Regelung.

3. 	 Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedingungen 
sind den Versicherungsnehmern schriftlich bekannt zu 
geben und Inhalt und Grund der Änderung zu erläutern. Sie 
gelten als genehmigt, wenn der Versicherungsnehmer nicht 
innerhalb von zwei Monaten nach Bekanntgabe in Textform 
widerspricht. Hierauf wird er bei der Bekanntgabe aus- 
drücklich hingewiesen. Zur Wahrung der Frist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerspruchs. Bei fristgemä-
ßem Widerspruch treten die Änderungen nicht in Kraft.

§ 20 	 Embargobestimmungen

	 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendba-
ren Wirtschafts-, Handels- oder  Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepu-
blik Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch für Wirt-
schafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos 
der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit dem nicht 
Rechtsvorschriften der Europäischen Union oder der 
Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.
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Anhang zu den Allgemeinen Hausrat-Versicherungsbedingungen (VHB)

1. 	 Bauweise der Gebäude

1.1 	 Bauartklassen (BAK)

	 Klasse	 Aussenwände	 Dacheindeckung

	 I	 Massiv (Mauerwerk, Beton)	

	 II	 Stahl- oder Holzfachwerk mit Stein- oder Glasfüllung, Stahl-	  		   
		  oder Stahlbeton-Konstruktion mit Wandplattenverkleidung aus nicht	
	   	 brennbarem Material (z.B. Profilblech, Asbestzement; kein Kunststoff)	

	 III	 Holz, Holzfachwerk mit Lehmfüllung, Holzkonstruktion mit Verkleidung 
		  jeglicher Art, Stahl- oder Stahlbetonkonstruktion mit Wandplatten-
		  verkleidung aus Holz oder Kunststoff Gebäude mit einer oder mehreren 
		  offenen Seiten	

	 IV	 wie Klasse I oder II	 weich

	 V		  wie Klasse III	 (Holz, Ried, Schilf, Stroh o. ä.)
	

Anmerkung: Bei gemischter Bauweise gilt die ungünstigere, wenn auf diese ein Anteil von mehr als 25 % entfällt.

1.2 Fertighausgruppen (FHG)

	 Gruppe	 Aussenwände	 Dacheindeckung

	 I	 In allen Teilen – einschließlich der tragenden	 hart
		  Konstruktion – aus feuerbeständigen Bauteilen	 (z.B. Ziegel, Schiefer, Betonplatten,
		  (massiv)	 Asbestzement, Metall, gesandete Dachpappe)	
 
	 II	 Fundament massiv, tragende Konstruktion aus Stahl, Holz, 
		  Leichtbauteilen oder dergleichen, außen mit feuerhemmenden 
		  Bauteilen bzw. nicht brennbaren Baustoffen verkleidet 
		  (z.B. Putz, Klinkersteine, Gipsplatten, Asbestzement, Profilblech; 
		  kein Kunststoff)	

	 III	 Wie Gruppe II, jedoch ohne feuerhemmende
		  Ummantelung bzw. Verkleidung	

Anmerkung: Bei gemischter Bauweise gilt die ungünstigere, wenn auf diese ein Anteil von mehr als 25 % entfällt.

hart
(z.B. Ziegel, Schiefer, Betonplatten, Asbestzement,
Metall, gesandete Dachpappe)
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Besondere Bedingungen für die Versicherung weiterer Elementarschäden (BWE 2008) (Privat)

Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt

§ 1 	 Vertragsgrundlage

Es gelten

a) bei gleichzeitigem Bestehen einer Wohngebäudever-
sicherung (als Hauptvertrag): 

		 die Allgemeinen Wohngebäude-Versicherungsbedin-
gungen (VGB 2008),

		 b) bei gleichzeitigem Bestehen einer Hausratversiche-
rung (als Hauptvertrag): 

		 die Allgemeinen Hausratversicherungsbedingungen 
(VHB 2010) SLP soweit sich aus den folgenden 
Bestimmungen nicht etwas anderes ergibt.

§ 2 	 Versicherte Gefahren und Schäden

	 Der Versicherer leistet Entschädigung für versicherte 
Sachen, die durch

a) Überschwemmung, Rückstau

b) Erdbeben

c) Erdsenkung, Erdrutsch

d) Schneedruck, Lawinen

e) Vulkanausbruch

	 zerstört oder beschädigt werden oder abhanden kommen.

§ 3 	 Überschwemmung, Rückstau

a)	Überschwemmung ist die Überflutung des Grund und 
Bodens des Versicherungsgrundstücks mit erheblichen 
Mengen von Oberflächenwasser durch Witterungsnieder- 
schläge oder Austritt von Grundwasser an die Erdober-
fläche infolge von Witterungsniederschlägen

b)	Rückstau liegt vor, wenn Wasser durch Witterungs-
niederschläge bestimmungswidrig aus den gebäude-
eigenen Ableitungsrohren oder damit verbundenen 
Einrichtungen in das Gebäude eindringt.

§ 4 	 Erdbeben

a) Erdbeben ist eine naturbedingte Erschütterung des 
Erdbodens, die durch geophysikalische Vorgänge im 
Erdinneren ausgelöst wird.

b) Erdbeben wird unterstellt, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass

aa)	 die naturbedingte Erschütterung des Erdbodens 
in der Umgebung des Versicherungsortes Schä-
den an Gebäuden im einwandfreien Zustand oder 
an ebenso widerstandsfähigen anderen Sachen 
angerichtet hat, oder

bb)	der Schaden wegen des einwandfreien Zustan-
des der versicherten Sachen nur durch ein Erd-
beben entstanden sein kann.

§ 5 	 Erdsenkung

	 Erdsenkung ist ein naturbedingtes Absenken des Erd-
bodens über naturbedingten Hohlräumen. Nicht versi-
chert sind Schäden durch Trockenheit oder Austrock-
nung.

§ 6 	 Erdrutsch

	 Erdrutsch ist ein naturbedingtes Abrutschen oder 
Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen.

§ 7 	 Schneedruck

	 Schneedruck ist die Wirkung des Gewichts von Schnee- 
oder Eismassen.

§ 8 	 Lawinen

	 Lawinen sind an Berghängen niedergehende Schnee- 
oder Eismassen einschließlich der bei ihrem Abgang 
verursachten Druckwelle.

§ 9 	 Vulkanausbruch

	 Vulkanausbruch ist eine plötzliche Druckentladung beim 
Aufreißen der Erdkruste, verbunden mit Lavaergüssen, 
Asche-Eruptionen oder dem Austritt von sonstigen Mate-
rialien und Gasen.

§ 10	 Nicht versicherte Schäden

	 Nicht versichert sind

a)	Schäden an versicherten Gebäuden oder Sachen, 
die sich in Gebäuden befinden, die nicht bezugsfer-
tig oder wegen Bauarbeiten für ihren Zweck nicht 
benutzbar sind.

b)	Schäden an im Freien befindlichen beweglichen 
Sachen. Dies gilt auch in der Außenversicherung (§ 7 
VHB),

c)	– ohne Rücksicht auf mitwirkende Ursachen – Schä-
den durch

aa)	 Sturmflut,

bb)	Grundwasser, soweit nicht an die Erdoberfläche 
gedrungen (siehe § 3),

cc)	 Überschwemmung des Versicherungsgrundstücks 
durch Ausuferung stehender oder fließender 
Gewässer.

§ 11	 Besondere Obliegenheiten

a) Wohngebäudeversicherung (VGB 2008)

		 Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rückstau- 
schäden hat der Versicherungsnehmer

aa)	 alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen 
gegen Elementarschäden zu treffen und 

bb)	bei überflutungsgefährdeten Räumen Rückstau- 
klappen anzubringen und funktionsbereit zu hal-
ten und

cc)	 Abflussleitungen auf dem Versicherungsgrund-
stück freizuhalten, sofern der Versicherungsneh-
mer hierfür die Gefahr trägt.

b)	Hausratversicherung (VHB 2008)

		 Zur Vermeidung von Überschwemmungs- bzw. Rückstau- 
schäden hat der Versicherungsnehmer

§ 1 	 Vertragsgrundlage
§ 2 	 Versicherte Gefahren und Schäden
§ 3 	 Überschwemmung, Rückstau
§ 4 	 Erdbeben
§ 5 	 Erdsenkung
§ 6 	 Erdrutsch
§ 7 	 Schneedruck
§ 8 	 Lawinen
§ 9 	 Vulkanausbruch

§ 10 	 Nicht versicherte Schäden
§ 11 	 Besondere Obliegenheiten
§ 12 	 Wartezeit, Selbstbehalt
§ 13 	 Beitragsänderung
§ 14 	 Kündigung
§ 15 	 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages
§ 16 	 Bedingungsanpassung
§ 17 	 Künftige Leistungsverbesserungen
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aa)	 als Gebäudeeigentümer – oder als Mieter, wenn er 
nach dem Mietvertrag verpflichtet ist – wasserfüh-
rende Anlagen auf dem Versicherungsgrundstück 
und Rückstausicherungen stets funktionsbereit zu 
halten und

bb)	alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen 
gegen Elementarschäden zu treffen.

c)	Verletzt der Versicherungsnehmer eine dieser Oblie-
genheiten, so ist der Versicherer nach Maßgabe des 
Abschnitts B § 9 VGB 2008 oder des Abschnitts 
B § 8 VHB leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt nicht 
ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Der Versicherer ist 
zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist.

§ 12	 Wartezeit, Selbstbehalt

a)	Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Ablauf von 
14 Tagen ab Versicherungsbeginn (Wartezeit).

b)	Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig 
errechnete Betrag wird je Versicherungsfall um den 
vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

§ 13 	 Beitragsänderung

a)	Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich verein-
barten Beiträge für Versicherungsverträge mit glei-
chen Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang 
anzupassen, wenn die Schadenaufwendungen und 
Kosten eines Geschäftsjahres die Beitragseinnahmen 
ohne Versicherungsteuer, jeweils bezogen auf diese 
Verträge, überschreiten. Die anerkannten Grundsät-
ze der Versicherungsmathematik und der Versiche-
rungstechnik sind anzuwenden.

b)	Die Anpassung darf 10 Prozent des vertragli-
chen Beitrages nicht überschreiten. Der geänder-
te Beitrag darf den im Zeitpunkt der Änderung 
geltenden Tarifbeitrag für neu abgeschlossene 
Versicherungsverträge mit gleichen Tarifmerkma-
len und gleichem  Deckungsumfang nicht über- 
steigen.

c)	Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn 
des nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Der Versi-
cherer teilt dem Versicherungsnehmer die Anpassung 
der Beiträge spätestens einen Monat vor Fälligkeit 
des Beitrages schriftlich mit. In der Mitteilung sind der 
alte und der neue Beitrag gegenüberzustellen und der 
Versicherungsnehmer über dessen Kündigungsrecht 
nach § 13 d) zu belehren.

d)	Erhöht der Versicherer die Beiträge, kann der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragser-
höhung, den Versicherungsvertrag kündigen.

§ 14 	 Kündigung

a)	Versicherungsnehmer und Versicherer können unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten die Versiche-
rung weiterer Elementarschäden in Textform kündi-

gen. Kündigt der Versicherungsnehmer, so kann er 
bestimmen, dass seine Kündigung erst zum Schluss 
des laufenden Versicherungsjahres wirksam wird.

b)	Kündigt der Versicherer, so kann der Versicherungs-
nehmer den Hauptvertrag (siehe § 1) innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Erklärung des Versicherers 
zum gleichen Zeitpunkt kündigen.

§ 15 	 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages

	 Mit Beendigung des Hauptversicherungsvertrages (§ 1) 
erlischt auch die Versicherung weiterer Elementarschä-
den.

§ 16	 Bedingungsanpassung

a)	Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für beste-
hende Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder 
ersetzt werden,

–	 wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geän-
dert wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf 
der diese beruhen,

– 	bei einer diese Bedingungen unmittelbar betref-
fenden neuen oder geänderten höchstrichterlichen 
Rechtsprechung,

– 	wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräf-
tig für unwirksam erklärt oder,

– 	wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt 
als mit geltendem Recht nicht vereinbar beanstan-
det und den Versicherer zur Abänderung auffordert 
und dadurch eine durch gesetzliche Bestimmungen 
nicht zu schließende Vertragslücke entstanden ist,

– 	und das Verhältnis Beitragsleistung und Versiche-
rungsschutz in nicht unbedeutendem Maße gestört 
wird.

	 Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche 
betreffen:

– 	Umfang des Versicherungsschutzes;
– 	Deckungsausschlüsse und
– 	Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versi-

cherten.

b)	Die geänderten Bedingungen dürfen den Versiche-
rungsnehmer als einzelne Regelung und im Zusam-
menwirken mit anderen Bedingungen des Vertrages 
nicht schlechter stellen als die ursprüngliche Rege-
lung.

c)	Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedin-
gungen sind den Versicherungsnehmern schriftlich 
bekannt zu geben und Inhalt und Grund der Ände-
rung zu erläutern. Sie gelten als genehmigt, wenn der 
Versicherungsnehmer nicht innerhalb von zwei Mona-
ten nach Bekanntgabe in Textform widerspricht. Hie-
rauf wird er bei der Bekanntgabe ausdrücklich hinge-
wiesen. Zur Wahrung der Frist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerspruchs. Bei fristgemäßem 
Widerspruch treten die Änderungen nicht in Kraft.

§ 17 	 Künftige Leistungsverbesserungen

	 Werden die dieser Versicherung zugrunde liegenden 
Versicherungsbedingungen ausschließlich zum Vorteil 
der Versicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geän-
dert, so gelten die Inhalte der neuen Bedingungen mit 
sofortiger Wirkung auch für diesen Vertrag.
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Klauselbogen zur Hausratversicherung
Folgende Vertragsinhalte gelten für Ihren Vertrag, sofern Sie eine der folgenden Klauseln aus-
drücklich mit uns vereinbart haben:
Kein Abzug wegen Unterversicherung

1. 	 Der Versicherer nimmt abweichend von Abschnitt A §§ 12 Nr. 5 VHB*, 75 VVG keinen Abzug wegen Unterversicherung vor.

2. 	 Nr.1 gilt nur, solange nicht ein weiterer Hausratversicherungsvertrag desselben Versicherungsnehmers für denselben Versicherungsort ohne 
entsprechende Vereinbarung gemäß Nr. 1 besteht.

3. 	 Versicherungsnehmer und Versicherer können unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zum Ende des laufenden Versicherungsjahres 
durch schriftliche Erklärung verlangen, dass diese Bestimmungen mit Beginn des nächsten Versicherungsjahres entfallen. Macht der Versi-
cherer von diesem Recht Gebrauch, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Erklärung des 
Versicherers zum Ende des laufenden Versicherungsjahres kündigen.

 
Erhöhung der Entschädigungsgrenze für Wertsachen

Abweichend von Abschnitt A § 13 Nr. 2 a) VHB* ist die Entschädigungsgrenze für Wertsachen auf den vereinbarten Prozentsatz erhöht. Die Entschä-
digungsgrenzen gemäß Abschnitt A § 13 Nr. 2 b) VHB* gelten unverändert.

 
Selbstbeteiligung

Der bedingungsgemäß als entschädigungspflichtig errechnete Betrag einschließlich Aufwendungsersatz gemäß § 83 VVG wird je Versicherungsfall 
um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt.

 
Mitversicherung weiterer Elementarschäden (erweiterte Elementarschadendeckung I)

In Verbindung mit dem Sturmrisiko sind weitere Elementarschäden mitversichert. Die Selbstbeteiligung für die Elementarschadenversicherung 
beträgt je Schadenereignis 10% vom Schaden, mindestens 250 EUR, maximal 5.000 EUR. Die Höchsthaftung des Versicherers beträgt 2.500.000 
EUR, maximal die Höhe der Versicherungssumme.

Mitversicherung weiterer Elementarschäden (erweiterte  Elementarschadendeckung II)

In Verbindung mit dem Sturmrisiko sind weitere Elementarschäden mitversichert. Die Selbstbeteiligung für die Elementarschadenversicherung 
beträgt je Schadenereignis 10% vom Schaden, mindestens 250 EUR, maximal 5.000 EUR. Die Höchsthaftung des Versicherers beträgt 2.500.000 
EUR, maximal die Höhe der Versicherungssumme.

Abweichend von Paragraph 10 c) cc) BWE* 2008 sind Überschwemmungen durch Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) 
Gewässern mitversichert.

 
Folgende Klauseln werden Vertragsbestandteil, sofern Ihr Haushalt nicht ständig bewohnt ist, 
bzw. Ihr Hausrat eingelagert ist:
Eingelagerte Hausratgegenstände

Von eingelagerten Hausratgegenständen sind nicht versichert:

Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, Perlen, 
Briefmarken, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Silber, Gold oder Platin, Pelze, handgeknüpfte Teppiche und Gobelins, Kunstgegenstän-
de (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken), Schusswaffen, Foto- und optische Apparate sowie sonstige Sachen, die über 
100 Jahre alt sind (Antiquitäten), jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken.

Hausrat außerhalb der ständigen Wohnung

Abweichend von Abschnitt A § 6 VHB* sind nicht versichert:

1.	 in Wochenend-, Ferien-, Land-, Jagd-, Garten- und Weinberghäusern sowie in sonstigen nicht ständig bewohnten Gebäuden: 

	 Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, 
Perlen, Briefmarken,  Telefonkartensammlungen, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Silber, Gold oder Platin, Pelze, handgeknüpfte 
Teppiche und Gobelins, Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken), Schusswaffen, Foto- und optische 
Apparate sowie sonstige Sachen, die über 100 Jahre alt sind (Antiquitäten), jedoch mit Ausnahme von Möbelstücken;

2. 	 in Zweitwohnungen in ständig bewohnten Gebäuden:

	 Bargeld und auf Geldkarten geladene Beträge, Urkunden einschließlich Sparbücher und sonstige Wertpapiere, Schmucksachen, Edelsteine, 
Perlen, Briefmarken,  Telefonkartensammlungen, Münzen und Medaillen sowie alle Sachen aus Gold oder Platin, Pelze, handgeknüpfte Tep-
piche und Gobelins, Kunstgegenstände (z. B. Gemälde, Collagen, Zeichnungen, Graphiken und Plastiken).

Ausschluss Hotelkosten bei nicht ständig bewohnter Wohnung

Abweichend von Abschnitt A § 8 Nr. 1 c) VHB* sind Kosten für Hotel- oder ähnliche Unterbringung nicht versichert.

Ausschluss Hotelkosten bei eingelagertem Hausrat

Abweichend von den Allgemeinen Hausratversicherungsbedingungen (VHB)* sind Kosten für Hotel oder ähnliche Unterbringung nicht versichert.

*in der jeweils vereinbarten Fassung
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Allgemeine Bedingungen für die Glasversicherung (AGIB 2008) (Privat)

Abschnitt A

§ 1 	 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall

1. 	 Versicherungsfall

	 Entschädigt werden versicherte Sachen (siehe Abschnitt 
A § 3 Nr. 1 AGlB) die durch Bruch (Zerbrechen) zerstört 
oder beschädigt werden.

2. 	 Nicht versicherte Gefahren und Schäden

a)	Die Versicherung erstreckt sich nicht auf

aa)	 Beschädigungen von Oberflächen oder Kanten (z. 
B. Schrammen, Muschelausbrüche),

bb)	Undichtwerden der Randverbindungen von Mehr-
scheiben-Isolierverglasungen.

b)	Nicht versichert sind Schäden, die durch

aa)	 Brand, Blitzschlag, Explosion, Implosion, Aufprall 
eines Luftfahrzeuges, seiner Teile oder seiner 
Ladung,

bb)	Einbruchdiebstahl, Vandalismus,

cc)	 Sturm, Hagel,

dd)	Überschwemmung, Erdbeben, Erdfall, Erdrutsch, 
Schneedruck, Lawinen oder Vulkanausbruch

		 entstehen und soweit für diese anderweitig Versiche-
rungsschutz besteht.

§ 2 	 Ausschlüsse Krieg, Innere Unruhen und Kernenergie

1. 	 Ausschluss Krieg

	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Krieg, 
kriegsähnliche Ereignisse, Bürgerkrieg, Revolution, 
Rebellion oder Aufstand.

2. 	 Ausschluss Innere Unruhen

	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch innere 
Unruhen.

3. 	 Ausschluss Kernenergie

	 Die Versicherung erstreckt sich ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen nicht auf Schäden durch Kerne-
nergie, nukleare Strahlung oder radioaktive Substanzen.

§ 3 	 Versicherte und nicht versicherte Sachen

1. 	 Versicherte Sachen

	 Versichert sind die im Versicherungsschein bezeichneten,

a)	fertig eingesetzten oder montierten Scheiben, Platten 
und Spiegel aus Glas.

b)	künstlerisch bearbeitete Glasscheiben, -platten und 
-spiegel. 

	 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 250 EUR 
begrenzt. Eine Erhöhung des Entschädigungsbetrages 
kann vereinbart werden.

2. 	 Gesondert versicherbar

	 Gesondert versicherbar sind die im Folgenden benann-
ten und fertig eingesetzten oder montierten

a)	Scheiben und Platten aus Kunststoff.

b)	Platten aus Glaskeramik.

c)	Glasbausteine und Profilbaugläser.

d)	Lichtkuppeln aus Glas oder Kunststoff.

e)	Scheiben von Sonnenkollektoren einschließlich deren 
Rahmen.

f)	 sonstigen Sachen, die im Versicherungsschein aus-
drücklich benannt sind.

3. 	 Nicht versicherte Sachen

	 Nicht versichert sind

a)	optische Gläser, Hohlgläser, Geschirr, Beleuchtungs-
körper und Handspiegel.

b)	Photovoltaikanlagen.

c)	Sachen, die bereits bei Antragstellung beschädigt 
sind.

d) Scheiben und Platten aus Glas oder Kunststoff, die 
Bestandteil elektronischer Daten-, Ton-, Bildwieder-
gabe und Kommunikationsgeräte sind (z. B. Bild-
schirme von Fernsehgeräten, Computer-Displays).

Abschnitt A
 
§ 1 	 Versicherte Gefahr; Versicherungsfall
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§ 4 	 Versicherte Kosten
§ 5 	 Versicherungsort
§ 6 	 Beitrag und Beitragsberechnung
§ 7 	 Zahlungsweise
§ 8 	 Versicherungsteuer
§ 9 	 Beitragsänderung
§ 10 	 Individuelle Risikomerkmale
§ 11 	 Entschädigung als Sachleistung
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§ 7 	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung
§ 8 	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers
§ 9 	 Gefahrerhöhung
§ 10 	 Überversicherung
§ 11 	 Mehrere Versicherer
§ 12 	 Versicherung für fremde Rechnung
§ 13 	 Aufwendungsersatz
§ 14 	 Übergang von Ersatzansprüchen
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§ 17 	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
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§ 20 	 Verjährung
§ 21 	 Gerichtsstand
§ 22 	 Anzuwendendes Recht
§ 23 	 Bedingungsanpassung
§ 24 	 Künftige Leistungsverbesserungen
§ 25 	 Embargobestimmungen 
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§ 4 	 Versicherte Kosten

1. 	 Versicherte Kosten

	 Versichert sind die infolge eines Versicherungsfalles 
notwendigen Kosten für
a)	das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notver-

schalungen, Notverglasungen).

b)	das Abfahren von versicherten Sachen zum nächsten 
Ablagerungsplatz und für die Entsorgung (Entsor-
gungskosten).

c)	Sonderkosten für Gerüste, Kräne, Beseitigung von 
Hindernissen.

	 Die Entschädigung ist je Versicherungsfall auf 250 EUR 
begrenzt. Eine Erhöhung des Entschädigungsbetrages 
kann vereinbart werden.

2. 	 Gesondert versicherbar

	 Soweit dies vereinbart ist, ersetzt der Versicherer bis 
zum jeweils vereinbarten Betrag die infolge eines Versi-
cherungsfalles notwendigen Kosten für

a)	die Erneuerung von Anstrich, Malereien, Schriften, 
Verzierungen, Lichtfilterlacken und Folien auf den 
versicherten Sachen (siehe Abschnitt A § 3).

b)	das Beseitigen und Wiederanbringen von Sachen, die 
das Einsetzen von Ersatzscheiben behindern (z. B. 
Schutzgitter, Schutzstangen, Markisen usw.).

c)	die Beseitigung von Schäden an Umrahmungen, 
Beschlägen, Mauerwerk, Schutz- und Alarmeinrich-
tungen.

§ 5 	 Versicherungsort

	 Versicherungsort sind die in dem Versicherungsschein 
bezeichneten Gebäude oder Räume von Gebäuden. 
Soweit Versicherungsschutz für bewegliche Sachen 
vereinbart ist, besteht dieser nur innerhalb des Versi-
cherungsortes.

§ 6 	 Beitrag und Beitragsberechnung

1. 	 Der Beitrag für Versicherungsverträge in der Glasversi-
cherung richtet sich nach risikorelevanten Umständen. 
Hierzu zählen alle Umstände, zu denen der Versicherer 
ausdrücklich im Antrag fragt, es sei denn, die Anga-
ben werden nur für statistische Erhebungen benötigt, 
worauf im Antrag besonders hingewiesen wird. Die 
risikorelevanten Umstände werden nach finanz- und 
versicherungsmathematischen Methoden kalkuliert und 
miteinander verknüpft.

2. 	 Risikorelevante Umstände sind zum Beispiel:

– 	 Wohnort und Postanschrift des Versicherungsneh-
mers

– 	 Hauptberuf des Versicherungsnehmers
– 	 Vorhandensein weiterer Versicherungsverträge beim 

Versicherer
– 	 Ort, an dem sich die Wohnung bzw. das Ein- oder 

Zweifamilienhaus, in welchem die Haushaltsglasver-
sicherung abgeschlossen wird, gelegen ist.

3. 	 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Ver-
sicherer jede Änderung risikorelevanter Umstände 
unverzüglich anzuzeigen. Ändern sich risikorelevante 
Umstände, wird der Beitrag ab dem Zeitpunkt neu 
berechnet, ab dem die Änderung eingetreten ist.

4. 	 Auf die Beachtung des Abschnitts B § 9 und die daraus 
resultierenden Rechtsfolgen wird ausdrücklich hinge-
wiesen.

§ 7 	 Zahlungsweise

1. 	 Die Beiträge sind, soweit im Tarif nichts anderes 
bestimmt ist, Jahresbeiträge, die jährlich im Voraus zu 
entrichten sind.

2. 	 In der Haushaltsglasversicherung kann eine unterjährige 
Zahlungsweise nur vereinbart werden, wenn gleichzeitig 

eine Hausratversicherung bei der S.L.P. mit gleicher 
Zahlungsweise besteht.

3. 	 Bei halb- oder vierteljährlicher oder monatlicher Teil-
zahlung ist ein Zuschlag von 3, 5 oder 8 % des 
Versicherungsbeitrags zu entrichten. Die monatliche 
Zahlungsweise ist nur bei Vereinbarung mit einem 
SEPA-Lastschriftmandat möglich; der Mindest-
beitrag bei monatlicher Zahlungsweise beträgt  
5,01 EUR inklusive Versicherungsteuer.

§ 8 	 Versicherungsteuer

1. 	 In den vom Versicherungsnehmer zu zahlenden Beiträ-
gen ist die Versicherungsteuer enthalten.

2. 	 Der Prozentsatz der Versicherungsteuer richtet sich 
nach dem Versicherungsteuergesetz in der jeweils 
geltenden Fassung. Er wird berechnet von dem vom 
Versicherungsnehmer zu zahlenden Beitrag zuzüglich 
der Nebenkosten im Sinne von § 3 Abs. 1 Versicherung-
steuergesetz.

§ 9 	 Beitragsänderung

1. 	 Der Versicherer ist berechtigt, die vertraglich verein-
barten Beiträge für Versicherungsverträge mit gleichen 
Tarifmerkmalen und gleichem Deckungsumfang anzu-
passen, wenn die Schadenaufwendungen und Kosten 
eines Geschäftsjahres die Beitragseinnahmen ohne 
Versicherungsteuer, jeweils bezogen auf diese Verträge, 
überschreiten.

	 Die anerkannten Grundsätze der Versicherungsmathe-
matik und der Versicherungstechnik sind anzuwenden.

2. 	 Die Anpassung darf 10 Prozent des vertragli-
chen Beitrags nicht überschreiten. Der geän-
derte Beitrag darf den im Zeitpunkt der Ände-
rung geltenden Tarifbeitrag für neu abgeschlos-
sene Versicherungsverträge mit gleichen Tarif- 
merkmalen und gleichem Deckungsumfang nicht über-
steigen.

3. 	 Die Anpassung tritt jeweils für Verträge mit Beginn des 
nächsten Versicherungsjahres in Kraft. Der Versicherer 
teilt dem Versicherungsnehmer die Anpassung der Bei-
träge spätestens einen Monat vor Fälligkeit des Beitrags 
schriftlich mit. In der Mitteilung ist der alte und neue Bei-
trag gegenüberzustellen und der Versicherungsnehmer 
über dessen Kündigungsrecht nach Abschnitt A § 9 Nr. 
4 zu belehren.

4. 	 Erhöht der Versicherer die Beiträge, kann der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch 
zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Beitragserhö-
hung, den Versicherungsvertrag kündigen.

§ 10 	 Individuelle Risikomerkmale

1. 	 Der Versicherer kann Versicherungsnehmer zum Zwe-
cke der risikogerechteren Tarifierung nach gleichartigen 
Merkmalen zu Gruppen von Risiken zusammenfassen, 
um ein ausgewogenes Verhältnis von Beitrag und Leis-
tung zu erlangen. Zu Beginn jeder neuen Versicherungs-
periode können für jede der nach gleichartigen Merk-
malen gebildeten Gruppen gegenüber dem allgemei-
nen Tarifbeitrag Nachlässe eingeräumt oder Zuschläge 
erhoben werden, wenn eine nach den Grundsätzen 
der Versicherungsmathematik auf der Grundlage vor-
handener Daten des Versicherers mittels spezieller 
EDV-technischer Verfahren durchgeführte Bewertung 
dies rechtfertigt. Die Nachlässe oder Zuschläge gelten 
nur für die jeweils neue Versicherungsperiode.

2. 	 Risikogerechte Merkmale im Sinne von Nr. 1 sind z. B.:
–	 rechtzeitige Zahlung der Versicherungsbeiträge,
–	 Dauer und Umfang der bisherigen Vertragsbezie-

hung sowie,
–	 Merkmale zur versicherten Person oder zur versi-

cherten Sache.

§ 11 	 Entschädigung als Sachleistung

1. 	 Sachleistung
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a)	Der Versicherer gewährt im Versicherungsfall eine 
Sachleistung, zu der er den Auftrag erteilt.

b)	Sachleistung bedeutet, dass auf Veranlassung und 
Rechnung des Versicherers die zerstörten oder 
beschädigte Sachen entsorgt und in gleicher Art und 
Güte (siehe Abschnitt A § 3) an den Schadenort gelie-
fert und wieder eingesetzt werden.

c)	Von der Sachleistung ausgenommen sind besondere 
Aufwendungen, die zum Erreichen des Schadenor-
tes (z. B. Gerüste, Kräne) bzw. im Zusammenhang 
mit dem Einsetzen der Scheibe (z. B. Anstriche, 
De- und Remontage von Vergitterungen) notwendig 
sind. Diese Aufwendungen werden nur – soweit 
dies besonders vereinbart ist – in vereinbarter Höhe 
ersetzt (siehe Abschnitt A § 4 AGlB).

		 Falls solche besonderen Aufwendungen zur Erbrin-
gung der Sachleistung notwendig sind, erteilt der Ver-
sicherer in Absprache mit dem Versicherungsnehmer 
in dessen Namen den Auftrag hierzu. Der Versicherer 
erstattet dem Versicherungsnehmer die Rechnungs-
kosten bis zur vereinbarten Höhe.

d)	Der Versicherer ersetzt keine Aufwendungen, die bei 
der Angleichung unbeschädigter Sachen (z. B. Farbe 
und Struktur) an entschädigten Sachen sowie für fer-
tigungsbedingte Abweichungen der Ersatzsache im 
äußeren Erscheinungsbild entstehen und erteilt hierzu 
keinen Auftrag.

2. 	 Abweichende Entschädigungsleistung

a)	Im Einvernehmen mit dem Versicherungsnehmer 
ersetzt der Versicherer den Geldbetrag, welcher dem 
unter Nr. 1 beschriebenen Leistungsumfang ent-
spricht.

b)	Darüber hinaus kann der Versicherer in Geld leisten, 
soweit eine Ersatzbeschaffung durch den Versicherer 
zu den ortsüblichen Wiederherstellungskosten nicht 
möglich ist.

c)	Wird Unterversicherung nach Nr. 5 festgestellt, leistet 
der Versicherer ausschließlich in Geld.

d)	Die Mehrwertsteuer wird nicht ersetzt, wenn der Ver-
sicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt 
ist; das Gleiche gilt, soweit der Versicherungsnehmer 
Mehrwertsteuer tatsächlich nicht gezahlt hat.

3. 	 Notverglasung / Notverschalung

	 Das vorläufige Verschließen von Öffnungen (Notvergla-
sungen und Notverschalungen) können vom Versiche-
rungsnehmer in Auftrag gegeben und als notwendige 
versicherte Kosten geltend gemacht werden.

4. 	 Kosten

a)	Maßgeblich für die Berechnung der Kosten (siehe 
Abschnitt A § 4 AGlB) ist der Zeitpunkt des Eintritts 
des Versicherungsfalls.

b)	Kürzungen nach Nr. 2 c) gelten entsprechend für die 
versicherten Kosten.

5. 	 Unterversicherung

	 Soweit eine Versicherungssumme vereinbart worden 
ist, liegt Unterversicherung vor, wenn der Versiche-
rungswert zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles höher 
ist als die Versicherungssumme. Ist Unterversicherung 
festgestellt worden, wird die Entschädigung in dem 
Verhältnis von Versicherungssumme zum Versiche-
rungswert nach folgender Berechnungsformel gekürzt: 
Entschädigung = Schadenbetrag multipliziert mit der 
Versicherungssumme dividiert durch den Versiche-
rungswert.

	 Für die Entschädigungsberechnung versicherter Kosten 
(siehe Abschnitt A § 4) gilt die Kürzung entsprechend.

§ 12	 Zahlung und Verzinsung der Entschädigung bei Geld-
leistung

1. 	 Fälligkeit der Entschädigung

	 Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellun-
gen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe des 
Anspruchs abgeschlossen sind.

	 Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach Mel-
dung des Schadens den Betrag als Abschlagszahlung 
beanspruchen, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist.

2. 	 Verzinsung

	 Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem anderen 
Rechtsgrund eine weitergehende Zinspflicht besteht:

a)	Die Entschädigung ist – soweit sie nicht innerhalb 
eines Monats nach Meldung des Schadens geleistet 
wird – seit Anzeige des Schadens zu verzinsen.

b)	Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jewei-
ligen Basiszinssatz des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(§§ 288, 247 BGB).

c)	Die Zinsen werden zusammen mit der Entschädigung 
fällig.

3. 	 Hemmung

	 Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1, 2 a) und 
Nr. 2 b) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in 
dem infolge Verschuldens des Versicherungsnehmers 
die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht gezahlt 
werden kann.

4. 	 Aufschiebung der Zahlung

	 Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, solange 

a)	Zweifel an der Empfangsberechtigung des Versiche-
rungsnehmers bestehen.

b)	ein behördliches oder strafgerichtliches Verfahren 
gegen den Versicherungsnehmer oder seinen Reprä-
sentanten aus Anlass dieses Versicherungsfalles 
noch läuft.

§ 13 	 Wohnungswechsel

1. 	 Umzug in eine neue Wohnung

	 Wechselt der Versicherungsnehmer die Wohnung, geht 
der Versicherungsschutz für die Mobiliarverglasung 
auf die neue Wohnung über. Während des Wohnungs-
wechsels besteht in beiden Wohnungen Versiche-
rungsschutz. Der Versicherungsschutz in der bisheri-
gen Wohnung erlischt spätestens zwei Monate nach 
Umzugsbeginn. Der Umzug beginnt mit dem Zeitpunkt, 
in dem erstmals versicherte Sachen dauerhaft in die 
neue Wohnung gebracht werden.

2. 	 Mehrere Wohnungen

	 Behält der Versicherungsnehmer zusätzlich die bisheri-
ge Wohnung, geht der Versicherungsschutz nicht über, 
wenn er die alte Wohnung weiterhin bewohnt (Doppel-
wohnsitz); für eine Übergangszeit von zwei Monaten 
besteht Versicherungsschutz in beiden Wohnungen.

3. 	 Umzug ins Ausland

	 Liegt die neue Wohnung nicht innerhalb der Bundesre-
publik Deutschland, so geht der Versicherungsschutz 
nicht auf die neue Wohnung über. Der Versicherungs-
schutz in der bisherigen Wohnung erlischt spätestens 
zwei Monate nach Umzugsbeginn.

4. 	 Anzeige der neuen Wohnung

a)	Der Bezug einer neuen Wohnung ist spätestens bei 
Beginn des Einzuges dem Versicherer mit Angabe der 
neuen Wohnfläche in Quadratmetern bzw. sonstiger 
für die Beitragsberechnung erforderlichen Umstände 
anzuzeigen.
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b)	Verändert sich nach dem Wohnungswechsel die 
Wohnfläche und wird der Versicherungsschutz nicht 
entsprechend angepasst, kann dies zu Unterversi-
cherung führen.

5. 	 Festlegung des neuen Beitrags, Kündigungsrecht

a)	Mit Umzugsbeginn gelten die am Ort der neuen Woh-
nung gültigen Tarifbestimmungen des Versicherers.

b)	Bei einer Erhöhung des Beitrags aufgrund veränder-
ter Beitragssätze oder bei Erhöhung eines Selbstbe-
haltes kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
kündigen. Die Kündigung hat spätestens einen Monat 
nach Zugang der Mitteilung über die Erhöhung zu 
erfolgen. Sie wird einen Monat nach Zugang wirksam. 
Die Kündigung ist in Textform zu erklären.

c)	Der Versicherer kann bei Kündigung durch den Ver-
sicherungsnehmer den Beitrag nur in der bisherigen 
Höhe zeitanteilig bis zur Wirksamkeit der Kündigung 
beanspruchen.

6. 	 Aufgabe einer gemeinsamen Ehewohnung

a)	Zieht bei einer Trennung von Ehegatten der Versiche-
rungsnehmer aus der Ehewohnung aus und bleibt 
der Ehegatte in der bisherigen Ehewohnung zurück, 
so gelten als Versicherungsort (siehe Abschnitt A § 5 
AGlB) die neue Wohnung des Versicherungsnehmers 
und die bisherige Ehewohnung. Dies gilt bis zu einer 
Änderung des Versicherungsvertrages, längstens bis 
zum Ablauf von drei Monaten nach der nächsten, auf 
den Auszug des Versicherungsnehmers folgenden 
Beitragsfälligkeit.

		 Danach besteht Versicherungsschutz nur noch in der 
neuen Wohnung des Versicherungsnehmers.

b)	Sind beide Ehegatten Versicherungsnehmer und zieht 
bei einer Trennung von Ehegatten einer der Ehegatten 
aus der Ehewohnung aus, so sind Versicherungsort 
(siehe Abschnitt A § 5 AGlB) die bisherige Ehewoh-
nung und die neue Wohnung des ausziehenden Ehe-
gatten.

		 Dies gilt bis zu einer Änderung des Versicherungsver-
trages, längstens bis zum Ablauf von drei Monaten 
nach der nächsten, auf den Auszug des Ehegatten 
folgenden Beitragsfälligkeit. Danach erlischt der Ver-
sicherungsschutz für die neue Wohnung. 

c)	Ziehen beide Ehegatten in neue Wohnungen, so gilt 
Satz 1 entsprechend. Nach Ablauf der Frist von drei 
Monaten nach der nächsten, auf den Auszug der 
Ehegatten folgenden Beitragsfälligkeit erlischt der 
Versicherungsschutz für beide neuen Wohnungen.

7. 	 Lebensgemeinschaften, Lebenspartnerschaften

	 Nr. 6 gilt entsprechend für eheähnliche Lebensgemein-
schaften und Lebenspartnerschaften, sofern beide Part-
ner am Versicherungsort gemeldet sind.

§ 14	 Besondere gefahrerhöhende Umstände

	 Eine anzeigepflichtige Gefahrerhöhung gemäß Abschnitt 
B § 9 kann insbesondere dann vorliegen, wenn

a)	die Wohnung länger als 60 Tage unbewohnt ist.

b)	das Gebäude dauernd oder vorübergehend leer 
steht.

c)	im Versicherungsort ein gewerblicher Betrieb aufge-
nommen wird.

Abschnitt B

§ 1 	 Anzeigepflicht des Versicherungsnehmers oder sei-
nes Vertreters

1. 	 Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von 
Gefahrumständen

	 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Ver-

sicherer in Textform gefragt hat und die für dessen 
Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versi-
cherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2. 	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

a) Vertragsänderung

		 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versiche-
rer bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrum-
stände den Vertrag auch zu anderen Bedingungen 
geschlossen, so werden die anderen Bedingun-
gen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicher- 
ungsnehmer unverschuldeten Pflichtverletzung wer-
den die anderen Bedingungen ab der laufenden Ver-
sicherungsperiode Vertragsbestandteil. Erhöht sich 
durch eine Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Gefahr-
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag inner-
halb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 
In dieser Mitteilung der Vertragsänderung hat der 
Versicherer den Versicherungsnehmer auf dessen 
Kündigungsrecht hinzuweisen.

b)	Rücktritt und Leistungsfreiheit

		 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt.

		 Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers 
ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlos-
sen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände zu gleichen oder anderen  
Bedingungen abgeschlossen hätte.

		 Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falles zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, 
es sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die  
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

c)	Kündigung

		 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, 
der Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder ande-
ren Bedingungen abgeschlossen.

d)	Ausschluss von Rechten des Versicherers

		 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung 
(a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) sind 
jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer den 
nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die unrich-
tige Anzeige kannte.

e)	Anfechtung

		 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arg-
listiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3. 	 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt 
(2 b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer 
innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen und 
dabei die Umstände angeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; zur Begründung kann er nachträglich weitere 
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Umstände innerhalb eines Monats nach deren Kennt-
niserlangung angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verletzung 
der Anzeigepflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, 
die das von ihm jeweils geltend gemachte Recht 
begründen.

4. 	 Rechtsfolgenhinweis

	 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonder-
te Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. 	 Vertreter des Versicherungsnehmers

	 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung 
von Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des 
Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Ver-
sicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versiche-
rungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden 
ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem 
Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt. 

6. 	 Erlöschen der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a), 
zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) erlöschen 
mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies 
gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser 
Frist eingetreten sind. Die Frist beläuft sich auf zehn 
Jahre, wenn der Versicherungsnehmer oder sein Vertre-
ter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt 
hat.

§ 2 	 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Fol-
gen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Ein-
mal- oder Erstbeitrages

1. 	 Beginn des Versicherungsschutzes

	 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt.

2. 	 Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags

	 Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig 
von dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich  
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versiche- 
rungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu  
zahlen. Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versi-
cherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste  
oder einmalige Beitrag unverzüglich nach Ver-
tragsschluss zu zahlen. Zahlt der Versicherungs- 
nehmer nicht unverzüglich nach dem in Satz 1 oder 2 
bestimmten Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz 
erst, nachdem die Zahlung bewirkt ist.

	 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zah-
len. Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt 
die erste Rate als erster Beitrag.

3. 	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

	 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem 
nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, 
so kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist. Der Rücktritt ist 
ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. 	 Leistungsfreiheit des Versicherers

	 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebendem 
Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für 
einen vor Zahlung des Beitrages eingetretenen Versi-
cherungsfall nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in 

Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versi-
cherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung 
des Beitrags aufmerksam gemacht hat.

	 Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat.

§ 3 	 Dauer und Ende des Vertrages

1. 	 Dauer

	 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.

2. 	 Stillschweigende Verlängerung

	 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist.

3. 	 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

	 Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf 
folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden. 
Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungs-
jahres zugehen.

4. 	 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

	 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

5. 	 Wegfall des versicherten Interesses

	 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, 
zu dem der Versicherer vom Wegfall des Risikos Kennt-
nis erlangt. Soweit Versicherungsschutz für Glas im 
privaten Haushalt vereinbart ist, gilt

a)	als Wegfall des versicherten Interesses insbesondere 
die vollständige und dauerhafte Auflösung des Haus-
haltes nach Aufnahme des Versicherungsnehmers in 
eine stationäre Pflegeeinrichtung oder nach Aufgabe 
einer Zweit- oder Ferienwohnung.

b)	Das Versicherungsverhältnis endet bei Tod des Ver-
sicherungsnehmers zum Zeitpunkt der Kenntniser-
langung des Versicherers über die vollständige und 
dauerhafte Haushaltsauflösung, spätestens jedoch 
zwei Monate nach dem Tod des Versicherungsneh-
mers, wenn nicht bis zu diesem Zeitpunkt ein Erbe die 
Wohnung in derselben Weise nutzt wie der verstorbe-
ne Versicherungsnehmer. 

	 Wohnungswechsel gilt nicht als Wegfall des versicher-
ten Interesses.

§ 4 	 Folgebeitrag

1. 	 Fälligkeit

a)	Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b)	Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb 
des im Versicherungsschein oder in der Beitragsrech-
nung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. 	 Schadenersatz bei Verzug

	 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrags in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, 
Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.

3. 	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung

a)	Der Versicherer kann den Versicherungsnehmer bei 
nicht rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrags auf 
dessen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern 
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und eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen 
(Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der 
Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der 
Beiträge, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungs-
freiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht 
fristgerechten Zahlung hinweist.

b)	Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten 
Zahlungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der 
Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungs-
falles mit der Zahlung des Beitrags oder der Zinsen 
oder Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei.

c)	Der Versicherer kann nach Ablauf der in der Mahnung 
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die 
Kündigung kann mit der Bestimmung der Zahlungs-
frist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf 
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. Hie-
rauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung 
ausdrücklich hinzuweisen.

4. 	 Zahlung des Beitrags nach Kündigung

	 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kündi-
gung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbun-
den worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf 
die Zahlung leistet. Die Regelung über die Leistungs-
freiheit des Versicherers gemäß Abschnitt B § 4 Nr. 3 b 
bleibt unberührt.

§ 5 	 Lastschriftverfahren

1. 	 Pflichten des Versicherungsnehmers

	 Ist zur Einziehung des Beitrags das Lastschriftverfahren 
vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer zum 
Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrags für eine ausrei-
chende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. 	 Änderung des Zahlungsweges

	 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass eine 
oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einziehungs-
versuch, nicht eingezogen werden können, ist der Ver-
sicherer berechtigt, die Lastschriftvereinbarung in Text-
form zu kündigen. Der Versicherer hat in der Kündigung 
darauf hinzuweisen, dass der Versicherungsnehmer 
verpflichtet ist, den ausstehenden Beitrag und zukünf-
tige Beiträge selbst zu übermitteln. Durch die Banken 
erhobene Bearbeitungsgebühren für fehlgeschlagenen 
Lastschrifteinzug können dem Versicherungsnehmer in 
Rechnung gestellt werden.

§ 6 	 Ratenzahlung

	 Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn 
der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in 
Verzug gerät.

	 Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Beitragszahlung verlangen.

§ 7 	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1. 	 Allgemeiner Grundsatz

a)	Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht 
dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur 
derjenige Teil des Beitrags zu, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden 
hat.

b)	Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer der Beitrag 
zu, den er hätte beanspruchen können, wenn die 
Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
des Interesses Kenntnis erlangt hat.

2. 	 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

a)	Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu 
widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des 
Beitrags zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der 
Versicherer in der Belehrung über das Widerrufs-
recht, über die Rechtsfolgen des Widerrufs und den 
zu zahlenden Betrag hingewiesen und der Versiche-
rungsnehmer zugestimmt hat, dass der Versiche-
rungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt. Ist 
die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der Ver-
sicherer zusätzlich den für das erste Versicherungs-
jahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat.

b)	Wird das Versicherungsverhältnis durch 
Rücktritt des Versicherers beendet, weil 
der Versicherungsnehmer Gefahrumstän-
de, nach denen der Versicherer vor Vertrags- 
annahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt hat, 
so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung zu. Wird das Ver-
sicherungsverhältnis durch Rücktritt des Versicherers 
beendet, weil der einmalige oder der erste Beitrag 
nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem 
Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu. 

c)	Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

d)	Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrags verpflichtet, wenn das versicherte Interes-
se bei Beginn der Versicherung nicht besteht, oder 
wenn das Interesse bei einer Versicherung, die für ein 
künftiges Unternehmen oder für ein anderes künftiges 
Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versiche-
rer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen.

e)	Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 8 	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. 	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a)	Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Versi-
cherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, sind:

aa)	 die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften. 

bb)	die Einhaltung aller sonstigen vertraglich verein-
barten Obliegenheiten.

b)	Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer innerhalb 
eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kennt-
nis erlangt hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das 
Kündigungsrecht des Versicherers ist ausgeschlos-
sen, wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er 
die Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrläs-
sig verletzt hat.

2. 	 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falls

a)	Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls
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aa)	 nach Möglichkeit für die Abwendung und Minde-
rung des Schadens zu sorgen.

bb)	dem Versicherer den Schadeneintritt, nachdem er 
von ihm Kenntnis erlangt hat, unverzüglich – ggf. 
auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen.

cc)	 Weisungen des Versicherers zur Schadenabwen-
dung / -minderung – ggf. auch mündlich oder 
telefonisch – einzuholen, wenn die Umstände 
dies gestatten.

dd)	Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung / -minderung, soweit für ihn zumut-
bar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem 
Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versiche-
rungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen 
zu handeln.

ee)	 Schäden durch strafbare Handlungen gegen das 
Eigentum unverzüglich der Polizei anzuzeigen.

ff) 	 das Schadenbild so lange unverändert zu lassen, 
bis die Schadenstelle oder die beschädigten 
Sachen durch den Versicherer freigegeben wor-
den sind. Sind Veränderungen unumgänglich, 
sind das Schadenbild nachvollziehbar zu doku-
mentieren (z. B. durch Fotos) und die beschädig-
ten Sachen bis zu einer Besichtigung durch den 
Versicherer aufzubewahren.

gg)	soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft – auf Verlangen in Schriftform 
– zu erteilen, die zur Feststellung des Versiche-
rungsfalles oder des Umfanges der Leistungs-
pflicht des Versicherers erforderlich ist sowie 
jede Untersuchung über Ursache und Höhe des 
Schadens und über den Umfang der Entschädi-
gungspflicht zu gestatten.

hh)	vom Versicherer angeforderte Belege beizubrin-
gen, deren Beschaffung ihm billigerweise zuge-
mutet werden kann.

b)	Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die 
Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen 
– soweit ihm dies nach den tatsächlichen und rechtli-
chen Umständen möglich ist.

3. 	 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a)	Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob 
fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis zu 
kürzen, das der Schwere des Verschuldens des Ver-
sicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungs-
nehmer zu beweisen.

b)	Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflich-
tet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist.

c)	Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- 
oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer nur 
dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, wenn 
er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewie-
sen hat.

§ 9 	 Gefahrerhöhung

1. 	 Begriff der Gefahrerhöhung

a)	Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 
die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls oder 

eine Vergrößerung des Schadens oder die unge- 
rechtfertigte Inanspruchnahme des Versicherers 
wahrscheinlicher wird.

b)	Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber nicht 
nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerheblicher 
Umstand ändert, nach dem der Versicherer vor Ver-
tragsschluss gefragt hat (Abschnitt A § 14 AGlB).

c)	Eine Gefahrerhöhung nach a) liegt nicht vor, wenn 
sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 
den Umständen als mitversichert gelten soll.

2. 	 Pflichten des Versicherungsnehmers

a)	Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

b)	Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass 
er ohne vorherige Zustimmung des Versicherers eine 
Gefahrerhöhung vorgenommen oder gestattet hat, so 
muss er diese dem Versicherer unverzüglich anzei-
gen.

c)	Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen eintritt, 
muss der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen, nachdem er von ihr Kenntnis 
erlangt hat.

3. 	 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer

a)	Kündigungsrecht des Versicherers

		 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat. Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder 
grober Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. Beruht die Verletzung auf einfacher 
Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter Einhaltung 
einer Frist von einem Monat kündigen. Wird dem 
Versicherer eine Gefahrerhöhung in den Fällen nach 
Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

b) Vertragsänderung

		 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab dem 
Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäfts-
grundsätzen entsprechenden erhöhten Beitrag ver-
langen oder die Absicherung der erhöhten Gefahr 
ausschließen. Erhöht sich der Beitrag als Folge 
der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent oder 
schließt der Versicherer die Absicherung der erhöhten 
Gefahr aus, so kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mit-
teilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen.

4. 	 Erlöschen der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach Nr. 3 erlöschen, wenn diese nicht 
innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versicherers 
von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder wenn 
der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrer-
höhung bestanden hat.

5. 	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a)	Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungsfall 
ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflich-
tet, wenn der Versicherungsnehmer seine Pflichten 
nach Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Pflichten grob fahrläs-
sig, so ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in dem Verhältnis zu kürzen, das der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entspricht. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen.
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b)	Nach einer Gefahrerhöhung nach Nr. 2 b) und c) 
ist der Versicherer für einen Versicherungsfall, der 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte 
zugegangen sein müssen, leistungsfrei, wenn der 
Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht vor-
sätzlich verletzt hat. Hat der Versicherungs- 
nehmer seine Pflicht grob fahrlässig verletzt, so gilt Nr. 
5 a) Satz 2 und 3 entsprechend. Die Leistungspflicht 
des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Gefah-
rerhöhung zu dem Zeitpunkt, zu dem ihm die Anzeige 
hätte zugegangen sein müssen, bekannt war.

c)	Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt bestehen, 

aa)	 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Ein-
tritt des Versicherungsfalles oder den Umfang der 
Leistungspflicht war oder 

bb)	wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungs-
falles die Frist für die Kündigung des Versicherers 
abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt war 
oder

cc)	 wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangt.

§ 10 	 Überversicherung

1. 	 Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des ver-
sicherten Interesses erheblich, so kann sowohl der Ver-
sicherer als auch der Versicherungsnehmer verlangen, 
dass zur Beseitigung der Überversicherung die Versi-
cherungssumme mit sofortiger Wirkung herabgesetzt 
wird. Ab Zugang des Herabsetzungsverlangens, ist für 
die Höhe des Beitrags der Betrag maßgebend, den der 
Versicherer berechnet haben würde, wenn der Vertrag 
von vornherein mit dem neuen Inhalt geschlossen wor-
den wäre.

2. 	 Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in 
der Absicht geschlossen, sich dadurch einen rechtswid-
rigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begrün-
denden Umständen Kenntnis erlangt.

§ 11	 Mehrere Versicherer

1. 	 Anzeigepflicht

	 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
die andere Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der 
Mitteilung sind der andere Versicherer und die Versiche-
rungssumme anzugeben.

2. 	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

	 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der 
Versicherer unter den in Abschnitt B § 1 beschriebenen 
Voraussetzungen zur Kündigung berechtigt oder auch 
ganz oder teilweise leistungsfrei. Leistungsfreiheit tritt 
nicht ein, wenn der Versicherer vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles Kenntnis von der anderen Versicherung 
erlangt hat.

3. 	 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

a)	Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die Versi-
cherungssummen zusammen den Versicherungswert 
oder übersteigt aus anderen Gründen die Summe der 
Entschädigungen, die von jedem Versicherer ohne 
Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, 
den Gesamtschaden, liegt eine Mehrfachversiche-
rung vor.

b)	Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer kann 
aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des ihm 

entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn die Verträge bei demselben Versi-
cherer bestehen. Erlangt der Versicherungsnehmer 
oder der Versicherte aus anderen Versicherungs- 
verträgen Entschädigung für denselben Schaden, so 
ermäßigt sich der Anspruch aus dem vorliegenden 
Vertrag in der Weise, dass die Entschädigung aus 
allen Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Beiträge errechnet wurde, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei Ver-
einbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt sich 
der Anspruch in der Weise, dass aus allen Verträgen 
insgesamt keine höhere Entschädigung zu leisten ist, 
als wenn der Gesamtbetrag der Versicherungssum-
men in diesem Vertrag in Deckung gegeben worden 
wäre.

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. 	 Beseitigung der Mehrfachversicherung

a)	Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversiche-
rung geschlossen, kann er verlangen, dass der später 
geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versiche-
rungssumme unter verhältnismäßiger Minderung des 
Beitrags auf den Teilbetrag herabgesetzt wird, der 
durch die frühere Versicherung nicht gedeckt ist. Die 
Aufhebung des Vertrages oder die Herabsetzung der 
Versicherungssumme und Anpassung des Beitrags 
werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklä-
rung dem Versicherer zugeht.

b)	Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, wenn 
die Mehrfachversicherung dadurch entstanden ist, 
dass nach Abschluss der mehreren Versicherungs-
verträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind 
in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge 
gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer 
geschlossen worden, kann der Versicherungsnehmer 
nur die verhältnismäßige Herabsetzung der Versiche-
rungssummen und der Beiträge verlangen.

§ 12 	 Versicherung für fremde Rechnung

1. 	 Rechte aus dem Vertrag

	 Der Versicherungsnehmer kann den Versicherungsver-
trag im eigenen Namen für das Interesse eines Dritten 
(Versicherten) schließen. Die Ausübung der Rechte aus 
diesem Vertrag steht nur dem Versicherungsnehmer 
und nicht auch dem Versicherten zu. Das gilt auch, 
wenn der Versicherte den Versicherungsschein besitzt.

2. 	 Zahlung der Entschädigung

	 Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädigung 
an den Versicherungsnehmer den Nachweis verlangen, 
dass der Versicherte seine Zustimmung dazu erteilt hat. 
Der Versicherte kann die Zahlung der Entschädigung 
nur mit Zustimmung des Versicherungsnehmers verlan-
gen.

3. 	 Kenntnis und Verhalten

a)	Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, 
sind bei der Versicherung für fremde Rechnung auch 
die Kenntnis und das Verhalten des Versicherten 
zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interessen 
des Versicherungsnehmers und des Versicherten 
umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer für sein 
Interesse das Verhalten und die Kenntnis des Versi-
cherten nur zurechnen lassen, wenn der Versicherte 
Repräsentant des Versicherungsnehmers ist.

b)	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es nicht an, 
wenn der Vertrag ohne sein Wissen abgeschlossen 
worden ist oder ihm eine rechtzeitige Benachrichti-
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gung des Versicherungsnehmers nicht möglich oder 
nicht zumutbar war.

c)	Auf die Kenntnis des Versicherten kommt es dagegen 
an, wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag ohne 
Auftrag des Versicherten geschlossen und den Versi-
cherer nicht darüber informiert hat.

§ 13 	 Aufwendungsersatz

1. 	 Aufwendungen zur Abwendung und Minderung des 
Schadens

a)	Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglose, die 
der Versicherungsnehmer bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles den Umständen nach zur Abwendung und 
Minderung des Schadens für geboten halten durfte 
oder die er auf Weisung des Versicherers macht.

b)	Macht der Versicherungsnehmer Aufwendungen, um 
einen unmittelbar bevorstehenden Versicherungs-
fall abzuwenden oder in seinen Auswirkungen zu 
mindern, geltend, so leistet der Versicherer Aufwen-
dungsersatz nur, wenn diese Aufwendungen bei einer 
nachträglichen objektiven Betrachtung der Umstände 
verhältnismäßig und erfolgreich waren oder die Auf-
wendungen auf Weisung des Versicherers erfolgten.

c)	Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Aufwendungsersatz nach a) + 
b) entsprechend kürzen.

d)	Der Ersatz dieser Aufwendungen und die Entschä-
digung für versicherte Sachen betragen zusammen 
höchstens die Versicherungssumme je vereinbarter 
Position; dies gilt jedoch nicht, soweit Aufwendungen 
auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

e)	Der Versicherer hat den für die Aufwendungen gemäß 
a) erforderlichen Betrag auf Verlangen des Versiche-
rungsnehmers vorzuschießen.

f)	 Nicht versichert sind Aufwendungen für Leistungen 
der Feuerwehr oder anderer Institutionen, die im 
öffentlichen Interesse zur Hilfeleistung verpflichtet 
sind, wenn diese Leistungen im öffentlichen Interesse 
erbracht werden.

2. 	 Kosten der Ermittlung und Feststellung des Schadens

a)	Der Versicherer ersetzt bis zur vereinbarten Höhe 
die Kosten für die Ermittlung und Feststellung eines 
von ihm zu ersetzenden Schadens, sofern diese den 
Umständen nach geboten waren. Zieht der Versiche-
rungsnehmer einen Sachverständigen oder Beistand 
hinzu, so werden diese Kosten nur ersetzt, soweit er 
zur Zuziehung vertraglich verpflichtet ist oder vom 
Versicherer aufgefordert wurde.

b)	Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kür-
zen, kann er auch den Kostenersatz nach a) entspre-
chend kürzen.

§ 14 	 Übergang von Ersatzansprüchen

1. 	 Übergang von Ersatzansprüchen

	 Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch 
gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den 
Versicherer über, soweit der Versicherer den Schaden 
ersetzt. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Ver-
sicherungsnehmers geltend gemacht werden. Richtet 
sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers 
gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens 
in häuslicher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang 
nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Per-
son hat den Schaden vorsätzlich verursacht.

2. 	 Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatzansprüchen

	 Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch 
oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienen-
des Recht unter Beachtung der geltenden Form- und 
Fristvorschriften zu wahren, und nach Übergang des 
Ersatzanspruchs auf den Versicherer bei dessen Durch-
setzung durch den Versicherer soweit erforderlich mit-
zuwirken.

	 Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit 
nicht verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz 
von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der  Versi-
cherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre-
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das 
Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der 
Versicherungsnehmer.

§ 15 	 Kündigung nach dem Versicherungsfall

1. 	 Kündigungsrecht

	 Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann jede 
der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag kündi-
gen. Die Kündigung ist vom Versicherungsnehmer in 
Textform, vom Versicherer in Schriftform zu erklären. 
Sie muss der anderen Vertragspartei spätestens einen 
Monat nach Auszahlung oder Ablehnung der Entschä-
digung zugegangen sein.

2. 	 Kündigung durch Versicherungsnehmer

	 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kün-
digung sofort nach ihrem Zugang beim Versiche-
rer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode, wirksam wird.

3. 	 Kündigung durch Versicherer

	 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirk-
sam.

§ 16	 Keine Leistungspflicht aus besonderen Gründen

1. 	 Vorsätzliche oder grob fahrlässige Herbeiführung des 
Versicherungsfalles

a)	Führt der Versicherungsnehmer den Versicherungs-
fall vorsätzlich herbei, so ist der Versicherer von der 
Entschädigungspflicht frei. Ist die Herbeiführung des 
Schadens durch rechtskräftiges Strafurteil wegen 
Vorsatzes in der Person des Versicherungsnehmers 
festgestellt, so gilt die vorsätzliche Herbeiführung des 
Schadens als bewiesen.

b)	Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschul-
dens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis zu kürzen.

2. 	 Arglistige Täuschung nach Eintritt des Versicherungsfalles

	 Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht frei, 
wenn der Versicherungsnehmer den Versicherer arg-
listig über Tatsachen, die für den Grund oder die Höhe 
der Entschädigung von Bedeutung sind, täuscht oder 
zu täuschen versucht. Ist die Täuschung oder der 
Täuschungsversuch durch rechtskräftiges Strafurteil 
gegen den Versicherungsnehmer wegen Betruges oder 
Betrugsversuches festgestellt, so gelten die Vorausset-
zungen des Satzes 1 als bewiesen.

§ 17	 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderun-
gen

1. 	 Form

	 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und 
soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt 
ist, sind die für den Versicherer bestimmten Erklärun-
gen und Anzeigen, die das Versicherungsverhältnis 
betreffen und die unmittelbar gegenüber dem Versi-
cherer erfolgen, in Textform abzugeben. Erklärungen 
und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung des Ver-
sicherers oder an die im Versicherungsschein oder in 
dessen Nachträgen als zuständige bezeichnete Stelle 
gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben 
unberührt.
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2. 	 Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Namensänderung

	 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für 
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer 
gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines ein-
geschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer 
bekannte Anschrift. Entsprechendes gilt bei einer dem 
Versicherer nicht angezeigten Namensänderung. Die 
Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen.

3. 	 Nichtanzeige der Verlegung der gewerblichen Nieder-
lassung

	 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung unter 
der Anschrift seines Gewerbebetriebs abgeschlossen, 
finden bei einer Verlegung der gewerblichen Nieder-
lassung die Bestimmungen nach Nr. 2 entsprechend 
Anwendung.

§ 18 	 Vollmacht des Versicherungsvertreters

1. 	 Erklärungen des Versicherungsnehmers

	 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherungsnehmer abgegebene Erklärungen entge-
genzunehmen betreffend

a)	den Abschluss bzw. den Widerruf eines Versiche-
rungsvertrages.

b)	ein bestehendes Versicherungsverhältnis einschließ-
lich dessen Beendigung.

c)	Anzeige- und Informationspflichten vor Abschluss 
des Vertrages und während des Versicherungsver-
hältnisses.

2. 	 Erklärungen des Versicherers

	 Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, vom 
Versicherer ausgefertigte Versicherungsscheine oder 
deren Nachträge dem Versicherungsnehmer zu über-
mitteln.

§ 19 	 Repräsentanten

	 Der Versicherungsnehmer muss sich die Kenntnis und 
das Verhalten seiner Repräsentanten zurechnen lassen.

§ 20	 Verjährung

	 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit dem Schluss 
des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der 
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umstän-
den und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt 
oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste. Ist 
ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, zählt bei der Frist-
berechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und 
Zugang der in Textform mitgeteilten Entscheidung des 
Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.

§ 21	 Gerichtsstand

1. 	 Klagen gegen den Versicherer oder Versicherungsver-
mittler

	 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung ist neben den Gerichtsstän-
den der Zivilprozessordnung auch das Gericht örtlich 
zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer 
zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Erman-
gelung eines solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
hat.

2. 	 Klagen gegen Versicherungsnehmer

	 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der 
Versicherungsvermittlung gegen den Versicherungs-
nehmer ist ausschließlich das Gericht örtlich zuständig, 
in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der 
Klageerhebung seinen Wohnsitz, in Ermangelung eines 
solchen seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

§ 22	 Anzuwendendes Recht

	 Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

§ 23	 Bedingungsanpassung 

1. 	 Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für beste-
hende Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder 
ersetzt werden, 
–	 wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geän-

dert wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf 
der diese beruhen,

–	 bei einer diese Bedingungen unmittelbar betref-
fenden neuen oder geänderten höchstrichterlichen 
Rechtsprechung,

–	 wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräf-
tig für unwirksam erklärt oder,

–	 wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt 
als mit geltendem Recht nicht vereinbar beanstan-
det und den Versicherer zur Abänderung auffordert 
und dadurch eine durch gesetzliche Bestimmungen 
nicht zu schließende Vertragslücke entstanden ist 
und das Verhältnis Beitragsleistung und Versiche-
rungsschutz in nicht unbedeutendem Maße gestört 
wird.

	 Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche 
betreffen:
–	 Umfang des Versicherungsschutzes;
–	 Deckungsausschlüsse und
–	 Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versi-

cherten.

2. 	 Die geänderten Bedingungen dürfen den Versiche-
rungsnehmer als einzelne Regelung und im Zusammen-
wirken mit anderen Bedingungen des Vertrages nicht 
schlechter stellen als die ursprüngliche Regelung.

3. 	 Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedingungen 
sind den Versicherungsnehmern schriftlich bekannt zu 
geben und Inhalt und Grund der Änderung zu erläutern. 
Sie gelten als genehmigt, wenn der Versicherungsneh-
mer nicht innerhalb von zwei Monaten nach Bekannt-
gabe in Textform widerspricht. Hierauf wird er bei der 
Bekanntgabe ausdrücklich hingewiesen. Zur Wahrung 
der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-
spruchs. Bei fristgemäßem Widerspruch treten die 
Änderungen nicht in Kraft.

§ 24 	 Künftige Leistungsverbesserungen

	 Werden die dieser Versicherung zugrunde liegenden 
Glas-Versicherungsbedingungen ausschließlich zum 
Vorteil der Versicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag 
geändert, so gelten die Inhalte der neuen Bedingungen 
mit sofortiger Wirkung auch für diesen Vertrag.

§ 25 	 Embargobestimmungen 

	 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder  Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Europäischen Union oder der Bundes-
republik Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch 
für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit 
dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.
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Klauselbogen zur (Haushalts-) Glasversicherung – 2008

Folgende Vertragsinhalte gelten für Ihren Vertrag, sofern Sie eine 
der folgenden Klauseln ausdrücklich mit uns vereinbart haben:

Mobiliarverglasung

In Erweiterung von Abschnitt A § 3 AGlB* gelten Kunststoffschei-
ben von Bildern, Schränken, Vitrinen, Sichtfenster von Öfen, Elek-
tro- und Gasgeräten, Duschkabinen, Kunststoffplatten, Platten 
aus Glaskeramik, Glaskeramik-Kochflächen sowie Aquarien und 
Terrarien mitversichert.

Gebäudeverglasung

In Erweiterung von Abschnitt A § 3 AGlB* gelten Kunststoffschei-
ben von Fenstern, Türen, Balkonen, Terrassen, Wänden, Win-
tergärten, Veranden, Loggien, Wetterschutzvorbauten, Dächern, 
Brüstungen, Duschkabinen sowie Scheiben von Sonnenkollek-
toren einschließlich deren Rahmen, Lichtkuppeln aus Glas oder 
Kunststoff, Glasbausteine und Profilbaugläser mitversichert.

Folgende Klausel gilt für alle Verträge obligatorisch:

Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen, transparentes Glasmo-
saik. 

Der Versicherer leistet Ersatz für Schäden an nicht aus Glas 
bestehenden Teilen von Blei-, Messing- oder Eloxalverglasungen 
oder von transparentem Glasmosaik nur, wenn gleichzeitig ein 
ersatzpflichtiger Schaden durch Zerbrechen an der zugehörigen 
Scheibe vorliegt und entweder beide Schäden auf derselben 
Ursache beruhen oder der Schaden an der Scheibe den anderen 
Schaden verursacht hat. Die Rahmen der Verglasungen sind nicht 
Gegenstand der Versicherung.
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Allgemeine Bedingungen für die Versicherung von Reisegepäck
(AVB Reisegepäck 1992) – Fassung 2008
– nur sofern ausdrücklich im Versicherungsschein vereinbart –

Abschnitt A

§ 1	 Versicherte Sachen und Personen

1. 	 Versichert sind das gesamte Reisegepäck des Ver-
sicherungsnehmers, seiner mitreisenden Familienan-
gehörigen sowie seines Lebensgefährten und dessen 
Kinder, soweit diese Personen mit dem Versicherungs-
nehmer in häuslicher Gemeinschaft leben.

	 Für Reisen, die mit dem Versicherungsnehmer in häus-
licher Gemeinschaft lebende Personen gem. Satz 1 
getrennt oder allein unternehmen, besteht Versiche-
rungsschutz nur, wenn dies besonders vereinbart ist.

2. 	 Als Reisegepäck gelten sämtliche Sachen des persönli-
chen Reisebedarfs, die während einer Reise mitgeführt, 
am Körper oder in der Kleidung getragen oder durch ein 
übliches Transportmittel befördert werden. Als Reisege-
päck gelten auch Geschenke und Reiseandenken, die 
auf der Reise erworben werden. 

	 Gegenstände, die üblicherweise nur zu beruflichen 
Zwecken mitgeführt werden, sind nur gemäß besonde-
rer Vereinbarung versichert.

	 Sachen, die dauernd außerhalb des Hauptwohnsitzes 
der Versicherten aufbewahrt werden (z. B. in Zweit-
wohnungen, Booten, Campingwagen), gelten nur als 
Reisegepäck, solange sie von dort aus zu Fahrten, 
Gängen oder Reisen mitgenommen werden.

3. 	 Falt- und Schlauchboote sowie andere Sportgeräte, 
jeweils mit Zubehör, sind nur versichert, solange sie sich 
nicht in bestimmungsgemäßem Gebrauch befinden; – 
Außenbordmotoren sind stets ausgeschlossen. 

4. 	 Pelze, Schmucksachen, Gegenstände aus Edelmetall 
sowie Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme, 
jeweils mit Zubehör, sind – unbeschadet der Entschädi-
gungsgrenze (siehe § 4 Nr. 1) – nur versichert, solange sie

a)	 bestimmungsgemäß getragen bzw. benutzt werden 
oder

b)	 in persönlichem Gewahrsam sicher verwahrt mitge-
führt werden oder 

c)	 einem Beherbergungsbetrieb zur Aufbewahrung 
übergeben sind oder

d)	 sich in einem ordnungsgemäß verschlossenen Raum 
eines Gebäudes, eines Passagierschiffes oder in einer 
bewachten Garderobe befinden; Schmucksachen 
und Gegenstände aus Edelmetall jedoch nur, solange 
sie außerdem in einem verschlossenem Behältnis 

untergebracht sind, das erhöhte Sicherheit auch 
gegen die Wegnahme des Behältnisses selbst bietet.

	 Pelze, Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme 
jeweils mit Zubehör sind auch dann versichert, wenn sie 
in ordnungsgemäß verschlossenen, nicht einsehbaren 
Behältnissen einem Beförderungsunternehmen oder einer 
Gepäckaufbewahrung übergeben sind.

5.	 Nicht versichert sind:

	 Geld, Wertpapiere, Fahrkarten, Urkunden und Dokumen-
te aller Art, Gegenstände mit überwiegendem Kunst- 
oder Liebhaberwert, Kontaktlinsen, Prothesen jeder Art, 
sowie Land-, Luft-, und Wasserfahrzeuge jeweils mit 
Zubehör, einschließlich Fahrräder, Hängegleiter und 
Segelsurfgeräte (Falt- und Schlauchboote s. aber § 1 Nr. 
3). Ausweispapiere (§ 12 Nr. 1 d) sind jedoch versichert.

§ 2 	 Versicherte Gefahren und Schäden

	 Versicherungsschutz besteht

1. 	 wenn versicherte Sachen abhanden kommen, zerstört 
oder beschädigt werden, während sich das Reisegepäck 
im Gewahrsam eines Beförderungsunternehmens, Beher-
bergungsbetriebs, Gepäckträgers oder einer Gepäckauf-
bewahrung befindet;

2. 	 während der übrigen Reisezeit für die in § 2 Nr. 1 
genannten Schäden durch

a)	 Diebstahl, Einbruchdiebstahl, Raub, räuberische 
Erpressung, Mut- oder Böswilligkeit Dritter (vorsätz-
liche Sachbeschädigung);

b) 	 Verlieren – hierzu zählen nicht Liegen-, Stehen- oder 
Hängenlassen – bis zur Entschädigungsgrenze in § 
4 Nr. 2;

c) 	 Transportmittelunfall oder Unfall eines Versicherten;

d) 	 bestimmungswidrig einwirkendes Wasser, ein-
schließlich Regen und Schnee;

e) 	 Sturm, Brand, Blitzschlag oder Explosion;

f) 	 Höhere Gewalt;

3. 	 wenn Reisegepäck nicht fristgerecht ausgeliefert wird (den 
Bestimmungsort nicht am selben Tag wie der Versicherte 
erreicht). 

	 Ersetzt werden die nachgewiesenen Aufwendungen 
für Ersatzkäufe bis zu 10 % derr Versicherungssumme 
(siehe § 9 Nr. 1), maximal 400 EUR je Versicherungsfall.
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§ 3 	 Ausschlüsse

1. 	 Ausgeschlossen sind die Gefahren

a)	 des Krieges, Bürgerkrieges oder kriegsähnlicher 
Ereignisse und solche, die sich unabhängig vom 
Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung von 
Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein 
von Kriegswerkzeugen als Folge einer dieser Gefah-
ren ergeben;

b) 	 von Streik, Aussperrung, Arbeitsunruhen, terroris-
tischen oder politischen Gewalthandlungen, unab-
hängig von der Anzahl der daran beteiligten Perso-
nen, Aufruhr und sonstigen bürgerlichen Unruhen;

c) 	 der Beschlagnahme, Entziehung oder sonstiger 
Eingriffe von Hoher Hand;

d) 	 aus der Verwendung von chemischen, biologischen, 
biochemischen Substanzen oder elektromagneti-
schen Wellen als Waffen mit gemeingefährlicher 
Wirkung, und zwar ohne Rücksicht auf sonstige 
mitwirkende Ursachen;

e) 	 der Kernenergie oder sonstiger ionisierender Strah-
lung.

2. 	 Der Versicherer leistet keinen Ersatz für Schäden, die

a) 	 verursacht werden durch die natürliche oder man-
gelhafte Beschaffenheit der versicherten Sachen, 
Abnutzung oder Verschleiß;

b) 	 während des Zeltens oder Campings innerhalb des 
hierfür benutzten Geländes eintreten.

§ 4 	 Begrenzt ersatzpflichtige Schäden

1. 	 Schäden an Pelzen, Schmucksachen und Gegenstän-
den aus Edelmetall sowie an Foto-, Filmapparaten und 
tragbaren Videosystemen jeweils mit Zubehör (§ 1 Nr. 4) 
werden je Versicherunsfall insgesamt maximal mit 50 % 
der Versicherungssumme ersetzt. § 5 Nr. 1d) und Nr. 2 
Satz 2 bleiben unberührt.

2. 	 Schäden

a) 	 durch Verlieren (§ 2 Nr. 2 b),

b) 	 an Geschenken und Reiseandenken, die auf der 
Reise erworben wurden, werden jeweils insgesamt 
mit bis zu 10 % der Versicherungssumme, maximal 
mit 400 EUR je Versicherungsfall ersetzt.

§ 5	 Versicherungsschutz in Kraftfahrzeugen und Was-
sersportfahrzeugen

1. 

a) 	 Es besteht Versicherungsschutz gegen Diebstahl 
oder Einbruchdiebstahl aus unbeaufsichtigt abge-
stellten Kraftfahrzeugen oder Anhängern nur, soweit 
sich das Reisegepäck in einem fest umschlossenen 
und durch Verschluss gesicherten Innen- oder Kof-
ferraum befindet.

b)	 Der Versicherer haftet im Rahmen der Versiche-
rungssumme in voller Höhe nur, wenn nachweislich

aa)	 der Schaden tagsüber eingetreten ist. Als 
Tageszeit gilt allgemein die Zeit zwischen 
06.00 Uhr und 22.00 Uhr;

bb)	 das Kraftfahrzeug oder der Anhänger in einer 
abgeschlossenen Garage – Parkhäuser oder 
Tiefgaragen, die zur allgemeinen Benutzung 
offen stehen, genügen nicht – abgestellt war 
oder;

cc)	 der Schaden während einer Fahrtunterbrechung 
von nicht länger als der im Versicherungsvertrag 
vereinbarten Dauer eingetreten ist.

c)	 Kann der Versicherungsnehmer keine der unter b) ge- 
nannten Voraussetzungen nachweisen, so ist die Ent-
schädigung je Versicherungsfall auf 250 EUR begrenzt.

d)	 In unbeaufsichtigt abgestellten Kraftfahrzeugen oder 
Anhängern sind Pelze, Schmucksachen und Gegen-
stände aus Edelmetall sowie Foto-, Filmapparate 
und tragbare Videosysteme jeweils mit Zubehör 
nicht versichert.

2. 	 Es besteht Versicherungsschutz im unbeaufsichtigten 
Wassersportfahrzeug gegen Diebstahl, Einbruchdieb-
stahl sowie Mut- und Böswilligkeit Dritter (vorsätzliche 
Sachbeschädigung) nur, solange sich die Sachen in 
einem fest umschlossenen und durch Sicherheits-
schloss gesicherten Innenraum (Kajüte, Backskiste o. 
ä.) des Wassersportfahrzeuges befinden. 

	 Pelze, Schmucksachen, Gegenstände aus Edelmetall 
sowie Foto-, Filmapparate und tragbare Videosysteme 
jeweils mit Zubehör, sind im unbeaufsichtigten Wasser-
sportfahrzeug nicht versichert.

3. 	 Als Beaufsichtigung gilt nur die ständige Anwesenheit 
eines Versicherten oder einer von ihm beauftragten Ver-
trauensperson beim zu sichernden Objekt, nicht jedoch 
z. B. die Bewachung eines zur allgemeinen Benutzung 
offenstehenden Platzes o. ä.

4. 	 Verletzt der Versicherungsnehmer oder Versicherte eine 
der vorstehenden Obliegenheiten, so richten sich die 
Rechtsfolgen nach § 19 Nr. 1.

Abschnitt B

§ 6 	 Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers oder 
seines Vertreters bis zum Vertragsabschluss

1. 	 Wahrheitsgemäße und vollständige Anzeigepflicht von 
Gefahrumständen

	 Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Ver-
sicherer in Textform gefragt hat und die für dessen 
Entschluss erheblich sind, den Vertrag mit dem verein-
barten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme der Versi-
cherer in Textform Fragen im Sinne des Satzes 1 stellt.

2. 	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

a)	 Vertragsänderung

	 Hat der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich verletzt und hätte der Versicherer 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstän-
de den Vertrag auch zu anderen Bedingungen 
geschlossen, so werden die anderen Bedingun-
gen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend 
Vertragsbestandteil. Bei einer vom Versicherungs- 
nehmer unverschuldeten Pflichtverletzung werden 
die anderen Bedingungen ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil.

	 Erhöht sich durch eine Vertragsänderung der Beitrag, 
um mehr als 10 Prozent oder schließt der Versiche-
rer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten 
Umstand aus, so kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In dieser Mitteilung der Vertrags-
änderung hat der Versicherer den Versicherungs- 
nehmer auf dessen Kündigungsrecht hinzuweisen.

b)	 Rücktritt und Leistungsfreiheit

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1, kann der Versicherer bzw. die 
S.L.P. im Namen des Versicheres vom Vertrag 
zurücktreten, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
hat die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt.

	 Bei grober Fahrlässigkeit des Versicherungsneh-
mers ist das Rücktrittsrecht des Versicherers aus-
geschlossen, wenn der Versicherungsnehmer nach-
weist, dass der Versicherer den Vertrag bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände zu gleichen oder 
anderen Bedingungen abgeschlossen hätte.
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	 Tritt der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des 
Versicheres nach Eintritt des Versicherungsfalles 
zurück, so ist er nicht zur Leistung verpflichtet, es 
sei denn, der Versicherungsnehmer weist nach, 
dass die Verletzung der Anzeigepflicht sich auf einen 
Umstand bezieht, der weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht 
des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

c)	 Kündigung

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Nr. 1 leicht fahrlässig oder schuldlos, 
kann der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen 
des Versicheres den Vertrag unter Einhaltung einer 
Frist von einem Monat kündigen, es sei denn, der 
Versicherer hätte den Vertrag bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umständen zu gleichen oder anderen 
Bedingungen abgeschlossen.

d)	 Ausschluss von Rechten des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsände-
rung (a), zum Rücktritt (b) und zur Kündigung (c) 
sind jeweils ausgeschlossen, wenn der Versicherer 
den nicht angezeigten Gefahrenumstand oder die 
unrichtige Anzeige kannte.

e)	 Anfechtung

	 Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen 
arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt.

3. 	 Frist für die Ausübung der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt 
(2 b) oder zur Kündigung (2 c) muss der Versicherer 
bzw. die S.L.P. im Namen des Versicheres innerhalb 
eines Monats schriftlich geltend machen und dabei die 
Umstände angeben, auf die er seine Erklärung stützt; 
zur Begründung kann er nachträglich weitere Umstände 
innerhalb eines Monats nach deren Kenntniserlangung 
angeben. Die Monatsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer von der Verletzung der Anzeige-
pflicht und der Umstände Kenntnis erlangt, die das von 
ihm jeweils geltend gemachte Recht begründen.

4. 	 Rechtsfolgenhinweis

	 Die Rechte zur Vertragsänderung (2 a), zum Rücktritt (2 
b) und zur Kündigung (2 c) stehen dem Versicherer nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonder-
te Mitteilung in Textform auf die Folgen der Verletzung 
der Anzeigepflicht hingewiesen hat.

5. 	 Vertreter des Versicherungsnehmers

	 Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind bei der Anwendung 
von Nr. 1 und 2 sowohl die Kenntnis und die Arglist des 
Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des Ver-
sicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versiche-
rungsnehmer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden 
ist, nur berufen, wenn weder dem Vertreter noch dem 
Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit 
zur Last fällt.

6. 	 Erlöschen der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Vertragsänderung (2 a), 
zum Rücktritt (2 b) und zur Kündigung (2 c) erlöschen mit 
Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Die Frist 
beläuft sich auf zehn Jahre, wenn der Versicherungsneh-
mer oder sein Vertreter die Anzeigepflicht vorsätzlich oder 
arglistig verletzt hat.

§ 7 	 Gefahrerhöhung

1. 	 Begriff der Gefahrerhöhung

a)	 Eine Gefahrerhöhung liegt vor, wenn nach Abgabe 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers 

die tatsächlich vorhandenen Umstände so verändert 
werden, dass der Eintritt des Versicherungsfalls 
oder eine Vergrößerung des Schadens oder die 
ungerechtfertigte Inanspruchnahme des Versiche-
rers wahrscheinlicher wären.

b)	 Eine Gefahrerhöhung kann insbesondere – aber 
nicht nur – vorliegen, wenn sich ein gefahrerhebli-
cher Umstand ändert nach dem der Versicherer vor 
Vertragsschluss gefragt hat.

c)	 Eine Gefahrerhöhung nach § 7 Nr. 1 a) liegt nicht 
vor, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat 
oder nach den Umständen als mitversichert gelten 
soll.

2. 	 Pflichten des Versicherungsnehmers

a)	 Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der Ver-
sicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung des 
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder 
deren Vornahme durch einen Dritten gestatten.

b)	 Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, 
dass er ohne vorherige Zustimmung des Versi-
cherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen oder 
gestattet hat, so muss er diese dem Versicherer 
unverzüglich anzeigen.

c)	 Eine Gefahrerhöhung, die nach Abgabe seiner Ver-
tragserklärung unabhängig von seinem Willen ein-
tritt, muss der Versicherungsnehmer dem Versiche-
rer bzw. der S.L.P. unverzüglich anzeigen, nachdem 
er von ihr Kenntnis erlangt hat.

3. 	 Kündigung oder Vertragsanpassung durch den Versi-
cherer

a)	 Kündigungsrecht des Versicherers

	 Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflich-
tung nach Nr. 2 a), kann der Versicherer bzw. die 
S.L.P. im Namen des Versicheres den Vertrag 
fristlos kündigen, wenn der Versicherungsnehmer 
seine Verpflichtung vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verletzt hat.

	 Das Nichtvorliegen von Vorsatz oder grober Fahrläs-
sigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
Beruht die Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, 
kann der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des 
Versicheres unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen.

	 Wird dem Versicherer eine Gefahrerhöhung in den 
Fällen nach Nr. 2 b) und c) bekannt, kann er den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen.

b)	 Vertragsänderung

	 Statt der Kündigung kann der Versicherer ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine seinen 
Geschäftsgrundsätzen entsprechenden erhöhten 
Beitrag verlangen oder die Absicherung der erhöh-
ten Gefahr ausschließen.

	 Erhöht sich der Beitrag als Folge der Gefahrerhö-
hung um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Absicherung der erhöhten Gefahr 
aus, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mittei-
lung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den 
Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht 
hinzuweisen.

4.	 Erlöschen der Rechte des Versicherers

	 Die Rechte des Versicherers zur Kündigung oder Ver-
tragsanpassung nach § 7 Nr. 3 erlöschen, wenn diese 
nicht innerhalb eines Monats ab Kenntnis des Versiche-
rers von der Gefahrerhöhung ausgeübt werden oder 
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der 
Gefahrerhöhung bestanden hat.
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5. 	 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung

a)	 Tritt nach einer Gefahrerhöhung der Versicherungs-
fall ein, so ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer seine 
Pflichten nach § 7 Nr. 2 a) vorsätzlich verletzt hat. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflichten 
grob fahrlässig, so ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in dem Verhältnis zu kürzen, das 
der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
nehmers entspricht. Das Nichtvorliegen einer gro-
ben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen.

b)	 Bei einer Gefahrerhöhung nach § 7 Nr. 2 b) und Nr. 
2 c) ist der Versicherer bei vorsätzlicher Verletzung 
der Pflichten des Versicherungsnehmers nicht zur 
Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, 
zu dem die Anzeige dem Versicherer hätte zuge-
gangen sein müssen. Verletzt der Versicherungs-
nehmer seine Pflichten grob fahrlässig, so gilt § 7  
Nr. 5 a) Satz 2 und 3 entsprechend. 

	 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt beste-
hen, wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem in Satz 
1 genannten Zeitpunkt bekannt war.

c)	 Die Leistungspflicht des Versicherers bleibt ferner 
bestehen,

aa)	 soweit der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für 
den Eintritt des Versicherungsfalles oder den 
Umfang der Leistungspflicht war oder,

bb)	 wenn zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalles die Frist für die Kündigung des 
Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt war,

cc)	 wenn der Versicherer statt der Kündigung ab 
dem Zeitpunkt der Gefahrerhöhung eine sei-
nen Geschäftsgrundsätzen entsprechenden 
erhöhten Beitrag verlangt.

§ 8 	 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes, Gel-
tungsbereich

1. 	 Innerhalb der vereinbarten Laufzeit des Vertrages (§ 10) 
beginnt der Versicherungsschutz mit dem Zeitpunkt, 
an dem zum Zwecke des unverzüglichen Antritts der 
Reise versicherte Sachen aus der ständigen Wohnung 
des Versicherten entfernt werden, und endet, sobald 
die versicherten Sachen dort wieder eintreffen. Wird bei 
Reisen im Kraftfahrzeug das Reisegepäck nicht unver-
züglich nach der Ankunft vor der ständigen Wohnung 
entladen, so endet der Versicherungsschutz bereits mit 
dieser Ankunft.

2. 	 Bei Versicherungsverträgen von weniger als einjähriger 
Dauer (§ 11 Nr. 4) verlängert sich der Versicherungs-
schutz über die vereinbarte Laufzeit hinaus bis zum 
Ende der Reise, wenn sich diese aus vom Versicher-
ten nicht zu vertretenden Gründen verzögert und der 
Versicherte nicht in der Lage ist, eine Verlängerung zu 
beantragen.

3. 	 Die Versicherung gilt für den vereinbarten Bereich.

4. 	 Fahrten, Gänge und Aufenthalte innerhalb des ständi-
gen Wohnorts des Versicherten gelten nicht als Reisen.

§ 9 	 Versicherungswert, Versicherungssumme

1. 	 Die Versicherungssumme entspricht 10 % der Ver-
sicherungssumme der Hausratversicherung, maximal 
jedoch 5.000 EUR. Bei Jahresverträgen verdoppelt sich 
die vereinbarte Versicherungssumme, maximal 10.000 
EUR, für Urlaubsreisen mit einer Dauer von mindestens 
vier Tagen.

2. 	 Als Versicherungswert gilt derjenige Betrag, der allge-
mein erforderlich ist, um neue Sachen gleicher Art und 
Güte am ständigen Wohnort des Versicherten anzu-
schaffen (Neuwert).

3. 	 Für technische Geräte, die älter sind als fünf Jahre, 
sowie für Bekleidung und Wäsche, die älter sind als 
drei Jahre, ist der Versicherungswert nur der Zeitwert, 
wenn der durch einen Abzug für Alter, Abnutzung und 
Gebrauch sich ergebende Wert unter 50 % des Wieder-
beschaffungspreises (Neuwert) liegt.

	 Technische Geräte sind insbesondere Haushalts- und 
Küchengeräte, Foto-, Filmapparate und tragbare Video-
systeme jeweils mit Zubehör, Phono-, Radio- und Fern-
sehgeräte, Camping- und Sportgeräte. Zu Bekleidung 
und Wäsche zählen auch Schuhe und Pelzwerk.

§ 10 	 Beginn des Versicherungsschutzes, Fälligkeit, Fol-
gen verspäteter Zahlung oder Nichtzahlung des Ein-
mal- oder Erstbeitrages

1. 	 Beginn des Versicherungsschutzes

	 Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelungen in Nr. 3 und 4 zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt.

2. 	 Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags

	 Der erste oder einmalige Beitrag ist – unabhängig von 
dem Bestehen eines Widerrufrechts – unverzüglich 
nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im Versiche-
rungsschein angegebenen Versicherungsbeginns zu 
zahlen.

	 Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbe-
ginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder einmalige 
Beitrag unverzüglich nach Vertragsschluss zu zahlen. 
Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich nach 
dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst, nachdem die Zahlung bewirkt 
ist.

	 Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des Ver-
sicherungsnehmers oder getroffenen Vereinbarungen 
ab, ist der erste oder einmalige Beitrag frühestens einen 
Monat nach Zugang des Versicherungsscheins zu zah-
len. Bei Vereinbarung der Beitragszahlung in Raten gilt 
die erste Rate als erster Beitrag.

3. 	 Rücktrittsrecht des Versicherers bei Zahlungsverzug

	 Wird der erste oder einmalige Beitrag nicht zu dem nach 
Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt gezahlt, so 
kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange 
die Zahlung nicht bewirkt ist.

	 Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

4. 	 Leistungsfreiheit des Versicherers

	 Wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder ein-
maligen Beitrag nicht zu dem nach Nr. 2 maßgebenden 
Fälligkeitszeitpunkt zahlt, so ist der Versicherer für einen 
vor Zahlung des Beitrag eingetretenen Versicherungsfall 
nicht zur Leistung verpflichtet, wenn er den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen  Hinweis im Versicherungs-
schein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung des 
Beitrages aufmerksam gemacht hat.

	 Die Leistungsfreiheit tritt jedoch nicht ein, wenn der Ver-
sicherungsnehmer die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat.

§ 11 	 Dauer und Ende des Vertrages

1. 	 Dauer

	 Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein angege-
benen Zeitraum abgeschlossen.

2. 	 Stillschweigende Verlängerung

	 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn 
nicht einer der Vertragsparteien spätestens drei Monate 
vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine 
Kündigung zugegangen ist.
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3. 	 Kündigung bei mehrjährigen Verträgen

	 Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von mehr als 
drei Jahren zum Ablauf des dritten oder jedes darauf 
folgenden Jahres unter Einhaltung einer Frist von drei 
Monaten vom Versicherungsnehmer gekündigt werden.

	 Die Kündigung muss dem Versicherer bzw. der S.L.P. 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugehen.

4. 	 Vertragsdauer von weniger als einem Jahr

	 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt.

§ 12 	 Folgebeitrag

1. 	 Fälligkeit

a)	 Ein Folgebeitrag wird zu dem vereinbarten Zeitpunkt 
der jeweiligen Versicherungsperiode fällig.

b)	 Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb 
des im Versicherungsschein oder in der Beitrags-
rechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist.

2. 	 Schadenersatz bei Verzug

	 Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung eines 
Folgebeitrages in Verzug, ist der Versicherer berechtigt, 
Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Scha-
dens zu verlangen.

3. 	 Leistungsfreiheit und Kündigungsrecht nach Mahnung

a)	 Der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des Ver-
sicheres kann den Versicherungsnehmer bei nicht 
rechtzeitiger Zahlung eines Folgebeitrages auf des-
sen Kosten in Textform zur Zahlung auffordern und 
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen 
ab Zugang der Zahlungsaufforderung bestimmen 
(Mahnung). Die Mahnung ist nur wirksam, wenn der 
Versicherer je Vertrag die rückständigen Beträge der 
Beiträge, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und außerdem auf die Rechtsfolgen – Leistungs-
freiheit und Kündigungsrecht – aufgrund der nicht 
fristgerechten Zahlung hinweist.

b)	 Tritt nach Ablauf der in der Mahnung gesetzten Zah-
lungsfrist ein Versicherungsfall ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles 
mit der Zahlung des Beitrages oder der Zinsen oder 
Kosten in Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei.

c)	 Der Versicherer bzw. die S.L.P. im Namen des 
Versicheres kann nach Ablauf der in der Mahnung 
gesetzten Zahlungsfrist den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Kündigungsfrist mit sofortiger Wirkung 
kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. 

	 Die Kündigung kann mit der Bestimmung der Zah-
lungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Frista-
blauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer 
zu diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist. 
Hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündi-
gung ausdrücklich hinzuweisen.

4. 	 Zahlung des Beitrages nach Kündigung

	 Die Kündigung wird unwirksam, wenn der Versi-
cherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der 
Kündigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats 
nach Fristablauf, die Zahlung leistet. Die Rege-
lung über die Leistungsfreiheit des Versicherers  
(Nr. 3 b) bleibt unberührt.

§ 13	 Lastschriftverfahren

1. 	 Pflichten des Versicherungsnehmers

	 Ist zur Einziehung des Beitrages das Lastschriftverfah-
ren vereinbart worden, hat der Versicherungsnehmer 

zum Zeitpunkt der Fälligkeit des Beitrages für eine aus-
reichende Deckung des Kontos zu sorgen.

2. 	 Änderung des Zahlungsweges
	
	 Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass 

eine oder mehrere Beiträge, trotz wiederholtem Einzie-
hungsversuch, nicht eingezogen werden können, ist der 
Versicherer berechtigt, das SEPA-Lastschriftmandat in 
Textform zu kündigen.

	 Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzuwei-
sen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet ist, den 
ausstehenden Beitrag und zukünftige Beiträge selbst 
zu übermitteln. Durch die Banken erhobene Bearbei-
tungsgebühren für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug 
können dem Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt 
werden.

§ 14 	 Ratenzahlung

	 Ist Ratenzahlung des Jahresbeitrages in Raten verein-
bart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, 
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer 
Rate in Verzug gerät.

	 Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Beitragszahlung verlangen.

§ 15	 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

1.	 Allgemeiner Grundsatz

a)	 Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhält-
nisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht 
dem Versicherer für diese Versicherungsperiode nur 
derjenige Teil des Beitrages zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestan-
den hat.

b)	 Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, steht dem Versicherer der Bei-
trag zu, den er hätte beanspruchen können, wenn 
die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt 
worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall 
des Interesses Kenntnis erlangt hat.

2. 	 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt,

	 Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse

a)	 Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu 
widerrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des 
Beitrages zu erstatten. 

	 Voraussetzung ist, dass der Versicherer in der 
Belehrung über das Widerrufsrecht, über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden 
Betrag hingewiesen und der Versicherungsnehmer 
zugestimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor 
Ende der Widerrufsfrist beginnt.

	 Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich den für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen 
aus dem Versicherungsvertrag in Anspruch genom-
men hat.

b)	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 
des Versicherers beendet, weil der Versicherungs-
nehmer Gefahrumstände, nach denen der Versiche-
rer vor Vertragsannahme in Textform gefragt hat, 
nicht angezeigt hat, so steht dem Versicherer der 
Beitrag bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung zu.

	
	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt 

des Versicherers beendet, weil der einmalige oder 
der erste Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden 
ist, so steht dem Versicherer eine angemessene 
Geschäftsgebühr zu.

c)	 Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfech-
tung des Versicherers wegen arglistiger Täuschung 
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beendet, so steht dem Versicherer der Beitrag bis 
zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu.

d)	 Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des 
Beitrages verpflichtet, wenn das versicherte Inte-
resse bei Beginn der Versicherung nicht besteht, 
oder wenn das Interesse bei einer Versicherung, die 
für ein künftiges Unternehmen oder für ein anderes 
künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. 
Der Versicherer kann jedoch eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen.

e)	 Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehen-
des Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
in diesem Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, 
zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt.

§ 16	 Entschädigung

1. 	 Der Versicherer ersetzt

a)	 für zerstörte oder abhanden gekommene Sachen 
ihren Versicherungswert zur Zeit des Schadenein-
tritts;

b)	 für beschädigte reparaturfähige Sachen die not-
wendigen Reparaturkosten und gegebenenfalls eine 
bleibende Wertminderung, höchstens jedoch den 
Versicherungswert;

c)	 für Filme, Bild-, Ton- und Datenträger nur den Mate-
rialwert;

d)	 für die Wiederbeschaffung von Personal-Ausweisen, 
Reisepässen, Kraftfahrzeug-Papieren und sonstigen 
Ausweispapieren die amtlichen Gebühren.

2. 	 Vermögensfolgeschäden werden nicht ersetzt.

§ 17 	 Beendigung des Hauptversicherungsvertrages

	 Mit Beendigung des Vertrages für die Verbundene 
Hausratversicherung (Hauptvertrag) erlischt auch die 
Versicherung von Reisegepäck.

§ 18	 Mehrere Versicherer

1. 	 Anzeigepflicht

	 Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen die-
selbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem Versicherer 
bzw. die S.L.P. die andere Versicherung unverzüglich 
mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versiche-
rer und die Versicherungssumme anzugeben.

2. 	 Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeigepflicht

	 Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
(siehe Nr. 1) vorsätzlich oder grob fahrlässig, ist der 
Versicherer unter den in § 6 beschriebenen Vorausset-
zungen zur Kündigung berechtigt oder auch ganz oder 
teilweise leistungsfrei.

	 Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer vor 
Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis von der ande-
ren Versicherung erlangt hat.

3.	 Haftung und Entschädigung bei Mehrfachversicherung

a)	 Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert und übersteigen die 
Versicherungssummen zusammen den Versiche-
rungswert oder übersteigt aus anderen Gründen die 
Summe der Entschädigungen, die von jedem Ver-
sicherer ohne Bestehen der anderen Versicherung 
zu zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine 
Mehrfachversicherung vor.

b)	 Die Versicherer sind in der Weise als Gesamt-
schuldner verpflichtet, dass jeder für den Betrag 
aufzukommen hat, dessen Zahlung ihm nach sei-
nem Vertrage obliegt; der Versicherungsnehmer 
kann aber im Ganzen nicht mehr als den Betrag des 
ihm entstandenen Schadens verlangen. Satz 1 gilt 

entsprechend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 

	 Erlangt der Versicherungsnehmer oder der Versi-
cherte aus anderen Versicherungsverträgen Ent-
schädigung für denselben Schaden, so ermäßigt 
sich der Anspruch aus dem vorliegenden Vertrag 
in der Weise, dass die Entschädigung aus allen 
Verträgen insgesamt nicht höher ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen, aus 
denen die Beiträge errechnet wurde, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. Bei 
Vereinbarung von Entschädigungsgrenzen ermäßigt 
sich der Anspruch in der Weise, dass aus allen 
Verträgen insgesamt keine höhere Entschädigung 
zu leisten ist, als wenn der Gesamtbetrag der Ver-
sicherungssummen in diesem Vertrag in Deckung 
gegeben worden wäre.

c)	 Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene Vertrag 
nichtig. Dem Versicherer steht der Beitrag bis zu 
dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt.

4. 	 Beseitigung der Mehrfachversicherung

a)	 Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch 
den die Mehrfachversicherung entstanden ist, ohne 
Kenntnis von dem Entstehen der Mehrfachversi-
cherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die 
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Min-
derung des Beitrages auf den Teilbetrag herabge-
setzt wird, der durch die frühere Versicherung nicht 
gedeckt ist.

	 Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung des 
Beitrages werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Erklärung dem Versicherer zugeht.

b)	 Die Regelungen nach a) sind auch anzuwenden, 
wenn die Mehrfachversicherung dadurch ent-
standen ist, dass nach Abschluss der mehreren 
Versicherungsverträge der Versicherungswert 
gesunken ist. Sind in diesem Fall die mehreren 
Versicherungsverträge gleichzeitig oder im Einver- 
nehmen der Versicherer geschlossen worden, kann 
der Versicherungsnehmer nur die verhältnismäßige 
Herabsetzung der Versicherungssummen und der 
Beiträge verlangen.

§ 19 	 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers

1. 	 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles

a)	 Vertraglich vereinbarte Obliegenheiten, die der Ver-
sicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen hat, sind:

aa)	 die Einhaltung aller gesetzlichen, behördlichen 
sowie vertraglich vereinbarten Sicherheitsvor-
schriften.

bb)	 die Einhaltung aller sonstigen vertraglich ver-
einbarten Obliegenheiten.

b)	 Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich oder 
grob fahrlässig eine Obliegenheit, die er vor Eintritt 
des Versicherungsfalles gegenüber dem Versicherer 
zu erfüllen hat, so kann der Versicherer bzw. die 
S.L.P. im Namen des Versicheres innerhalb eines 
Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis 
erlangt  hat, den Vertrag fristlos kündigen. Das Kün-
digungsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er die 
Obliegenheit weder vorsätzlich noch grobfahrlässig 
verletzt hat.

2. 	 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falls

a)	 Der Versicherungsnehmer hat bei und nach Eintritt 
des Versicherungsfalls
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aa)	 nach Möglichkeit für die Abwendung und Min-
derung des Schadens zu sorgen.

bb)	 dem Versicherer den Schadeneintritt, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unver-
züglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch 
– anzuzeigen.

cc)	 Weisungen des Versicherers zur Schaden-
abwendung / -minderung – ggf. auch münd-
lich oder telefonisch – einzuholen, wenn die 
Umstände dies gestatten.

dd)	 Weisungen des Versicherers zur Schadenab-
wendung / -minderung, soweit für ihn zumut-
bar, zu befolgen. Erteilen mehrere an dem 
Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Ver- 
sicherungsnehmer nach pflichtgemäßem 
Ermessen zu handeln.

ee)	 Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen.

ff)	 das Schadenbild so lange unverändert zu las-
sen, bis die Schadenstelle oder die beschädig-
ten Sachen durch den Versicherer freigegeben 
worden sind. Sind Veränderungen unumgäng-
lich, sind das Schadenbild nachvollziehbar 
zu dokumentieren (z. B. durch Fotos) und die 
beschädigten Sachen bis zu einer Besichtigung 
durch den Versicherer aufzubewahren.

gg)	 soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft – auf Verlangen in Schriftform 
– zu erteilen, die zur Feststellung des Versi-
cherungsfalles oder des Umfanges der Leis-
tungspflicht des Versicherers erforderlich ist 
sowie jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang der 
Entschädigungspflicht zu gestatten.

hh)	 vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann.

b)	 Steht das Recht auf die vertragliche Leistung des 
Versicherers einem Dritten zu, so hat dieser die 
Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) ebenfalls zu erfüllen 
– soweit ihm dies nach den tatsächlichen und recht-
lichen Umständen möglich ist.

3. 	 Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverletzung

a)	 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit 
nach Nr. 1 oder 2 vorsätzlich, so ist der Versicherer 
von der Verpflichtung zur Leistung frei. Bei grob 
fahrlässiger Verletzung der Obliegenheit ist der Ver-
sicherer berechtigt, seine Leistung in dem Verhältnis 
zu kürzen, das der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entspricht. Das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versiche-
rungsnehmer zu beweisen.

b)	 Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer jedoch zur Leistung verpflich-
tet, soweit der Versicherungsnehmer nachweist, dass 
die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt 
oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch 
für die Feststellung oder den Umfang der Leistungs-
pflicht des Versicherers ursächlich ist.

c)	 Verletzt der Versicherungsnehmer eine nach Ein-
tritt des Versicherungsfalles bestehende Auskunfts- 
oder Aufklärungsobliegenheit, ist der Versicherer 
nur dann vollständig oder teilweise leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch geson-
derte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge 
hingewiesen hat. 

§ 20 	 Wegfall der Entschädigungspflicht aus besonderen 
Gründen

1. 	 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden vorsätz-
lich herbei, so ist der Versicherer von der Entschädi-
gungspflicht frei.

2. 	 Führt der Versicherungsnehmer den Schaden grob 
fahrlässig herbei, so ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu 
kürzen.

3. 	 Versucht der Versicherungsnehmer den Versicherer 
arglistig über Tatsachen zu täuschen, die für den Grund 
oder die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
so ist der Versicherer von der Entschädigungspflicht 
frei.

§ 21	 Zahlung der Entschädigung

1. 	 Ist die Leistungspflicht des Versicherers dem Grunde 
und der Höhe nach festgestellt, so hat die Auszahlung 
der Entschädigung binnen zwei Wochen zu erfolgen. 
Jedoch kann ein Monat nach Anzeige des Schadens als 
Abschlagszahlung der Betrag beansprucht werden, der 
nach Lage der Sache mindestens zu zahlen ist.

2. 	 Der Zinssatz liegt 5 Prozentpunkte über dem jeweili-
gen Basiszins gemäß §§ 288, 247 Abs. 1 Bürgerliches 
Gesetzbuch (BGB).

3. 	 Die Entstehung des Anspruchs auf Abschlagzahlung 
und der Beginn der Verzinsung verschieben sich um 
den Zeitraum, um den die Feststellung der Leistungs-
pflicht des Versicherers dem Grunde oder der Höhe 
nach durch Verschulden des Versicherungsnehmers 
verzögert wurde.

4. 	 Sind im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall 
behördliche Erhebungen oder ein strafgerichtliches Ver-
fahren gegen den Versicherten eingeleitet worden, so 
kann der Versicherer bis zum rechtskräftigen Abschluss 
dieser Verfahren die Zahlung aufschieben.

§ 22 	 Kündigung nach dem Versicherungsfall

	 Nach Eintritt eines Versicherungsfalls können beide 
Parteien den Versicherungsvertrag kündigen. Die Kün-
digung ist schriftlich zu erklären. Sie muss spätestens 
einen Monat nach dem Abschluss der Verhandlungen 
über die Entschädigung zugehen. Der Versicherer bzw. 
die S.L.P. im Namen des Versicheres hat eine Kündi-
gungsfrist von einem Monat einzuhalten. Kündigt der 
Versicherungsnehmer, so kann er bestimmen, dass 
seine Kündigung sofort oder zu einem späteren Zeit-
punkt wirksam wird, jedoch spätestens zum Schluss 
der laufenden Versicherungsperiode.

§ 23 	 Verjährung

	 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 
in drei Jahren. Ist ein Anspruch aus dem Versicherungs-
vertrag bei dem Versicherer angemeldet worden, zählt 
der Zeitraum von der Anmeldung bis zum Zugang der 
in Textform mitgeteilten Entscheidung des Versicherers 
beim Anspruchsteller bei der Fristberechnung nicht mit.

§ 24 	 Zuständiges Gericht

1. 	 Klagen gegen den Versicherer

	 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den  Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

2. 	 Klagen gegen den Versicherungsnehmer

	 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist.

	 Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, 
bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem 
Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsneh-
mers.
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3. 	 Wohnsitzverlegung des Versicherungsnehmers

	 Hat der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss 
seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort aus 
dem Geltungsbereich des Versicherungsvertragsge-
setzes verlegt oder sind sein Wohnsitz oder gewöhn-
licher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer oder den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung.

§ 25 	 Bedingungsanpassung

1. 	 Einzelne Bedingungen können mit Wirkung für beste-
hende Versicherungsverträge geändert, ergänzt oder 
ersetzt werden,

–	 wenn eine Rechtsvorschrift eingeführt oder geän-
dert wird, die diese Bedingungen betrifft oder auf 
der diese beruhen,

–	 bei einer diese Bedingungen unmittelbar betref-
fenden neuen oder geänderten höchstrichterlichen 
Rechtsprechung,

–	 wenn ein Gericht einzelne Bedingungen rechtskräf-
tig für unwirksam erklärt oder

–	 wenn die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht diese Bedingungen durch Verwaltungsakt 
als mit geltendem Recht nicht vereinbar beanstan-
det und den Versicherer zur Abänderung auffordert 
und dadurch eine durch gesetzliche Bestimmungen 
nicht zu schließende Vertragslücke entstanden ist 
und das Verhältnis Beitragsleistung und Versiche-
rungsschutz in nicht unbedeutendem Maße gestört 
wird.

	 Dies gilt nur für Bedingungen, die folgende Bereiche 
betreffen:

–	 Umfang des Versicherungsschutzes;

–	 Deckungsausschlüsse und

–	 Pflichten des Versicherungsnehmers und der Versi-
cherten.

2. 	 Die geänderten Bedingungen dürfen den Versiche-
rungsnehmer als einzelne Regelung und im Zusammen-
wirken mit anderen Bedingungen des Vertrages nicht 
schlechter stellen als die ursprüngliche Regelung.

3. 	 Die geänderten, ergänzten oder ersetzten Bedingungen 
sind den Versicherungsnehmern schriftlich bekannt zu 
geben und Inhalt und Grund der Änderung zu erläutern. 
Sie gelten als genehmigt, wenn der Versicherungsneh-
mer nicht innerhalb von zwei Monaten nach Bekannt-
gabe in Textform widerspricht. Hierauf wird er bei der 
Bekanntgabe ausdrücklich hingewiesen. Zur Wahrung 
der Frist genügt die rechtzeitige Absendung des Wider-
spruchs. Bei fristgemäßem Widerspruch treten die 
Änderungen nicht in Kraft.

§ 26 	 Schlussbestimmung

	 Soweit nicht in den Versicherungsbedingungen etwas 
anderes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschrif-
ten. Dies gilt insbesondere für die im Anhang aufge-
führten Gesetzesbestimmungen, die nach Maßgabe der 
Versicherungsbedingungen Inhalt des Versicherungs-
vertrages sind.

§ 27 	 Künftige Leistungsverbesserungen

	 Werden die dieser Versicherung zugrunde liegenden 
Versicherungsbedingungen ausschließlich zum Vorteil 
der Versicherungsnehmer und ohne Mehrbeitrag geän-
dert, so gelten die Inhalte der neuen Bedingungen mit 
sofortiger Wirkung auch für diesen Vertrag.

§ 28 	 Embargobestimmungen

	 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder  Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Europäischen Union oder der Bundes-
republik Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch 
für Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. 
Embargos der Vereinigten Staaten von Amerika, soweit 
dem nicht Rechtsvorschriften der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen.
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Allgemeine Hinweise und sonstige Bestimmungen für die Hausratversicherung 

1. 	 Geltungsbereich

	 Die Tarife gelten für Versicherungen in der Bundesrepublik Deutschland.

2. 	 Verbundene Hausratversicherung 

2.1 	 Vertragsbedingungen
	
	 Neuverträge dürfen nur nach den letztgültigen genehmigten Hausratbedingungen abgeschlossen werden. Zurzeit gelten für die VHV die Vertrags-

bedingungen VHB 2010 - SLP.

2.2 	 Anwendungsbereich
	
	 Der Tarif gilt für
	

–	 Hausrat in ständig bewohnten Wohnungen
–	 Hausrat in nicht ständig bewohnten Wohnungen (s. Annahmerichtlinien Punkt 2)
–	 vorübergehend in Lagerhäusern, Speditionen und dergleichen eingelagerter Hausrat
–	 normale Risiken mit angemessenen Sicherungen

2.3 	 Nicht ständig bewohnte Risiken

	 Nicht ständig bewohnte Risiken können versichert werden, wenn der Hauptvertrag für ein ständig bewohntes Risiko bei dem Versicherer versi-
chert ist. Hotelkosten und Wertsachen werden bei diesen Risiken vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

2.4 	 Bauartklasse
	
	 Dieser Tarif gilt nur für Risiken der Bauartklasse / Fertighausgruppe I, II und III. Der Antragsteller hat die Zugehörigkeit zu einer dieser Klassen 

nachzuweisen.

2.5 	 Höchstversicherungssummen

	 Der Tarif hat Gültigkeit für Versicherungssummen bis 500.000 EUR. Für Versicherungssummen über 500.000 EUR ist vor Abgabe eines Angebotes 
unbedingt eine Direktionsanfrage erforderlich.

2.6 	 Unterversicherungsverzicht
	
	 Die Vereinbarung des Unterversicherungsverzichts ist grundsätzlich möglich. Dazu muss die Versicherungssumme pro Quadratmeter Wohnfläche 

mindestens 650 EUR betragen.

Wohnfläche
Die Wohnfläche ist die Grundfläche aller Räume (bei Dachschrägen gilt die volle Grundfläche) einer Wohnung einschließlich Hobby-
räume. Nicht zu berücksichtigen sind Treppen, Balkone, Loggien und Terrassen sowie Keller-, Speicher- /Bodenräume, die nicht zu 
Wohn- oder Hobbyzwecken genutzt werden.

2.7 	 Voraussetzungen für die Versicherbarkeit 
	 sind grundsätzlich:

Tarifbestimmungen / Allgemeine Hinweise und 
sonstige Bestimmungen die Hausratversicherung
Tarif 02/2011; Stand 01.08.2024

1. 	 Geltungsbereich

2. 	 Verbundene Hausratversicherung
2.1 	 Vertragsbedingungen
2.2 	 Anwendungsbereich
2.3 	 Nicht ständig bewohnte Risiken
2.4 	 Bauartklasse
2.5 	 Höchstversicherungssummen
2.6 	 Wohnfläche
2.7 	 Voraussetzungen für die Versicherbarkeit
2.8 	 Sicherungen, Risikobeschreibungen,  

Fotos, Ergänzungen
2.8.1 	 Fotos
2.8.2 	 Sicherungen
2.9 	 Wertsachen	
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–	 angemessene mechanische und ggf. elektronische Sicherungen
–	 versicherungstechnisch vertretbare/normale Risikoverhältnisse

	 Bei außergewöhnlichen Risiken ist eine Direktionsanfrage erforderlich.

2.8 	 Sicherungen, Risikobeschreibungen, Fotos, Ergänzungen

	 Risikobeschreibungen können in besonderen Fällen für die Annahmeentscheidung erforderlich sein, ggf. sind mehrere Unterlagen gleichzeitig 
erforderlich.

2.8.1 	 Fotos

	 Auf Anforderung sind Fotos einzureichen. Dem Versicherungsnehmer ist dringend zu empfehlen, von Schmuckstücken, Teppichen und sonstigen 
Wertsachen Fotos anzufertigen und aufzubewahren. Bei Einzelwerten über 5.000 EUR, Sammlungen jeder Art sowie auf Anforderung müssen 
Fotos, eine Wertsachenaufstellung und/oder Expertisen eingereicht werden. Sie können der Polizei bei der Sachfahndung und der Wiederauffin-
dung helfen. Expertisen und andere Unterlagen erleichtern dem Versicherungsnehmer im Versicherungsfall den Wertnachweis. Von Sammlungen 
sind Aufstellungen des Umfanges und der Einzelwerte zu erstellen. Die Fotos sollen wie folgt aufgenommen werden:

–	 von Wertsachen/ Sammlungen sind Nahaufnahmen anzufertigen, die zur eindeutigen Identifizierung der Sachen geeignet sind
–	 bei Bedarf sind Nahaufnahmen der Sicherungen von Türen, Fenstern und sonstigen Gebäudeöffnungen anzufertigen.

2.8.2	 Sicherungen

	 Für Risiken mit einer Versicherungssumme über 200.000 EUR sind die Angaben im Zusatzfragebogen zu den zusätzlichen Sicherungen und 
Wertsachen zur Verbundenen Hausratversicherung vorgegebenen mechanischen Sicherungen erforderlich. 

	 Ab einer Versicherungssumme von 300.000 EUR und/oder ab einer Versicherungssumme von 50.000 EUR für Wertsachen ist eine VdS anerkannte 
Einbruchmeldeanlage, mindestens der Klasse B, ggf. mit Aufschaltung an ein VdS anerkanntes Wachunternehmen zu installieren. Der Nachweis 
muss durch ein entsprechendes Attest des VdS erfolgen.

	 Mechanische Sicherungen

	 Die Wohnung oder das Einfamilienhaus muss mit angemessenen mechanischen Sicherungen ausgestattet sein. Die Sicherungsrichtlinien für 
Haushalte (SH) – Einbruchdiebstahl - sind zu beachten. Ein Risiko mit unzureichenden Sicherungen ist unerwünscht.

	 Einbruchmeldeanlagen

	 Die Überwachung einer Wohnung oder eines Einfamilienhauses mit einer Einbruchmeldeanlage (EMA) kann deren Sicherheitswert erheblich ver-
bessern. Eine EMA ersetzt nicht die angemessenen mechanischen Sicherungen eines Risikos. Sie ist als Ergänzung zu adäquaten mechanischen 
Sicherungen gemäß Sicherungsrichtlinien für Haushalte (SH) – Einbruchdiebstahl – zu installieren. Es können nur VdS-anerkannte EMA anerkannt 
werden, die den Richtlinien für Einbruchmeldeanlagen der VdS-Schadenverhütung in der jeweils neuesten Ausgabe entsprechen. Die Vorlage des 
VdS-Attestes 2170 ist erforderlich.

2.9 	 Wertsachen

	 Übersteigt der Wert der in § 13 Nr. 1 a) VHB bezeichneten Wertgegenstände die genannten Summen, behält sich der Versicherer vor, Auflagen 
hinsichtlich einer geeigneten Aufbewahrung dieser Gegenstände zu machen und vertraglich festzulegen. 

	 Für Wertsachen im Einzelwert von über 5.000 EUR, bei Sammlungen jeder Art oder auf Anforderung sind bei Einschluss in die Hausratversicherung 
Anschaffungsbelege, eine Wertsachenaufstellung, ggf. Expertisen und/oder Fotos einzureichen.

	 Für Wertsachen, die sich zum Zeitpunkt des Versicherungsfalles außerhalb eines anerkannten und verschlossenen Wertschutzschrankes befun-
den haben, gelten besondere Entschädigungsgrenzen (siehe § 13 b) VHB).

	 Wertschutzschränke im o.g. Sinne sind Sicherheitsbehältnisse, die 

–	 durch die VdS Schadenverhütung GmbH oder durch eine gleichermaßen qualifizierte Prüfstelle anerkannt sind und
–	 als freistehende Wertschutzschränke ein Mindestgewicht von 200 kg aufweisen, oder bei geringerem Gewicht nach den Vorschriften des 

Herstellers fachmännisch verankert oder in der Wand oder im Fußboden bündig eingelassen sind (Einmauerschrank) (siehe § 13 Nr. 1 b) VHB).

	 Übersteigt der Anteil der Wertsachen 50% der Versicherungssumme oder 50.000 EUR ist eine Direktionsanfrage zu halten (Ausnahme: Tarif Prima 
Plus mit Sorglospaket).

2.10 	 Mitversicherung von Waffen, Explosivstoffen

	 Bei der Mitversicherung von Jagd- und Sportwaffen ist es erforderlich, Besitznachweise der Waffen in Kopie beizubringen (Waffenbesitzkarte) 
sowie Angaben zur Aufbewahrung zu machen. Bei Waffensammlungen ist eine Aufstellung mit Angaben über Typ und Fabrikationsnummer zu 
erstellen.

	 Werden Explosivstoffe (z. B. Schwarzpulver) gelagert muss
-	 eine Erlaubnis nach § 27 SprengG (häufige Bezeichnung: „Sprengstoffschein“, „Böllerlehrgang“ oder „Vorderladerlehrgang“)
-	 eine Genehmigung nach § 17 SprengG für die Lagerung explosionsgefährlicher Stoffe

	 vorliegen und eingereicht werden.

2.11 Baustein Elementarversicherung

2.11.1	Elementarvarianten
	
	 Es kann zwischen zwei erweiterten Elementarversicherungen gewählt werden:
 
	 Elementar I:

–	 Überschwemmung des Versicherungsgrundstücks durch Witterungsniederschläge
–	 Rückstau
–	 Erdbeben
–	 Erdsenkung
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–	 Erdrutsch
–	 Schneedruck
–	 Lawinen
–	 Vulkanausbruch

Elementar II:
–	 Überschwemmung des Versicherungsgrundstücks durch
	 a) Ausuferung von oberirdischen (stehenden oder fließenden) Gewässern,
	 b) Witterungsniederschläge
–	 Rückstau
–	 Erdbeben
–	 Erdsenkung
–	 Erdrutsch
–	 Schneedruck
–	 Lawinen
–	 Vulkanausbruch 

	 Die Elementarversicherung II wird in vier Gefährdungsklassen eingeteilt. Die Gefährdungsklasse 1 wird unterteilt in Bachzone und Nicht-Bachzone. 
Bei Gefährdungsklasse IV handelt es sich um unerwünschte Risiken.

2.11.2	Ergänzende Angaben zur Elementarversicherung

	 Wird die Elementarversicherung I oder II beantragt und ist bereits ein Vorschaden in den letzten 10 Jahren eingetreten, sind folgende Fragen 
zwingend zusätzlich zu beantworten:

1.	 Wie hat sich der Schaden ereignet/ Wodurch ist der Schaden entstanden?
2.	 Wurden in der Zwischenzeit Maßnahmen zum Schutz ergriffen, die die Wahrscheinlichkeit eines ähnlichen Schadenfalls in Zukunft verringern?

2.11.3	Höchsthaftung für die Elementarversicherung

	 Die Höchsthaftung des Versicherers für weitere Elementarschäden beträgt 2,5 Mio. EUR, jedoch maximal die vereinbarte Versicherungssumme.

2.11.4	Selbstbeteiligungen und Wartezeit

	 Obligatorisch: 
	 Je Schadenereignis 10% des Schadens, mindestens 250 EUR, maximal 5.000 EUR. (Siehe auch Tarifbestimmungen) 

	 Wartezeit: 
–	 Der Versicherungsschutz beginnt mit dem Ablauf von 14 Tagen ab Versicherungsbeginn (Wartezeit).
–	 Diese Regelung entfällt, soweit Versicherungsschutz für das versicherte Objekt gegen Weitere Elementargefahren über einen anderen Vertrag 

bestanden hat und der Versicherungsschutz ohne zeitliche Unterbrechung durch den vorliegenden Vertrag fortgesetzt wird oder 
–	 zwischen dem Antragseingang bei der SLP und dem beantragten zukünftigen Versicherungsbeginn mehr als 14 Tage liegen 

2.12 	 Baustein Reisegepäckversicherung

	 Der Baustein versichert das gesamte Reisegepäck des Versicherungsnehmers und der mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden Personen 
während einer Reise, Die Versicherungssumme beträgt je nach Vereinbarung maximal 5.000 EUR.

2.13 	 Baustein Glasversicherung

2.13.1	Gültigkeit
	
	 Der Tarif gilt für Verglasungen von Wohnungen oder Einfamilienhäusern (je Wohnung/je Haus) bis zu einer Einzelgröße der versicherten Scheiben 

von 10 qm. Versicherungsort ist ausschließlich die bezeichnete Wohnung/Haus und gilt nicht für Nebengebäude.

2.13.2	Mobiliarverglasung

	 Hierzu gehören Glas- und Kunststoffscheiben von Bildern, Schränken, Vitrinen, Sichtfenster von Öfen, Elektro- und Gasgeräten, Duschkabinen; 
Glas- und Kunststoffplatten; Glasscheiben von Stand-, Wand- und Schrankspiegeln; Platten aus Glaskeramik; Glaskeramik-Kochflächen; Aqua-
rien; Terrarien

2.13.3	Gebäudeverglasung

	 Hierzu gehören Glas- und Kunststoffscheiben von Fenstern, Türen, Balkonen, Terrassen, Wänden, Wintergärten, Veranden, Loggien, Wetter-
schutzvorbauten, Dächern, Brüstungen, Duschkabinen und Sonnenkollektoren; Lichtkuppeln; Glasbausteine; Profilbaugläser

3. 	 Antragsaufnahme

3.1 	 Unterschriften

	 Der Antrag und etwaige Fragebögen, Lagepläne und Risikobeschreibungen sind vom Antragsteller zu unterschreiben. Bei Anträgen von Minder-
jährigen ist auch die Unterschrift der gesetzlichen Vertreter erforderlich.

3.2 	 Versicherungsbeginn

	 Der beantragte Versicherungsschutz beginnt frühestens am Tag des Antrageinganges bei SLP. Sofern eine zeitliche Deckungslücke vom Ablauf 
eines bestehenden Vorvertrages (24 bzw. 0 Uhr) und des Beginns der beantragten Hausratversicherung besteht, gewährt der Versicherer für 
diesen Zeitraum (12 Stunden) beitragsfrei den beantragten Versicherungsschutz.

3.3.	 Deckungszusagen

	 Vorläufige Deckungszusagen dürfen nur dann erteilt werden, wenn hierfür ausdrücklich Vollmacht erteilt wurde.
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3.4.	 Vertragsdauer

	 Die Mindestvertragslaufzeit beträgt ein Jahr. 

	 Der Vertrag verlängert sich jeweils um ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens 3 Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versiche-
rungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 

4. 	 Home-Service

	 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die Besorgung von Handwerkern und Dienstleistern. Das Leistungsspektrum umfasst die  
Empfehlung von:

 
Handwerkern
–	 Dachdecker
–	 Elektro
–	 Gebäudereiniger
–	 Glaser
–	 Heizung / Sanitär
–	 Maler
–	 Maurer
–	 Radio- / Fernsehtechniker
–	 Raumausstatter
–	 Tischler

Dienstleistern
–	 Brand- / Wasserreinigung
–	 Experten für Alarmanlagen / Stahlschränke
–	 Haushüter
–	 Hotels
–	 Möbelpacker
–	 Reinigung / Reparatur von Orientteppichen / Gemälden / Antiquitäten
–	 Sachverständige
–	 Schlüsseldienste
–	 Speditionen
–	 Wach- / Sicherheitsdienste usw. 

	 Sofern der Ansprechpartner nicht erreichbar ist, nutzt der Kunde die 24-Stunden-Hotline und meldet dem Home-Service sein Problem.

	 Der Home-Service besorgt einen Handwerker und Dienstleister, informiert die entsprechende Abteilung und führt eine Qualitätskontrolle durch.

	 Hinweis:
	 Die Kosten für die Handwerkerleistungen werden nur erstattet, soweit entsprechender Versicherungsschutz besteht.

	 Annahmerichtlinien

1. 	 Nicht versicherbare Risiken

Verbundene Hausratversicherung
–	 Hausrat außerhalb des Geschäftsgebietes, auch Hausrat, der sich nur vorübergehend außerhalb des Geschäftsgebietes (Ausland) befindet
–	 der Ausschluss einer oder mehrerer Gefahren aus der Gefahrenkombination F, ED, LW und St/Hg
–	 Hausrat in Übergangswohnheimen
–	 Hausrat in sämtlichen Wohnstätten mit fehlendem Gebäudecharakter, wie z.B. Wohnmobile, Campingmobile, feststehende Wohn- oder 

Eisenbahnwagen und ähnliches
–	 Risiken mit eindeutig überwiegend gewerblichem Charakter – in diesem Fall ist ein Abschluss über eine Inhaltsversicherung möglich – 
–	 Hausratrisiken mit einer Gesamtversicherungssumme ab 300.000 EUR und/oder einem Wertsachenanteil ab 50.000 EUR, wenn die Wohnung 

oder das Einfamilienhaus nicht mit mechanischen und elektronischen Sicherungen ausgestattet ist
–	 Hausrat von Wohngemeinschaften (rechtlich getrenntes Eigentum mehrerer Personen in nicht getrennten Wohnungseinheiten)
–	 Möblierte Zimmer in Wohngemeinschaften
–	 Hausrat in Gebäuden mit einer oder mehreren offenen Seiten

Baustein Glasversicherung
–	 Glasfußböden, Glastreppen

2. 	 Unerwünschte Risiken

Verbundene Hausratversicherung
–	 Hausrat in Gebäuden der Bauartklasse IV und V
–	 Hausrat mit einem unverhältnismäßig hohen Anteil an Wertsachen (über 50 %)
–	 Risiken mit Gefahrerhöhungen durch
	 · 	 unzureichende Sicherungen oder 
	 ·	 durch Inhalt, Betriebe in Gebäuden auf dem Versicherungsgrundstück oder in der Nachbarschaft innerhalb 10 m Entfernung (z. B. Land-

wirtschaft, Bars, Diskotheken, Holz- oder Kunststoffbe- oder -verarbeitung, Lackierereien, Mühlen, Polstereien, Treibstofflagerung und 
ähnliches)

–	 vorübergehendes Unbewohntsein der ansonsten ständig bewohnten Wohnung länger als 120 Tage ununterbrochen hintereinander
–	 Hausrat in Gartenhäuser oder Lauben und Datschen in Kleingartenanlagen; -kolonien und Schrebergärten
–	 Hausrat in nicht ständig bewohnten Wohnungen, in einem von Dritten ständig bewohnten Gebäude oder in einem von Dritten nicht stän-

dig bewohnten Gebäude – innerhalb oder außerhalb eines geschlossenen Wohngebietes ohne Hausratversicherungvertrag für das ständig 
bewohnte Risiko (Hauptvertrag/Hauptwohnsitz) bei SLP.

–	 Risiken mit vom Tarif, Bedingungswerk und Klauseln abweichenden Konditionen
–	 Verträge mit unterjähriger Laufzeit
–	 Risiken mit mehr als 3 Vorschäden innerhalb der letzten 5 Jahre, und zwar unabhängig davon, ob Versicherungsschutz bestanden hat oder 

nicht
–	 Risiken mit bis zu 3 Vorschäden und einer Gesamtschadenhöhe ab 1.500 EUR innerhalb der letzten 5 Jahre, und zwar unabhängig davon, ob 

Versicherungsschutz bestanden hat oder nicht
–	 vom Vorversicherer gekündigte Risiken



51

Baustein Elementarversicherung
–	 Elementarversicherung II: Risiken, die in der Gefährdungsklasse IV ZÜRS (Zonierungssystem Überschwemmung, Rückstau, Starkregen) liegen.

Baustein Glasversicherung
–	 Risiken mit mehr als 3 Vorschäden innerhalb der letzten 5 Jahre, und zwar unabhängig davon, ob Versicherungsschutz bestanden hat oder 

nicht
–	 Risiken mit bis zu 3 Vorschäden und einer Gesamtschadenhöhe ab 1.500 EUR innerhalb der letzten 5 Jahre, und zwar unabhängig davon, ob 

Versicherungsschutz bestanden hat oder nicht 
–	 Risiken mit gefahrerhöhenden Merkmalen (z. B. in Flugschneisen oder bei nicht ständig bewohnt)
–	 Risiken mit vom Tarif, Bedingungswerk und Klauseln abweichenden Konditionen 
–	 Scheiben über 318 cm (kleines Maß) oder 813 cm (großes Maß) und/oder über 25,85 qm.
–	 Verglasungen mit Glasdicken, die nicht der Scheibengröße entsprechend ausgelegt sind

3. 	 Vorlagepflichtige Risiken

Verbundene Hausratversicherung

Als vorlagepflichtig gelten insbesondere:
–	 unerwünschte Risiken gemäß Nr. 2
–	 Risiken mit einer Gesamtversicherungssumme ab 300.000 EUR und/oder ab einem Wertanteil für höherwertige Gegenstände ab 50.000 EUR 

zur Überprüfung der Einbruchdiebstahlsicherungen
–	 eingelagerter Hausrat (genaue Bezeichnung der Lagerstätte erforderlich)

	 Der Versicherer behält sich vor, vorlagepflichtige Risiken nur nach Installation einer Einbruchmeldeanlage nach den Richtlinien für Einbruchmel-
deanlagen des VdS-Schadenverhütung GmbH in der jeweils neuesten Ausgabe anzunehmen.

Baustein Elementarversicherung
	 Wird die erweiterte Elementarversicherung I oder II beantragt und ist bereits ein Vorschaden in den letzten 10 Jahren eingetreten, sind folgende 

Fragen zwingend zusätzlich zu beantworten:
1.	 Wie hat sich der Schaden ereignet/ Wodurch ist der Schaden entstanden?
2.	 Wurden in der Zwischenzeit Maßnahmen zum Schutz ergriffen, die die Wahrscheinlichkeit eines ähnlichen Schadenfalls in Zukunft verringern?

Baustein Glasversicherung
Als vorlagepflichtige Risiken gelten insbesondere:
–	 unerwünschte Risiken Nr. 2
–	 Einzelscheibengrößen ab 10,01 qm
–	 einbruchhemmende Verglasungen
–	 Risiken, bei denen Versicherungsverträge vom Vorversicherer gekündigt wurden
–	 Risiken mit Vorschäden, und zwar unabhängig davon, ob Versicherungsschutz bestanden hat oder nicht

Für vorlagepflichtige Risiken ist grundsätzlich ein Probeantrag einzureichen.

3.1 	 Probeantrag

	 Der Probeantrag ist besonders zu kennzeichnen und muss Angaben von evtl. Vorversicherern und deren Vertragsnummern beinhalten. Dem 
Probeantrag ist eine ausführliche Risikobeschreibung, ggf. Fotos beizufügen. Der Probeantrag darf keine Angaben über Versicherungsbeginn, 
Vertragsdauer, Zahlungsweise und Zahlungsweg enthalten. Außerdem darf der Probeantrag vom Interessenten nicht unterschrieben werden.

	 Insbesondere ist über bereits eingetretene Schäden zu berichten, und zwar unabhängig davon, ob für den Schaden Versicherungsschutz bestan-
den hat oder nicht. Den Unterlagen ist eine Übersicht über den Schadenhergang und die Schadenhöhe beizufügen. Bei ED-Schäden ist beson-
ders über die getroffene Risikoverbesserung zu berichten. Über die bestehende Geschäftsverbindung und die organisatorischen/geschäftlichen 
Gründe, die bei der Prüfung des Probeantrages zu berücksichtigen sind, ist besonders zu berichten. Nach Prüfung der eingereichten Unterlagen 
entscheidet die Direktion über die Annahme oder Ablehnung. Bei Annahme werden durch die Direktion Beiträge und Bedingungen genannt, zu 
denen die Übernahme möglich ist. Mit diesen Angaben ist ein entsprechender Antrag aufzunehmen.

3.2 	 Direktionsanfragen

	 Auf Direktionsanfragen wird in den entsprechenden Bestimmungen hingewiesen. Bei Direktionsanfragen muss vor Abgabe eines Angebotes bzw. 
vor Aufnahme eines Antrages bei der S.L.P. Vertriebsservice AG angefragt werden. 

Tarifbestimmungen

1. 	 Beiträge

1.1 	 Mindestbeitrag

	 Verbundene Hausratversicherung

	 In der Verbundenen Hausratversicherung beträgt der Mindestbeitrag in allen Tarifzonen 40 EUR zuzüglich der Versicherungssteuer sowie ggf. dem 
Beitrag für die erweiterte Elementarschadenversicherung und dem Beitrag für den Mobilitätsbaustein. Der Mindestbeitrag kann nicht unterschrit-
ten werden.

1.2 	 Ratenzahlung

	 Der Ratenzahlungszuschlag wird aus dem Jahresbeitrag berechnet und beträgt bei 

	 Halbjährlicher Zahlung	 3 %
	 Vierteljährlicher Zahlung	 5 %
	 Monatlicher Zahlung 	 8 %

	 Monatliche Zahlungsweise ist nur mit einem SEPA-Lastschriftmandat möglich. Die monatliche Mindestrate muss einen Betrag von mind. 5,01 EUR 
aufweisen. In der Glasversicherung ist die monatliche Zahlungsweise nur in Verbindung mit dem Abschluss einer Hausratversicherung möglich.
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1.3 	 Gefahrerhebliche Umstände

	 Der Beitrag in der Hausratversicherung richtet sich nach gefahrerheblichen Umständen. Hierzu zählen alle Umstände, zu denen der Versicherer im 
Antrag Angaben verlangt, es sei denn sie werden nur für statistische Erhebungen benötigt, worauf im Antrag besonders hingewiesen wird. Diese 
werden nach finanz- und versicherungsmathematischen Methoden kalkuliert und miteinander verknüpft.

	 Gefahrerhebliche Umstände sind zum Beispiel:
–	 Ort, an dem sich die Wohnung bzw. das Ein- oder Zweifamilienhaus in welchem sich der zu versichernde Hausrat befindet, gelegen ist
–	 Bauart des Gebäudes, in welchem sich der Hausrat befindet (vgl. Erläuterung im Anhang)
–	 Dauerhaftes Unbewohntsein der Wohnung, in der sich der Hausrat befindet 
–	 Vorhandensein spezieller Sicherungsmaßnahmen

1.4 	 Versicherungssteuer und Gebühren

	 Alle genannten Beiträge und Beitragssätze verstehen sich zuzüglich der gesetzlichen Versicherungsteuer. Nebengebühren (z. B. für Ausfertigung 
der Versicherungsscheine) werden nicht erhoben.

1.5 	 Selbstbeteiligungen

	 Hausratversicherung:
	 250 EUR SB bzw. 500 EUR SB je Schadenfall können fakultativ als Selbstbeteiligung vereinbart werden.

	 Baustein Elementarversicherung:
	 Je Schadenereignis ist eine Selbstbeteiligung in Höhe von 10% des Schadens, mindestens 250 EUR, maximal 5.000 EUR obligatorisch.

1.6 	 Bauweise der Gebäude

1.6.1	 Bauartklassen (BAK)

	 Klasse	 Außenwände	 Dacheindeckung
	 I	 Massiv (Mauerwerk, Beton)	
	 II	 Stahl- oder Holzfachwerk mit Stein- oder Glasfüllung, Stahl- oder  
		  Stahlbeton-Konstruktion mit Wandplattenverkleidung aus nicht  
		  brennbarem Material (z.B. Profilblech, Asbestzement; kein Kunststoff)	
	 III	 Holz, Holzfachwerk mit Lehmfüllung, Holzkonstruktion mit Verkleidung  
		  jeglicher Art, Stahl- oder Stahlbetonkonstruktion mit Wandplatten- 
		  verkleidung aus Holz oder Kunststoff 
		  Gebäude mit einer oder mehreren offenen Seiten	
	 IV	 wie Klasse I oder II	 weich
	 V	 wie Klasse III	 (Holz, Ried, Schilf, Stroh o. ä.)
	
Anmerkung: Bei gemischter Bauweise gilt die ungünstigere, wenn auf diese ein Anteil von mehr als 30 % entfällt.

1.6.2	 Fertighausgruppen (FHG) 

	 Gruppe	 Außenwände	 Dacheindeckung
	 I	 In allen Teilen – einschließlich der tragenden Konstruktion –  
		  aus feuerbeständigen Bauteilen (massiv)	
 	
	 II	 Fundament massiv, tragende Konstruktion aus Stahl, Holz, Leichtbau- 
		  teilen oder dergleichen, außen mit feuerhemmenden Bauteilen bzw.  
		  nicht brennbaren Baustoffen verkleidet (z.B. Putz, Klinkersteine,  
		  Gipsplatten, Asbestzement, Profilblech; kein Kunststoff)	
	 III	 Wie Gruppe II, jedoch ohne feuerhemmende
		  Ummantelung bzw. Verkleidung

Anmerkung: Bei gemischter Bauweise gilt die ungünstigere, wenn auf diese ein Anteil von mehr als 30 % entfällt.

hart
(z.B. Ziegel, Schiefer, Betonplatten, 
Asbestzement, Metall, gesandete Dachpappe)

hart
(z.B. Ziegel, Schiefer, Betonplatten,  
Asbestzement, Metall, gesandete Dachpappe)
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DATENSCHUTZHINWEISE DER S.L.P. VERTRIEBSSERVICE AG

Mit diesen Hinweisen werden Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die S.L.P. Vertriebsservice AG, und die Ihnen nach dem Datenschutz-
recht zustehenden Rechte informiert.

1. Kontaktinformationen
Verantwortlicher für die Datenverarbeitung und gesetzlicher Vertreter

S.L.P. Vertriebsservice AG
Erfenschlager Str. 17 - 19
09125 Chemnitz
vertreten durch den Vorstand, dieser vertreten durch seinen Vorsitzenden, Herrn Sven Schleicher
Telefon: (0371) 3 82 80 487
E-Mail-Adresse: info@slp-kundencenter.de.

Datenschutzbeauftragter
Den Datenschutzbeauftragten der S.L.P. Vertriebsservice AG erreichen Sie unter den vorgenannten Kontaktdaten oder unter datenschutz@slpag.de.

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Die S.L.P. Vertriebsservice AG verarbeitet Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrecht-
lich relevanten Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. 

Abschluss und Administration von Versicherungsverträgen 
Stellen Sie einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigt die S.L.P. Vertriebsservice AG die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertra-
ges und zur Einschätzung des von dem Versicherer zu übernehmenden Risikos. Sie verarbeitet diese personenbezogenen Daten, um das von dem Versicherer zu 
übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu können. Kommt der Versicherungsvertrag zustande, werden diese Daten zur Durchführung des Vertragsver-
hältnisses, z.B. zur Policierung oder Rechnungsstellung, verarbeitet.

Die Verarbeitung der vorgenannten Daten ist zur Begründung bzw. Durchführung eines Versicherungsvertrags zwingend erforderlich, soweit die entsprechenden 
Felder im Antrag auf Versicherungsschutz als „Pflichtfelder“ gekennzeichnet sind. Unterlassen Sie es, Angaben in solchen „Pflichtfeldern“ zu machen, kann ein Ver-
sicherungsvertrag danach nicht abgeschlossen werden. Angaben in sonstigen, nicht als „Pflichtfeldern“ gekennzeichneten Feldern erfolgen freiwillig – ob Sie diese 
Angaben machen oder nicht, hat für die Begründung und Durchführung der Versicherungsvertrags als solchem keine Bedeutung. 

Haben Sie zunächst lediglich unverbindlich ein Interesse an bestimmten Versicherungsleistungen oder an der Ergänzung Ihres bestehenden Versicherungsschutzes 
bekundet, wird die S.L.P. Vertriebsservice Ihre personenbezogenen Daten dazu verwenden, Ihnen die gewünschten Versicherungsangebote vorzustellen. 

Die Daten aller mit der S.L.P. Vertriebsservice AG bestehenden Verträge werden für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung genutzt, beispielsweise zur 
Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen.

Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO.

Besondere Information zu Abschluss und Administration von Unfallversicherungsverträgen
Wenn Sie einen Antrag auf Abschluss eines Unfallversicherungsvertrags stellen oder einen Unfallversicherungsvertrag über die S.L.P. Vertriebsservice AG abschlie-
ßen, ist für die Begründung und Durchführung des Vertragsverhältnisses zusätzlich die Verarbeitung von bestimmten Gesundheitsdaten erforderlich. Hierbei handelt 
es sich um besondere Kategorien personenbezogener Daten. Solche Daten wird die S.L.P. Vertriebsservice AG ausschließlich mit Ihrer Einwilligung nach Art. 9 Abs. 
2 a) i.V.m. Art. 7 DSGVO verarbeiten.

Schadenbearbeitung 
Angaben zum Schaden werden benötigt, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten ist. 

Die Verarbeitung der vorgenannten Daten ist zur Prüfung und Abwicklung eines Schadensfalls im Rahmen eines Versicherungsvertrags zwingend erforderlich. Unter-
lassen Sie es, die erforderlichen Angaben zum Schaden zu machen, kann das Vorliegen eines Versicherungsfalls danach nicht geprüft werden, und kann Ihnen ein 
Schaden auch nicht erstattet werden.

Besondere Information zur Schadenbearbeitung bei Unfallversicherungsverträgen
Wenn Sie einen Schaden im Rahmen Ihres Unfallversicherungsvertrags abwickeln möchten, ist für die Prüfung, ob ein Versicherungsfall eingetreten ist, zusätzlich die 
Verarbeitung von bestimmten Gesundheitsdaten erforderlich. Hierbei handelt es sich um besondere Kategorien personenbezogener Daten. Solche Daten wird die 
S.L.P. Vertriebsservice AG ausschließlich mit Ihrer Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i.V.m. Art. 7 DSGVO verarbeiten.

Darüber hinaus werden Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z.B. handels- und steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten 
oder der Beratungspflicht der S.L.P. Vertriebsservice AG verarbeitet. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen 
Regelungen i.V.m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO. 

Sollten Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke verarbeiten werden, werden Sie darüber zuvor von der S.L.P. Vertriebsservice AG 
informiert.

3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse
Wenn Sie im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur Kenntnis bringen, wird diese gespeichert und ggf. für die weitere Kommunikation zu 
dem betreffenden Vertrag oder Schaden genutzt, sofern Sie dieser Nutzung nicht widersprechen. Die S.L.P. Vertriebsservice AG weist Sie ferner darauf hin, dass Ihre 
E-Mail-Adresse, soweit Sie diese mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte verwendet wird. Sie können auch dieser Nutzung 
jederzeit formlos widersprechen, ohne dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.

4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten

Versicherer:
Sie – als Versicherungsnehmer – und der Versicherer sind Vertragspartner dieses Versicherungsvertrages. Daher ist es erforderlich, Ihre Vertrags- und ggf. Schaden-
daten an den Versicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann. Bitte beachten Sie dazu die 
nachfolgenden DATENSCHUTZHINWEISE DES VERSICHERERS.

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des 
Vertrages benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt der Versicherer diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die Infor-
mationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Externe Dienstleister:
Die S.L.P. Vertriebsservice AG bedient sich zur Erfüllung der vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der dazu ein-
gesetzten Auftragnehmer und Dienstleister, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen bestehen, können Sie der Übersicht im Anhang entnehmen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermittelt werden, z.B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. 
Hierzu zählen u.a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der Geldwäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-
aufsicht (BaFin). Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.

5. Dauer der Datenspeicherung
Ihre personenbezogenen Daten werden gelöscht sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass perso-
nenbezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen den Versicherer geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von drei 
oder bis zu dreißig Jahren). Zudem werden Ihre personenbezogenen Daten gespeichert, solange die S.L.P. Vertriebsservice AG dazu gesetzlich verpflichtet ist. Dies 
ergibt sich regelmäßig durch rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung und dem Geldwä-
schegesetz geregelt sind. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre.
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6. Betroffenenrechte
Sie können unter der o.g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen 
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Her-
ausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.

Widerrufs- und Widerspruchsrechte
Soweit die Datenverarbeitung auf einer Einwilligung beruht (also z.B. Gesundheitsdaten verarbeitet werden sollen), haben Sie das Recht, diese Einwilligung jederzeit 
ohne Angabe von Gründen zu widerrufen. 

Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen. Ihren Werbewiderspruch richten 
Sie bitte an datenschutz@slpag.de.

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden. Die für  
die S.L.P. Vertriebsservice AG zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Der Landesbeauftragte für den Datenschutz in Sachsen, Bernhard-von-Lindenau-Platz 1,  
01067 Dresden.

7. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrages (z.B. Angabe zu Vorschäden) bzw. Ihre Angaben bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei 
Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren 
Versicherer erfolgen.

8. Bonitätsauskünfte
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung auf Grund des berechtigten Interesses der S.L.P. Vertriebsservice AG notwendig ist, werden bei 
Auskunfteien Informationen zur Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens abgefragt. Die angefragten Auskunfteien entnehmen 
Sie bitte der Dienstleisterliste.

10. Datenübermittlung in ein Drittland
Die S.L.P. Vertriebsservice AG übermittelt keine personenbezogenen Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR).

11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen Sie bei Antragstellung befragt werden, wird vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen des Vertrages entschie-
den.

Bei Nichtzahlung des Versicherungsbeitrages erfolgt nach den jeweiligen Versicherungsbedingungen eine automatisierte Vertragskündigung.

Stellen, bei denen die Datenverarbeitung Hauptgegenstand des Auftrags ist:

Auftraggeber Stellen/Dienstleister Aufgaben

S.L.P. Vertriebsservice AG Fossa AG
Erfenschlager Str. 19
09125 Chemnitz

Unterstützung im Bereich Service-Desk und Cli-
ent-Support

Hetzner Online AG
Industriestr. 25
91710 Gunzenhausen

IT-Dienstleistungen

terac IT Consulting
Chemnitzer Str. 78g
09212 Limbach-Oberfrohna

IT-Dienstleistungen

Control€xpert GmbH
Marie-Curie-Straße 3
40764 Langenfeld

Unterstützung bei der Begleitung/Betreuung von 
Schadenfällen

DEKRA Automobil GmbH
AL Schadengutachten
Neefestr. 131
09119 Chemnitz

Unterstützung bei der Begleitung/Betreuung von 
Schadenfällen

POS Schadenservice GmbH
Mühlenpfad 2
53547 Hausen

Unterstützung bei der Begleitung/Betreuung von 
Schadenfällen

IHD Gesellschaft für Kredit- und Forderungs- 
management mbH 
Augustinusstraße 11B
50226 Frechen

Bonitätsauskünfte, Realisierung von Forderungen

Swiss Life Partner Service- und  
Finanzvermittlungs GmbH
Zeppelinstr. 1
85748 Garching b. München

Abrechnung von Vergütungen von Vermittlern

Deutsche Post E-Post Solutions GmbH
Charles-de-Gaulle-Straße 20
53113 Bonn

Druck, Versand von Dokumenten

Mr-Money Service GmbH,
Aggensteinstr. 23
81545 München

IT-Dienstleistungen, Angebotsrechner
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Kategorien von Stellen, bei denen die Datenverarbeitung nicht der Hauptgegenstand des Auftrages ist oder die nur gelegentlich tätig werden:

Auftraggeber Stellen/Dienstleister Aufgaben

S.L.P. Vertriebsservice AG Gutachter, Sachverständige (Ärzte, Psychologen, 
Psychiater)

Erstellung von Gutachten, Unterstützung bei der 
Begleitung/Betreuung von Schadenfällen und  
Risikoprüfung

IT-Dienstleister IT-Dienstleistungen

Adressermittler Adressprüfung

Call-Center Telefondienstleistungen
(Inboundtelefonie)

Rechtsanwälte Juristische Beratung

Übersetzungsbüros Übersetzungen

Inkassounternehmen Realisierung von Forderungen

Marktforschungsunternehmen Marktforschung

Marketingagenturen Marketingaktionen

Aktenlager Aktenlagerung, -archivierung

Entsorgungsunternehmen Vernichtung von Akten

Lettershops/Druckereien Postsendungen/Newsletter

Banken Finanzdienstleistungen
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DATENSCHUTZHINWEISE DES VERSICHERERS

Mit diesen Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten durch die VHV Allgemeine Versicherung AG und die Ihnen nach dem 
Datenschutzrecht zustehenden Rechte.

1. Verantwortlicher für die Datenverarbeitung
VHV Allgemeine Versicherung AG
VHV-Platz 1
30177 Hannover
Telefon: +49 (0)511.907- 0
E-Mail-Adresse: service@vhv.de

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie unter den vorgenannten Kontaktdaten oder unter datenschutzbeauftragter@vhv.de.

2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung
Wir verarbeiten Ihre personenbezogenen Daten unter Beachtung der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmun-
gen des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG), des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) sowie aller weiteren maßgeblichen Gesetze. Darüber hinaus hat sich
unser Unternehmen auf die „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ verpflichtet, die die oben
genannten Gesetze für die Versicherungswirtschaft präzisieren. Diese können Sie im Internet unter www.vhv.de unter der Rubrik Datenschutz abrufen. Stellen Sie 
einen Antrag auf Versicherungsschutz, benötigen wir die von Ihnen hierbei gemachten Angaben für den Abschluss des Vertrags und zur Einschätzung des von uns 
zu übernehmenden Risikos. Wir verarbeiten diese personenbezogenen Daten, um das von uns zu übernehmende Risiko bestimmen und einschätzen zu können. 
Kommt der Versicherungsvertrag zustande, verarbeiten wir diese Daten zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, z. B. zur Policierung oder Rechnungsstellung.
Angaben zum Schaden benötigen wir, um prüfen zu können, ob ein Versicherungsfall eingetreten ist. Der Abschluss bzw. die Durchführung des Versicherungsvertrags
ist ohne die Verarbeitung Ihrer Daten nicht möglich. Darüber hinaus benötigen wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erstellung von versicherungsspezifischen 
Statistiken, z. B. für die Entwicklung neuer Tarife oder zur Erfüllung aufsichtsrechtlicher Vorgaben. Die Daten aller mit der VHV Allgemeine Versicherung AG beste-
henden Verträge nutzen wir für eine Betrachtung der gesamten Kundenbeziehung, beispielsweise zur Beratung hinsichtlich einer Vertragsanpassung, -ergänzung, 
für Kulanzentscheidungen oder für umfassende Auskunftserteilungen. Rechtsgrundlage für diese Verarbeitungen personenbezogener Daten für vorvertragliche und 
vertragliche Zwecke ist Art. 6 Abs. 1 b) DSGVO. Soweit dafür besondere Kategorien personenbezogener Daten (z. B. Ihre Gesundheitsdaten bei Abschluss eines 
Lebensversicherungsvertrags) erforderlich sind, holen wir Ihre Einwilligung nach Art. 9 Abs. 2 a) i. V. m. Art. 7 DSGVO ein. Erstellen wir Statistiken mit diesen Daten-
kategorien, erfolgt dies auf Grundlage von Art. 9 Abs. 2 j) DSGVO i. V. m. § 27 BDSG.
Die genannten Zwecke und Rechtsgrundlagen erstrecken sich auch auf Testverfahren zur Entwicklung, Implementierung und Kontrolle der hierzu eingesetzten auto-
matisierten Datenverarbeitungsverfahren. Ihre Daten verarbeiten wir auch, wenn es nach Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO erforderlich ist, um berechtigte Interessen von uns 
oder von Dritten zu wahren. Dies kann insbesondere der Fall sein:
–	 zur Gewährleistung der IT-Sicherheit und des IT-Betriebs,
–	 zur Werbung für unsere eigenen Versicherungsprodukte und für andere Produkte der Unternehmen der VHV Gruppe und deren Kooperationspartner sowie für 	
	 Markt- und Meinungsumfragen,
– 	 zur Verhinderung und Aufklärung von Straftaten, insbesondere von Datenanalysen zur Erkennung von Unstimmigkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch 
	 hindeuten können,
–	 zur Bearbeitung und Regulierung von Schäden, soweit Sie an dem jeweiligen Schaden nicht bereits als Versicherungsnehmer beteiligt sind,
	 – zur Erhöhung und Sicherstellung der Datenqualität.
Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten zur Erfüllung gesetzlicher Verpflichtungen wie z. B. aufsichtsrechtlicher Vorgaben, handels- und 
steuerrechtlicher Aufbewahrungspflichten oder unserer Beratungspflicht. Als Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dienen in diesem Fall die jeweiligen gesetzlichen
Regelungen i. V. m. Art. 6 Abs. 1 c) DSGVO.
Sollten wir Ihre personenbezogenen Daten für andere, oben nicht genannte Zwecke verarbeiten wollen, werden wir Sie darüber zuvor informieren.

3. Nutzung Ihrer E-Mail-Adresse
Wenn Sie uns im Rahmen der Bearbeitung eines Vorgangs Ihre E-Mail-Adresse zur Kenntnis bringen, speichern wir diese und nutzen sie ggf. für die weitere Kom-
munikation zu dem betreffenden Vertrag oder Schaden, sofern Sie dieser Nutzung nicht widersprechen.
Wir weisen Sie ferner darauf hin, dass wir Ihre E-Mail-Adresse, soweit Sie uns diese mitgeteilt haben, zur Werbung für eigene oder ähnliche Versicherungsprodukte 
verwenden. Sie können auch dieser Nutzung jederzeit formlos widersprechen, ohne dass hierfür andere als die Übermittlungskosten nach den Basistarifen anfallen.

4. Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten Rückversicherer:
Von uns übernommene Risiken versichern wir bei speziellen Versicherungsunternehmen (Rückversicherer). Dafür kann es erforderlich sein, Ihre Vertrags- und ggf.
Schadendaten an einen Rückversicherer zu übermitteln, damit dieser sich ein eigenes Bild über das Risiko oder den Versicherungsfall machen kann.

Vermittler:
Soweit Sie hinsichtlich Ihrer Versicherungsverträge von einem Vermittler betreut werden, verarbeitet Ihr Vermittler die zum Abschluss und zur Durchführung des 
Vertrags benötigten Antrags-, Vertrags- und Schadendaten. Auch übermittelt unser Unternehmen diese Daten an die Sie betreuenden Vermittler, soweit diese die 
Informationen zu Ihrer Betreuung und Beratung in Ihren Versicherungs- und Finanzdienstleistungsangelegenheiten benötigen.

Datenverarbeitung in der Unternehmensgruppe:
Spezialisierte Unternehmen bzw. Bereiche unserer Unternehmensgruppe nehmen bestimmte Datenverarbeitungsaufgaben für die in der Gruppe verbundenen Unter-
nehmen zentral wahr. Soweit ein Versicherungsvertrag zwischen Ihnen und einem oder mehreren Unternehmen unserer Gruppe besteht, können Ihre Daten etwa zur
zentralen Verwaltung von Anschriftendaten, für den telefonischen Kundenservice, zur Vertrags- und Leistungsbearbeitung, für In- und Exkasso oder zur gemeinsamen
Postbearbeitung zentral durch ein Unternehmen der Gruppe verarbeitet werden. In unserer Dienstleisterliste finden Sie die Unternehmen, die an einer zentralisierten
Datenverarbeitung teilnehmen.

Externe Dienstleister:
Wir bedienen uns zur Erfüllung unserer vertraglichen und gesetzlichen Pflichten zum Teil externer Dienstleister. Eine Auflistung der von uns eingesetzten Auftragneh-
mer und Dienstleister nebst, sofern erforderlich, der Fundstelle ihrer Datenschutzhinweise im Internet, zu denen nicht nur vorübergehende Geschäftsbeziehungen 
bestehen, sowie der Unternehmen unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen, können Sie unserer Internetseite unter www.vhv.de 
unter der Rubrik Datenschutz entnehmen. Sofern von Ihnen gewünscht, können wir Ihnen diese Liste auch in Schriftform zukommen lassen.

Weitere Empfänger:
Darüber hinaus können wir Ihre personenbezogenen Daten an weitere Empfänger übermitteln, z. B. an Behörden zur Erfüllung gesetzlicher Mitteilungspflichten. Hierzu
zählen u. a. die Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen im Rahmen der Geldwäscheprävention und die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin) oder an Beteiligte von Schadenfällen (bspw. Anspruchsteller), soweit dies zur Wahrung der berechtigten Interessen des jeweiligen Beteiligten erforderlich ist.
Im Falle von Sanktionslistentreffern erfolgen Meldungen an die Bundesbank.

5. Dauer der Datenspeicherung
Wir löschen Ihre personenbezogenen Daten sobald sie für die oben genannten Zwecke nicht mehr erforderlich sind. Dabei kann es vorkommen, dass personen-
bezogene Daten für die Zeit aufbewahrt werden, in der Ansprüche gegen unser Unternehmen geltend gemacht werden können (gesetzliche Verjährungsfrist von
drei oder bis zu dreißig Jahren). Zudem speichern wir Ihre personenbezogenen Daten, solange wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Dies ergibt sich regelmäßig durch 
rechtliche Nachweis- und Aufbewahrungspflichten, die unter anderem im Handelsgesetzbuch, der Abgabenordnung, dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb
und dem Geldwäschegesetz geregelt sind. Die Speicherfristen betragen danach bis zu zehn Jahre.

6. Betroffenenrechte
Sie können unter der o. g. Adresse Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten verlangen. Darüber hinaus können Sie unter bestimmten Voraussetzungen
die Berichtigung oder die Löschung Ihrer Daten verlangen. Ihnen kann weiterhin ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung Ihrer Daten sowie ein Recht auf Her-
ausgabe der von Ihnen bereitgestellten Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format zustehen.
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	 Widerspruchsrechte
	 Sie haben ferner das Recht, einer Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten zu Zwecken der Direktwerbung zu widersprechen.
	 Ihren Werbewiderspruch richten Sie bitte an service@vhv.de.
	 Verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen, können Sie dieser Verarbeitung widersprechen, wenn sich aus Ihrer besonderen Situation
	 Gründe ergeben, die gegen die Datenverarbeitung sprechen. Dieses Recht können Sie ebenfalls unter der o. g. Adresse geltend machen.
	

Beschwerderecht
Sie haben die Möglichkeit, sich mit einer Beschwerde an den oben genannten Datenschutzbeauftragten oder an eine Datenschutzaufsichtsbehörde zu wenden.
Die für uns zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde ist: Die Landesbeauftragte für den Datenschutz in Niedersachsen, Prinzenstr. 5, 30159 Hannover.

7. Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
Die Versicherungswirtschaft nutzt das Hinweis- und Informationssystem (HIS) der informa HIS GmbH, Kreuzberger Ring 68, 65205 Wiesbaden zur Unterstützung der
Risikobeurteilung im Antragsfall, zur Sachverhaltsaufklärung bei der Leistungsprüfung sowie bei der Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch. Dafür ist ein Aus-
tausch bestimmter personenbezogener Daten mit dem HIS erforderlich. Der Betrieb des HIS beruht auf den berechtigten Interessen der Versicherungswirtschaft gem.
Art. 6 Abs. 1 f) DSGVO, die wir gerne erläutern:

Einmeldung:
An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsmissbrauch hindeuten könnten
und daher einer näheren Prüfung bedürfen. Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, 
betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht 
in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder sogar schon 
einmal als gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grunde melden wir Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie 
im Falle von Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten 
wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung benachrichtigt.

Anfragen:
Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrags oder Regulierung eines Schadens richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz)
an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sachver-
halt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungsfalls
relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer (als Folge einer HIS-Auskunft) in einem späteren Leistungsfall beantworten und 
daher Auskunft über Ihren Schadenfall geben müssen. Diese Formen der HIS-Nutzung basieren sowohl auf dem berechtigten Interesse des Versicherers als auch 
auf dem Erlaubnistatbestand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und f) DSGVO].
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. In begründeten Fällen können Sie der HIS-Einmeldung und -Abfrage wider-
sprechen. Einen Widerspruch richten Sie bitte an die oben unter 1. genannte Adresse.

8. Datenaustausch mit Ihrem früheren Versicherer
Um Ihre Angaben bei Abschluss des Versicherungsvertrags (z. B. zur Mitnahme eines Schadenfreiheitsrabatts in der Kfz-Haftpflichtversicherung) bzw. Ihre Angaben
bei Eintritt des Versicherungsfalls überprüfen und bei Bedarf ergänzen zu können, kann im dafür erforderlichen Umfang ein Austausch von personenbezogenen Daten
mit dem von Ihnen im Antrag benannten früheren Versicherer erfolgen. Diese Übermittlung basiert sowohl auf dem berechtigten Interesse des Versicherers
als auch auf dem Erlaubnistatbestand der Vertragsdurchführung [Art. 6 Abs. 1 b) und f) DSGVO].

9. Bonitätsauskünfte
Soweit es zum Vertragsschluss oder zur Vertragsdurchführung aufgrund unserer berechtigten Interessen notwendig ist, fragen wir bei Auskunfteien Informationen zur
Beurteilung Ihrer Zahlungsfähigkeit oder Ihres allgemeinen Zahlungsverhaltens ab.
Die von uns angefragten Auskunfteien entnehmen Sie bitte unserer Dienstleisterliste.

10. Datenübermittlung in ein Drittland
Sollten wir personenbezogene Daten an Dienstleister außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) übermitteln, erfolgt die Übermittlung nur, soweit dem 
Drittland durch die EU-Kommission ein angemessenes Datenschutzniveau bestätigt wurde oder andere angemessene Datenschutzgarantien (z. B. verbindliche unter-
nehmensinterne Datenschutzvorschriften oder EU-Standardvertragsklauseln) vorhanden sind. Detaillierte Informationen dazu sowie über das Datenschutzniveau bei
unseren Dienstleistern in Drittländern finden Sie ggf. in unserer Dienstleisterliste. Sie können die Informationen auch unter den unter 1. genannten Kontaktinforma-
tionen anfordern.

11. Automatisierte Einzelfallentscheidungen
Auf Basis Ihrer Angaben zum Risiko, zu denen wir Sie bei Antragstellung befragen, entscheiden wir vollautomatisiert etwa über das Zustandekommen oder die Kün-
digung des Vertrags, mögliche Risikoausschlüsse oder über die Höhe der von Ihnen zu zahlenden Versicherungsprämie.
Aufgrund Ihrer Angaben zum Versicherungsfall und der zu Ihrem Vertrag gespeicherten Daten entscheiden wir vollautomatisiert über unsere Leistungspflicht. Die 
vollautomatisierten Entscheidungen beruhen auf vom Unternehmen vorher festgelegten Regeln zur Gewichtung der Informationen:
Bei Nichtzahlung des Versicherungsbeitrags erfolgt nach den jeweiligen Versicherungsbedingungen eine automatisierte Vertragskündigung. In der Kfz-Versicherung 
gewähren wir im Zuge automatisierter Antragsprüfung bei negativen Auskünften (Zahlungsunfähigkeit, eidesstattliche Versicherung oder Insolvenzverfahren
= sog. „harte Treffer“) keinen Kaskoversicherungsschutz und in der Haftpflichtversicherung nur Versicherungsschutz in Höhe der gesetzlichen Mindestdeckung.
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